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Hintergrund

Das „Mittlere Gerdautal“ ist ein Teilgebiet (TG) des Fauna-Flora-Habitat-Gebietes „Ilmenau 

mit Nebenbächen“. Dieses Gebiet zählt zu den Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung, 

die auf Veranlassung der Europäischen Gemeinschaft ausgewiesen worden sind. Grund 

dafür ist der Erhalt der biologischen Vielfalt und damit verbunden die Schaffung eines 

sogenannten zusammenhängenden europäischen ökologischen Netzes (vgl. Richtlinie 

92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie 

der wildlebenden Tiere und Pflanzen – „FFH-Richtlinie“).

Das Bundesland Niedersachsen hat den Lebensraum der Ilmenau und deren Nebenbäche 

nach den Maßgaben der FFH-Richtlinie ausgewählt und dem zuständigen 

Bundesministerium vorgelegt, das dieses Gebiet zusammen mit anderen ausgewählten 

Gebieten der europäischen Kommission benannt hat. Die Kommission hat daraufhin das 

FFH-Gebiet „Ilmenau mit Nebenbächen“ mit der Nummer DE 2628-331 in einer offiziellen 

Liste erfasst, die auch alle anderen Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung enthält.

Alle in dieser Liste erfassten Gebiete sind durch die zuständigen Mitgliedstaaten so schnell 

wie möglich, spätestens aber binnen sechs Jahren, als besonderes Erhaltungsgebiet 

auszuweisen (vgl. Artikel 4 Abs. 4 FFH-Richtlinie). Konkret bedeutet dies, dass das FFH-

Gebiet TG „Mittleres Gerdautal“ entsprechend den für dieses Gebiet maßgebenden 

Erhaltungszielen zu einem sogenannten geschützten Teil von Natur und Landschaft zu 

erklären ist (vgl. § 32 Abs. 2 in Verbindung mit § 20 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz – 

BNatSchG).
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Die dafür in Betracht stehenden Optionen hat die Verwaltung mit fachlicher Unterstützung 

des Niedersächsischen Landesbetriebes für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz – 

NLWKN beraten und im Ergebnis mit Vorlage 113/2008 das Sicherungskonzept vorgestellt. 

Daraus ergibt sich, dass das FFH-Gebiet 71 TG „Mittleres Gerdautal“ als 

Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen werden soll. 

Schutzbestimmungen

Die Schutzgebietsverordnung ist von der unteren Naturschutzbehörde (UNB) in 

Zusammenarbeit mit einem Arbeitskreis aufgestellt worden, dem Vertreter der Kommunen, 

des NABU, des BUND, der Land- und Forstwirtschaft, der Grundeigentümer, der 

Jägerschaft, des Tourismus, der Imkerschaft, der Flächennutzer sowie der 

Kreisnaturschutzbeauftragte angehören. Dem Umweltausschuss wurden von der UNB die 

wesentlichen Regelungen des Verordnungsentwurfes, die mit dem Arbeitskreis erarbeitetet 

wurden, am 22. September 2016 vor dem offiziellen Beteiligungsverfahren vorgestellt.

Beteiligungsverfahren

Das Beteiligungsverfahren gem. § 14 Abs. 1 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes 

zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) ist mit dem Beginn der Behördenbeteiligung 

am 24.10.2016 eingeleitet worden. Die beteiligten Behörden erhielten gemäß 

§ 14 Abs. 2 NAGBNatSchG eine Frist von einem Monat zur Abgabe einer Stellungnahme. 

Parallel dazu hat die vorgeschriebene Öffentlichkeitsbeteiligung durch Auslegung der 

Unterlagen im Zeitraum vom 24.10.2016 bis 27.11.2016 durch die Samtgemeinde 

Suderburg, die Samtgemeinde Bevensen-Ebstorf, die Gemeinden Gerdau und Schwienau 

sowie die Stadt Uelzen stattgefunden. Dies wurde eine Woche vorher ortsüblich 

bekanntgegeben. Die Grundstückseigentümer wurden über die Auslegung des 

Verordnungsentwurfes und zur Abgabe von Anregungen und Bedenken im 

Beteiligungsverfahren angeschrieben. Zusätzlich wurden sie in einer Informations-

veranstaltung am 18.10.2016 über die Verordnungsentwurfsinhalte informiert. Auch im 

Internet waren die Auslegungsunterlagen im Zeitraum der Beteiligungsfrist einsehbar.

Insgesamt sind in dem Beteiligungsverfahren 52 Einwendungen mit Anregungen, Bedenken 

und Hinweisen vorgebracht worden.
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Beteiligte Personengruppen / 
Organisation

Eingegangene Schreiben mit 
Anregungen und Bedenken

Eigentümer (108) 22

Naturschutzverbände (15) 4

Träger öffentlicher Belange (80) 25

Sonstige Einwender 1

Summe der Einwendungen 52

Die Einwendungen der betreffenden Behörden, Verbände, Firmen und 

Grundstückseigentümer wurden ausgewertet, gewürdigt und nach Abwägung aller Belange 

nach Möglichkeit berücksichtigt (Anlage 1- 5).
Die Änderungen am Verordnungstext, die im Rahmen des Anhörungsverfahrens 

vorgenommen wurden, sind in Anlage 6 im Änderungsmodus dargestellt. Anlage 7 enthält 

einer Übersicht der Änderungen an den Karten.

Ergebnis
Der aus dem dargestellten Verfahren resultierende Verordnungstext (Anlage 8) und die dazu 

gehörenden Karten im Maßstab 1:25.000 (Anlage 9) und im Maßstab 1:5.000 (Anlage 10) 
werden den zuständigen Gremien zur Beschlussfassung vorgelegt.

Beigefügt ist die Begründung zur Verordnung (Anlage 11).

Der Verordnungstext und die Übersichtskarte im Maßstab 1:25.000 werden anschließend im 

Amtsblatt veröffentlicht. Die maßgebenden Karten können dann bei der Samtgemeinde 

Suderburg, der Samtgemeinde Bevensen-Ebstorf, den Gemeinden Gerdau und Schwienau 

sowie der Stadt Uelzen und dem Landkreis Uelzen während der Dienststunden eingesehen 

werden. Eine Veröffentlichung erfolgt ebenso auf der Internetseite des Landkreises unter 

www.landkreis-uelzen.de > Landkreis Uelzen, Politik, Verwaltung, Wirtschaft > Verwaltung > 

Amtsblatt sowie unter Bauen, Umwelt, Tiere und Lebensmittel > Umwelt > Natur und Wald > 

Schutzgebiete > Landschaftsschutzgebiete. 

Im Anschluss an die Beschlussfassung werden die Einwender über das Abwägungsergebnis 

unterrichtet.
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Beschlussvorschlag:

Der Umweltausschuss empfiehlt dem Kreisausschuss, dem Kreistag zu empfehlen, die 

Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes „Mittleres Gerdautal“ entsprechend dem 

beigefügten Verordnungsentwurf (Anlage 7) und dem Abgrenzungsvorschlag (Anlage 8 und 

9) zu beschließen. Die Auswertung der Stellungnahmen aus dem öffentlichen Verfahren 

(Anlage 1 - 5) wird zur Kenntnis genommen.

Anlagen:

Anlage 1 – Anregungen und Bedenken Eigentümer LSG Mittleres Gerdautal

Anlage 2 – Anregungen und Bedenken Naturschutzverbände LSG Mittleres Gerdautal

Anlage 3 - Anregungen und Bedenken Träger öffentlicher Belange LSG Mittleres-Gerdautal

Anlage 4 - Anregungen und Bedenken sonstige Einwender LSG Mittleres-Gerdautal

Anlage 5 - Anregungen und Bedenken themenbezogene Beantwortung LSG Mittleres-    

                 Gerdautal

Anlage 6 - Darlegung Änderungen am Entwurf LSG Verordnung Mittleres-Gerdautal

Anlage 7 - Änderungen Gebietsabgrenzung

Anlage 8 - Entwurf LSG Verordnung Mittleres Gerdautal

Anlage 9 - Übersichtskarte LSG Mittleres-Gerdautal

Anlage 10 - Maßgebliche Karte LSG Mittleres-Gerdautal

Anlage 11 - Begründung LSG Mittleres-Gerdautal

Dr. Blume
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Anlage 1: 
Aufstellung der Anregungen und Einwendungen bezüglich der geplanten Landschaftsschutzgebietsverordnung „Mittleres Gerdautal“ als 

Teilgebiet des FFH-Gebietes 071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ 
 

- Übersicht der Eigentümer - 
 

Anregungen/Einwendungen (Zitate) Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde 

Eigentümer 01 Eingang 01.11.2016 

Gegen die vorgesehene Ausweisung meines Hausgrundstückes in der 
Gemeinde Gerdau, Gemarkung Bohlsen, Flurstück 128/07, die von der 
vorgesehenen Ausweisung zu ca. 50 % betroffen ist, erhebe ich Einspruch. 
 
Grund: Mit der Ausweisung einer Teilfläche meines Hausgrundstückes als 
Landschaftsschutzgebiet erfahre ich eine wesentliche Schlechterstellung 
gegenüber Grundstücksbesitzern im vor- und nachgelagerten Bereich. 
Ich verweise hier auf das mir vorgelagerte Grundstück 128/3 und auch auf 
nachgelagerte Grundstücke (gemeindeeigenes Grundstück links der 
Gerdau und auch die Grünflächen rechts vor der Bohlser Mühle). 
Diese Grundstücke werden – soweit ich sie der Übersichtskarte im Maßstab 
1:35.000 entnehmen kann, nicht einmal mit einem Schutzstreifen direkt 
neben der Gerdau belastet. (Info-Karte LK Uelzen) 
 
Das sich auf dem Flurstück 128/07 befindliche Wohnhaus wurde von mir 
vor 15 Jahren altersgerecht und barrierefrei umgebaut und soll mir im Alter 
als Altersruhesitz dienen. Die dem Haus vorgelagerte Fläche wird derzeit 
als Grünfläche genutzt und von einem befreundeten Landwirt durch 
mehrfaches jährliches Mähen unterhalten. Die Unterhaltung des 
Grundstückes muss mir auch bei einem Ausfall des Landwirts mit eigenen 
Gerätschaften (Rasentraktor) möglich sein. 
 
Im Zuge der weiteren altersgerechten Gestaltung des Grundstückes ist ggf. 
auch eine landschaftsbezogene Umwandlung des Grundstückes 
vorgesehen. 
 
 
 
Bei der Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet sind Veränderungen auf 
dem Grundstück nicht mehr möglich. 

Wird zur Kenntnis genommen und bei der Gebietsabgrenzung 
berücksichtigt. 
 
 
Der Einwand, dass hier eine Ungleichbehandlung vorliegt, da sonst alle 
Grünland(-ähnlichen) Flächen im ortsnahen Bereich nicht im gepl. LSG liegen, 
ist berechtigt. Die Grenze des LSG wird daher dahingehend angepasst, dass 
nur ein Randstreifen am Ufer der Gerdau mit seinem Erlensaum Bestandteil 
des LSG wird. 
 
 
 
 
 
Das Grundstück wird nach der oben genannten Änderung der 
Gebietsabgrenzung überwiegend außerhalb des LSG „Mittleres Gerdautal“ 
liegen. Auch in dem Bereich innerhalb des Landschaftsschutzgebiets ist ein 
mehrfaches jährliches Mähen weiterhin zulässig. Es gelten die Auflagen des § 
3 Abs. 3 des Verordnungsentwurfs. 
 
 
 
Gemäß Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Suderburg handelt es sich 
bei dem östlichen Teil des Flurstücks 128/7 jenseits des Weges um eine Fläche 
für die Landwirtschaft. Eine Umwandlung des Grünlands in eine andere 
Nutzung ist also unabhängig von der LSG-Verordnung nicht ohne weiteres 
zulässig. 
 
Wodurch eine Wertminderung bedingt sein soll, ist nicht nachvollziehbar. Wie 
bereits oben ausgeführt, ist die betroffene Fläche eine landwirtschaftliche 
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In keinem anderen Ortsbereich des mittl. Gerdautals ist ein 
Wohngrundstück derart betroffen. 
Auf die erhebliche Wertminderung des Hausgrundstückes, die bei einer 
Ausweisung entstehen würde und die ich hier zunächst nicht näher 
beschreiben möchte, sei ebenfalls verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
Gegen die Ausweisung eines Gewässerschutzstreifen als 
Landschaftsschutzgebiet direkt an der Gerdau in einer Breite vom 3 m zum 
Uferrand habe ich keine Bedenken. (Dieses sollte im Bereich der Gerdau 
für alle Grünflächen generell der Fall sein.) 
 
PS.: Die Uferböschung des Hausgrundstückes 128/7 wird von meinen 
Nachbarn mit Strauch – und Grünschnitt – angelegt in faschinenform – 
gesichert. Dieses sollte ihm auch in Zukunft ermöglicht werden. 

Fläche in Grünlandnutzung. Diese Nutzungsart ist weiterhin zulässig. Die 
theoretische Option einer zukünftigen Wertsteigerung durch Umnutzung der 
Fläche ist für die Annahme einer Wertminderung nicht ausreichend. 
Grundsätzlich hat der Eigentümer eines Grundstücks Inhalts- und 
Schrankenbestimmungen des Eigentums entschädigungslos hinzunehmen 
(BVerfG E100, 226). Entgangene Entwicklungschancen sind nach 
höchstrichterlicher Rechtsprechung kein Bestandteil des grundgesetzlich 
garantierten Eigentumsschutzes (siehe z. B. Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 22.05.1979 [1 BvL 9/75]).  
 

  

Eigentümer 02 Eingang 04.11.2016 

Wir möchten aus dem Brief 66 V – 423.13 vom 28.04.2016 des 
Umweltamtes des Landkreis Uelzen zitieren: 
Über gesetzlich geschützte Biotope des § 30 BNatSchG auf dem Flurstück 
liegen keine Erkenntnisse vor. Die Flächen sind nicht als § 30 – Biotop 
festgestellt. 
Aus Sicht der UNB erscheint eine Herausnahme des genannten 
Flurstückes aus dem LSG unter genannten Rahmenbedingungen fachlich 
vertretbar. Dies begründet sich darin, dass 
- das Flurstück unmittelbar an die bebaute Ortslage angrenzt. 
- die wesentlich relativ dicht vorbeiführende Hochspannungsleitung die 
lokale Qualität des Landschaftsbildes beeinträchtigen und insofern auch die 
Flurstücksfläche in einem visuell vorbelasteten Landschaftsteilraum liegt. 
- keine besonders wertvollen Ausprägungen der Tier- und Pflanzenwelt auf 
dem Flurstück festgestellt wurden und es auch insofern keine 
überdurchschnittliche Bedeutung für das Landschaftsschutzgebiet besitzt. 
- mit der vorzunehmenden landschaftsgerechten Eingrünung der 
vorgesehenen Baufläche nördlich des Lindener Weges landschaftlich 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die zitierten Angaben beziehen sich auf einen Vorgang, der ausschließlich das 
Flurstück 49/8 der Flur 1 in der Gemarkung Groß Süstedt betrifft. Sie sind somit 
nicht auf die übrigen unten genannten Flurstücke übertragbar. Inhaltlich geht es 
um die Frage einer Herausnahme aus dem bestehenden 
Landschaftsschutzgebiet „Oberes Gerdautal“. Das Flurstück 49/8 wird gemäß 
maßgeblicher Karte nicht Bestandteil des neu auszuweisenden 
Landschaftsschutzgebiets „Mittleres Gerdautal“. 
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vorteilhaft eingebunden wird und zusammen mit dem südlich des Linderner 
Weges vorhandenen Waldstück die Einbindung des westlichen Randes der 
Ortslage Groß Süstedt verbessert wird. 
 
Vor dem Hintergrund Ihrer Ausführungen befürchten wir, dass uns durch 
das in unmittelbare Nähe zu und auf unseren Grundstücken in der 
Gemarkung Groß Süstedt, Flur 1, Flurstück 33/5, 49/7, 49/8 und 32/9 
geplante Landschaftsschutzgebiet „Mittleres Gerdautal“ (Sicherung des 
FFH-Gebiets „Ilmenau mit Nebenbächen“) für unseren seit 60 Jahren 
bestehenden Gewerbebetrieb erhebliche unkalkulierbare Nachteile 
entstehen, die wir nicht akzeptieren können. Die Weiterentwicklung des 
Gewerbegebiets wird mit der Sicherheit an dem Standort in Groß Süstedt 
schwieriger, wenn nicht sogar unmöglich und marktunüblich teuer. Deshalb 
widersprechen wir ihren Plänen zum Landschaftsschutzgebiet „Mittleres 
Gerdautal“ (Sicherung des FFH-Gebiets „Ilmenau mit Nebenbächen“). 

 
 
 
 
Von den vier in der Stellungnahme benannten Flurstücken wird nur das 
Flurstück 32/9 mit einem ca. 25 m breiten Streifen Bestandteil des LSG. Dieses 
ist zudem das am weitesten (ca. 350 m) vom derzeitigen Betriebsgelände der 
Fa. Müller entfernte Flurstück. Der dort befindliche Teich und ein Teil des 
angrenzenden Grünlands stellen jeweils ein gesetzlich geschütztes Biotop 
gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 24 NAGBNatSchG dar (Biotoptypenkartierung 
Mai/Juni 2016). Eine Benachrichtigung des Eigentümers wird noch erfolgen. 
In Bezug auf den Einwand, eine angrenzende Betriebsentwicklung würde durch 
die angrenzende Unterschutzstellung beeinträchtigt, siehe Anlage 5, Punkt 4 
„bauliche Anlagen im FFH-Gebiet, Betriebserweiterungen“. 
Eine Befreiung gemäß § 7 Landschaftsschutzgebietsverordnung „Mittleres 
Gerdautal“ ist künftig nur für den benannten, 25 m breiten Streifen des 
Flurstücks 32/9 erforderlich. 
Darüber hinaus gilt für die übrigen benannten Flurstücke das bestehende 
Landschaftsschutzgebiet „Oberes Gerdautal“, in dem gemäß § 3 Abs. 1 a) die 
Errichtung von baulichen Anlagen einer Zulässigkeitserklärung bedarf.  

  

Eigentümer 03 Eingang 21.11.2016 

Die Abgrenzung des Bereichs laut maßgeblicher Verordnungskarte „Wald 
mit FFH-Lebensraumtypen im Erhaltungszustand ‚B‘ oder ‚C‘ gemäß § 6 
Abs. 4“ auf dem Flurstück in der Gemarkung Gerdau, Flur 1, Flurstück 53/3 
ist aus Sicht der Eigentümerin nicht korrekt. Es wird ein Bereich 
eingeschlossen, der nicht der Beschreibung in den Erhaltungszielen und 
dem entsprechenden Absatz in § 6 entspricht (Erlen-Eschen Auwald). Es 
handelt sich um einen ehemaligen Park. Hier sind in der letzten Zeit zudem 
einige Bäume umgefallen, es sollte also die aktuelle Situation berücksichtigt 
werden. 
 
Im nördlichen Teil des Flurstücks befindet sich ein Teil der angrenzenden 
Bebauung im Gebiet. Die Grenze sollte hier angepasst werden. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Verordnungskarte wird entsprechend 
angepasst. 
Maßgeblich ist der Zustand zum Zeitpunkt der Gebietsmeldung an die EU-
Kommission 2005. Die Berücksichtigung der aktuellen Gegebenheiten 
„umgefallene Bäume“ ist daher nicht möglich. Eine Überprüfung der genauen 
Abgrenzung des Lebensraumtyps führt zu einer Anpassung (Verkleinerung) der 
Darstellung „Wald mit FFH-Lebensraumtypen im Erhaltungszustand ‚B‘ oder ‚C‘ 
gemäß § 6 Abs. 4“  
 
 
Die Gebietsgrenze wird hier geringfügig angepasst, damit das Gebäude 
eindeutig außerhalb liegt. 

  

Eigentümer 04 Eingang 21.11.2016 

Gegen den Entwurf, der in den Informationsveranstaltungen vorgestellt 
wurde, haben wir folgende Einwendungen: 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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1. Die Kartierung / Bestandserfassung stimmt nicht. 
2. Es sollen andere Gebiete ausgewiesen werden. 
3. Die Nutzung soll nur soweit eingeschränkt werden, wie es zum  
    Schutzzweck tatsächlich notwendig ist. 
4. Es soll ein angemessener Ausgleich des Nutzungsausfalls und der neu  
    notwendigen Aufwendungen vorgesehen werden.  
 
Zu 1.: 
In den Informationsveranstaltungen am 18.10.2016 und 27.10.2016 war bei 
uns der Eindruck erweckt worden, bei der öffentlichen Auslegung der 
Planung würden Informationen vorgehalten, die über das dort Vermittelte 
hinausgingen. Am 31.10. lag in Suderburg nicht mehr aus als ausgehändigt. 
Die Samtgemeinde teilte mit, es gäbe nicht mehr. Insbesondere war die 
Erfassung der  
Bestandsdaten dort zwar der Existenz nach bekannt, es wurde aber auf den 
Landkreis verwiesen.  
 
Ich bezweifle, dass die Bestandserfassung in den maßgeblichen 
Zeiträumen von 1998 über 2002 bis heute noch maßgeblich ist.  
 
 
Aus dem vorliegenden Material ist nicht ersichtlich, weshalb bestimmte 
Flächen in die Planung einbezogen sind und andere nicht.  
 
 
 
 
 
Zu 2.: 
Die nach FFH vorgesehenen Flächen erfüllen bei normaler weiterer 
Nutzung den FFH-Zweck. Es fehlen im hiesigen Gebiet Magerwiesen. Die 
ausgewiesenen Auenwiesen werden nicht durch Nutzung, sondern durch 
Umweltbelastung bedroht, siehe unten.  
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde zu keinem Zeitpunkt angekündigt, die von den Einwendern begehrten 
„weiteren Informationen“ oder „Bestandsdaten“ bei der öffentlichen Auslegung 
vorzuhalten. Bestandteil der öffentlichen Auslegung ist nur die Verordnung mit 
ihren zugehörigen Kartenanlagen. Es wurde jedoch durch die Mitarbeiter des 
Landkreises das Angebot geäußert, nähere Informationen auf Nachfrage zur 
Verfügung zu stellen. Diese Möglichkeit wurde auch durch eine größere Zahl an 
Bürgern wahrgenommen, die Einwender eingeschlossen.   
 
 
Mit der „Bestandserfassung“ ist sehr wahrscheinlich die sog. Basiserfassung 
aus den Jahren 2002/03 gemeint. Siehe dazu Anlage 5, Punkt 15 
„Basiserfassung“. 
 
Es ist nicht Gegenstand von Verordnung oder Begründung, dies für jede 
einzelne Fläche herzuleiten.  
Zur Abgrenzung des Gebiets siehe Anlage 5, Punkt 1 „Abgrenzung des 
Landschaftsschutzgebiets“.  
Die Einstufung der Lebensraumtypen in der maßgeblichen Karte folgt der 
Basiserfassung 2002/03 bzw. der selektiven Biotoptypenkartierung aus dem 
Jahr 2016 (Grünland-Lebensraumtyp 6510). 
 
Diese Aussage enthält nicht näher ausgeführte Behauptungen und ist daher 
kaum zu beantworten. Es ist unklar, was mit den „nach FFH vorgesehenen 
Flächen“ gemeint ist. Ebenso, was unter einer „normalen Nutzung“ zu 
verstehen ist. Eine intensive Grünlandnutzung kann für den Schutzzweck unter 
anderem durch Nährstoff- (z.B. Düngung mit Gülle), Sediment- 
(Grünlanderneuerung/-umbruch), und teilweise Herbizideinträge ins Gewässer 
eine Gefährdung darstellen. Auch die (wenigen, aber im Umfang von ca. 1,8 ha 
vorhandenen) mageren Flachland-Mähwiesen werden durch eine zu intensive 
Nutzung gefährdet, z. B. durch zu starke Düngung, zu viele Schnitte, 
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Zu 3.: 
Die geplanten FFH-Maßnahmen führen für unser Grundstück nicht nur zu  
Nutzungseinschränkung, sondern zu beträchtlichem Mehraufwand:  
• Die Wiese können wir nicht mehr verpachten. Durch die stark 
eingeschränkte Nutzung - sowohl der Bewirtschaftung nach als auch den 
Jahreszeiten nach – lohnt es sich nicht mehr. Für uns stehen damit nur 
noch die Kosten für die Pflege da, mindestens ist das 2 mal im Jahr mähen.  
 
 
 
 
 
• Im Wald wird die Nutzung des ausgedünnten Altbaumbestandes 
unrentabel. Es sind auf Perspektive angelegte Gehölze mit mehr als 
Brennholzpotential. Wegen mangelnder Transportmöglichkeiten kann nichts 
mehr kostendeckend gemacht werden.  
Transportwege für Holz: Hier wird ein starrer Abstand und eine 
Auszeichnung vorgeschrieben. Aus eigener Anschauung und Praxis kann 
man sich das nur in einem großstädtischen Büro ausdenken. Die 
Rückewege müssen sich nach der Bodenbeschaffenheit und der geplanten 
Entnahme im nächsten Jahrzehnt richten. Sofern diese Wege nicht 
befestigt und nicht dauernd befahren werden, fallen sie bei dem hier zur 
Debatte stehenden Untergrund sehr schnell wieder in den natürlichen 
Zustand zurück. Es gibt da keinen besonderen Schutzzweck. Wenn sie 
aber über ungeeigneten Grund führen und dort bleiben müssen, wird der 
Untergrund dauerhaft geschädigt. In unserem Wald ist der Rückeweg als 
Motorrad-Übungsstrecke benutzt worden, bis wir ihn zugebaut und getarnt 
haben. Genau das soll nun mit der Verordnung wieder rückgängig gemacht 
werden. 
 
Zu 4.: 
Für uns ist kein Schadenersatz vorgesehen. Wir haben es vom Finanzamt 
inzwischen schriftlich, daß es Aufwendungen auch nicht steuerlich als 
Verlust anerkennen wird. 
 
Ganz allgemein ist festzustellen, daß die geplante Maßnahme nur formal 
der Intention der EU-Richtlinie entspricht. Genau genommen werden durch 

Nachsaaten (Verschiebung der Artenzusammensetzung) etc. 
 
Für die betreffende Fläche (ca. 1.600 m²) gelten nur die Auflagen des § 3 
Abs. 3 der LSG-Verordnung. Diese Auflagen schränken die Nutzung zwar ein, 
eine Einschränkung „den Jahreszeiten nach“ ist aber nur in Bezug auf die 
Düngergabe nach dem 15. Oktober zutreffend. Es wird nicht deutlich, worin 
genau die „stark eingeschränkte Nutzung“ liegt, die ein Verpachten unmöglich 
machen würde. Die zusätzlichen Beschränkungen für die Fläche, die daraus 
entstehen, dass es sich um ein gesetzlich geschütztes Biotop gemäß § 30 
BNatSchG bzw. § 24 NAGBNatSchG handelt, sind nicht Gegenstand der 
Landschaftsschutzgebietsverordnung sondern ergeben sich direkt aus dem 
Bundesnaturschutzgesetz.  
 
Die Waldfläche im Eigentum der Einwender ist in der maßgeblichen Karte nicht 
als FFH-Lebensraumtyp dargestellt. Es gelten folglich nur die Regelungen des 
§ 6 Abs. 1 und 2. Die Vorgebrachten Probleme beziehen sich jedoch sämtlich 
auf Vorgaben aus den Absätzen 3 bis 9, die nicht für diese Fläche gelten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“. 
 
 
 
Die Darlegung läuft darauf hinaus, dass eine kleinräumige Unterschutzstellung 
nicht sinnvoll sei, solange übergeordnete Probleme bestünden. Dies trifft 
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den Landkreis zwei dünne Linien gezogen. Die Naturschutzverbände haben 
zurecht regelmäßig darauf hingewiesen, daß damit nicht viel erreicht 
werden kann. Das Umweltproblem in der Region ist die immer mehr 
einseitige und großflächige Landnutzung mit hoher Belastung insbesondere 
des Grundwassers durch Nitrate und der Luft mit Pestiziden und 
Herbiziden. Demgegenüber wird ein vielfältiger, abwechslungsreicher 
Bewuchs und insbesondere die Bewahrung von Magerwiesen nicht 
erwogen. Dagegen hilft die großräumige Unterschutzstellung von Flächen, 
in die das kontaminierte Grundwasser fließt und der Wind weht, nichts. Der 
Rückgang insbesondere an Vögeln (außer Rabenvögeln) und Insekten aller 
Art braucht nicht weiter erläutert zu werden. Wenn auf dem Zustand von 
1998 bezogen wird, dann sind andere Maßnahmen erforderlich.  
 
Die meisten vorgeschriebenen Maßnahmen sind ohne weitere 
grundlegende Änderungen nicht zweckmäßig. In unserem Waldstück haben 
wir von uns aus freiwillig ausreichend Totholz vorgesehen. Es ist jedoch 
festzustellen, daß alles, was nicht festgewachsen ist, innerhalb eines 
Monats gestohlen wird. Inzwischen haben wir sogar den Diebstahl eines 
ganzen stehenden Baumes festgestellt. Hier sind keine weiteren Gesetze 
und Verordnungen nötig, sondern zuerst eine Aufklärungsquote größer Null.  
Echte Schutzmaßnahmen würden darin bestehen, das Grundwasser, das 
von allen Seiten in die Planungsgebiete einfließt, zu verbessern. Für die 
Verbesserung der Fauna (insbesondere Bodenbrüter und Lurche) müßten 
große Flächen eingezäunt und bestimmte Wildarten wie Enok, Waschbär 
und Fuchs ferngehalten werden. Die gesamte Problematik Kulturfolger 
versus Wald- und Feldbewohner wird durch die Verordnung konterkariert. 
 
An echtem Informationsgehalt aus den Informationsveranstaltungen ist hier 
hängen geblieben: 
• Für die Grundeigentümer sind schwere Belastungen und nicht nur 
eingeschränkte Nutzung geplant. Die Grundstücke werden nahezu wertlos 
und unveräußerlich. 
 
 
• Es gibt bei der Verwaltung weder Personal für die sachkundige 
selbständige und verantwortliche Durchführung – es werden Firmen der 
Naturschutzindustrie beauftragt – noch Personal zum Schutz des 
Eigentums in den betreffenden Grundstücken (Diebstahl aller Art, 

jedoch nicht zu. Trotz übergeordneter Probleme ist ein erfolgreicher Schutz von 
Arten und Lebensräumen in Schutzgebieten möglich. Eine Belastung der Luft 
und des (Grund-)Wassers mit Nährstoffen und Herbiziden liegt nicht 
flächendeckend in gleicher Höhe vor (verschiedene Grundwasserleiter, 
Deckschichten usw.) Zudem reagiert nicht jeder Lebensraum in gleicher Weise 
auf derartige Belastungsfaktoren.  
Auch die kleine Grünlandfläche im Eigentum der Einwender trägt durch die dort 
aufgebrachte Gülle zur Beeinflussung des Nährstoffhaushalts der Landschaft 
bei. Es ist nicht schlüssig, wenn einerseits eine „normale“ Bewirtschaftung der 
eigenen Fläche als Naturschutzverträglich bezeichnet, andererseits aber eine 
allgemeine Nitratbelastung moniert wird, die eine Unterschutzstellung sinnlos 
mache.  
 
Eine Schutzgebietsverordnung sieht überwiegend einen räumlich begrenzten, 
passiven Schutz vor. Übergreifende Maßnahmen sind im Agrar- und 
Wasserrecht in der Diskussion. Unter anderem wird aktuell eine Überarbeitung 
der Düngeverordnung diskutiert, die die strengen Vorgaben der EU-
Nitratrichtlinie umsetzen soll. Diesbezüglich hat die EU-Kommission ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
eingereicht. Es gibt also auf verschiedenen Ebenen ernsthafte Anstrengungen, 
um die durch die Einwender aufgeführten Probleme in den Griff zu bekommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Nutzung ist weiterhin möglich, wird jedoch eingeschränkt. Wie oben bereits 
ausgeführt wird aus der Einwendung nicht deutlich, worin die behauptete 
umfassende Entwertung des hier betreffenden Grundstücks (insgesamt ca. 1 
ha) besteht. Siehe auch Anlage 5, Punkt 3 „Wertherabsetzung des Eigentums“. 
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Vandalismus), sondern nur zur Überwachung, ob die Grundstücke den 
Vorschriften entsprechen. 
 
• Es gibt keine Aussicht auf Entschädigung, sondern im Gegenteil eine 
neue Gebührenordnung. 
 
• Der naturschützerische Gedanke spielt keine große Rolle. Wichtig ist die 
formale Erfüllung einer Richtlinie, bei der Verwaltung und Parlamente im 
Verzug sind und Strafen befürchten müssen. 
 
 
 
 
• Für eine angemessene Beteiligung der betroffenen Grundeigentümer fehlt 
das Personal.  
 
 
 
 
 
 
Nachwort an die Abgeordneten des Kreistags: 
Die EU-Richtlinie von 1988 ist dem Grunde nach richtig. Die Umsetzung 
hier ist falsch. Ein Strich durch eine offene Landschaft, die durchweg seit 
Jahrhunderten offenbar freiwillig privat in überdurchschnittlichem Zustand 
gehalten wird, nützt nicht viel mehr außer der formalen Erfüllung der 
Richtlinie. Unsere Landschaft ist ein Durchzugsgebiet für Tiere aller Art, sie 
ist dünn besiedelt und nur der Kanal ist ein größeres Hindernis. Wie aus 
den anderen Eingaben ersichtlich ist, erfolgt im mittleren Gerdautal ein 
Eingriff in eine alte Kulturlandschaft. Sie wird derzeit extensiv genutzt, die 
Kinder der Gemeinden haben hier das Schwimmen gelernt, die Freiwillige 
Feuerwehr kann wichtige Schulungen abhalten, gelegentlich wird Brennholz 
gewonnen, ganz selten, d.h. meist nicht einmal zu Lebzeiten eines jeden 
Eigentümers Nutzholz in größerem Umfang. Trotzdem haben hier viele 
seltene Tierarten einen Rückzug.  
Es ist unredlich, sich öffentlich hinzustellen und jegliche Verantwortung auf 
die EU zu schieben (Kauder „... mit ihren kleinteiligen Regelungen....“). Die 
Übererfüllung der EU-Anforderungen und die Kleinteiligkeit machen Sie vor 

 
 
 
Zum Thema Entschädigung siehe oben Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des 
Eigentums“.  
 
Die formale Erfüllung der Richtlinie ist ein wichtiger Schritt, da sich die 
Bundesrepublik Deutschland zur ihrer Umsetzung verpflichtet hat (und zur 
Erarbeitung der Richtlinie wesentlich beigetragen hat). Entscheidend ist letztlich 
aber die tatsächliche Entwicklung in der Landschaft, daher auch die 
Berichtspflichten an die EU-Kommission zur naturschutzfachlichen Entwicklung 
der Gebiete. 
 
Im mittleren Gerdautal wurden die Grundeigentümer und deren 
Interessenvertreter sehr umfassend informiert (Anschreiben, drei 
Informationsveranstaltungen, persönliche Gespräche). Mitarbeiter des 
Landkreises waren für jedermann mit allgemeinen oder konkreten Fragen 
ansprechbar. Dies wurde durch die Einwender und auch insgesamt lebhaft 
angenommen. Es ist unklar, worin eine „angemessene“ Beteiligung“ aus Sicht 
der Einwender bestünde. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Von einer Übererfüllung der EU-Anforderungen kann hier nicht die Rede sein. 
Wäre dies der Fall, hätte das Gebiet spätestens 2011 unter Schutz gestellt 
werden müssen. Als Schutzkategorie wäre auch ein Naturschutzgebiet möglich 
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Ort persönlich! gewesen. Es handelt sich um eine Umsetzung, bei der versucht wird, die 
Mindestanforderungen zu erfüllen. Die hier behauptete grobe Vorgabe der EU 
und kleinteilige Umsetzung durch den Landkreis ist nicht zutreffend. Der „Strich 
durch die offene Landschaft“ ist durch das Land Niedersachsen erarbeitet 
worden. Wie bei jedem Sachverhalt bewegen sich die allgemeinen gesetzlichen 
Vorgaben auf allgemeinem Niveau, während die Ebene der Umsetzung die 
Detailfragen zu lösen hat. Wie detailliert das Thema zu bearbeiten ist, ist in der 
FFH-Richtlinie jedoch von vornherein angelegt. Daher die umfassenden 
Anhänge, in denen Lebensraumtypen und Arten aufgeführt werden.  

  

Eigentümer 05 Eingang 23.11.2016 

Mit den Flurstücken der Flur 2 der Gemarkung Gerdau, westlich des Ortes 
Gerdau, mit den Flurstücksnummern: 86/5 ; 87/2 ; 86/2 und 86/3 (Nummern 
teilweise neu vergeben wegen Neuvermessung und Flurbereinigung Gr. 
Süstedt) bin ich von der VO betroffen.  
Die Einstufung meiner Flächen erfolgte als Grünland mit Intensivnutzung. 
Der VO-Entwurf sorgt mit dem immer wiederkehrenden Hinweis der 
Entwicklung des LSG für Verunsicherung. Durch die vorhandenen Auflagen 
in Kombination mit der Entwicklung muss mit Nutzungseinschränkungen 
gerechnet werden, den ich hiermit ausdrücklich widerspreche.  
 
 
Zudem ergeben sich nach Rücksprache mit Banken erhebliche 
Wertverluste, wie andere Gebiete gezeigt haben.  
 
U.a. ist eine Grünlanderneuerung zeitversetzt auf den Flächen auch mit 
Zuhilfenahme eines Totalherbizides und einer Neusaat aus einer 
Saatmischung sinnvoll und erhält die Leistung des Grünlandes und die 
weiterhin der Nutzung angepassten intensiven Bewirtschaftung. Der 
uneingeschränkte Einsatz empfohlener Herbizide bzw. der eigenständige 
Einsatz nach Empfehlung der guten fachlichen Praxis muss gewährleistet 
sein, weil ein zustimmungspflichtiger Einsatz einen optimalen Zeitpunkt 
verhindert. Ein falscher Zeitpunkt widerspricht dem ökologischen Gedanken 
und sorgt zudem für einen höheren Mitteleinsatz und höhere Kosten.  
 
Der Einsatz von Kot aus der Geflügelhaltung ist ganzjährig untersagt. 
Hierbei handelt es sich um einen sehr guten Dünger, dessen Einsatz 
viehreiche Gebiete entlastet und keinen nachhaltigen negativen Einfluss 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Verordnung bezweckt durch Ge- und Verbote und Erlaubnisvorbehalte im 
Wesentlichen eine Erhaltung des Status quo. Eine Entwicklung ist dort Ziel, wo 
Lebensräume defizitär ausgeprägt sind und zur Erreichung eines günstigen 
Erhaltungszustands Maßnahmen erforderlich sind. Die Maßnahmen ergeben 
sich jedoch nicht aus der Verordnung. Sie werden im Rahmen der 
Managementplanung entwickelt.  
 
Siehe Anlage 5, Punkt 3 „Wertminderung des Eigentums“. 
 
 
Die Grünlanderneuerung führt zu einer Erhöhung der Erosion und zu 
Stoffeinträgen in die Gewässer. Zudem wird das Arteninventar der Grünländer 
damit massiv beeinträchtigt. Eine Grünlanderneuerung ist für Empfänger von 
EU-Direktzahlungen auf umweltsensiblem Dauergrünland (Dauergrünland im 
FFH-Gebiet, das vor dem 1.1.2015 schon bestand) ohnehin nicht zulässig.  
 
 
 
 
 
Geflügelkot weist im Vergleich zu anderen organischen Düngern einen mehr 
als doppelt so hohen Nährstoffgehalt auf. Gerade die hohe Konzentration an 
Ammoniumstickstoff führt zu einer Belastung des Umfeldes. Auch der hohe 

12 von 145 in Zusammenstellung



 

Stand: 09.01.2017                                                                                                                                                                                                                                                                                9 
 

hat, wenn die Ausbringung ordnungsgemäß erfolgt. Der Einsatz von 
organischen Düngern aus der Viehhaltung und/oder Biogas ist ohne 
negativen Einfluss auf den Schutzstatus möglich und muss möglich bleiben. 
Dazu tragen die bereits gültigen Einschränkungen der Ausbringungszeiten 
und der Ausbringungstechniken bereits bei.   
 
Eine erhebliche Schädigung der Grasnarbe durch Beweidung ist im Entwurf 
untersagt. Dabei kann es sich bei der Untersagung aber nur um 
flächendeckende Schäden handeln. Dass ein Teilbereich durch 
anhaltenden Regen bzw. Starkregen mal in Mitleidenschaft gezogen wird, 
kann grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden. Ertragskraft der Fläche 
und das Tierwohl durch Auslauf auf der Fläche sollten weiterhin im 
Ermessen des Bewirtschafters liegen.  
 
 
Erhalt, Schutz und Entwicklung des Gewässerlaufes der Gerdau und seiner 
anliegenden Gräben haben in den letzten Jahren durch fehlende 
Pflegemaßnahmen des Wasser- und Bodenverbandes schon zu 
erheblichen negativen Auswirkungen für den Bewirtschafter geführt. Durch 
mangelnde Pflegemaßnahmen, die überwiegend dem Sparzwang 
geschuldet waren, fließen Drainagen und Gräben nicht mehr problemlos ab. 
Die Flächen sind mit Tonrohren drainiert. Eine Reparatur ist wegen 
mangelnden Materials und altersbedingter zunehmender Rohrbrüche 
wirtschaftlich dauerhaft nicht möglich. Daher müssen Neuverlegungen mit 
modernen Maschinen möglich sein. Darüber hinaus müssen 
Richtungsänderungen wegen der verschlechterten Vorflut/ 
Auslaufmöglichkeit der Drainagen möglich sein. Das Abrutschen der 
Böschungen, Sandbänke mit und ohne Bewuchs, Wurzeln von Bäumen und 
Sträuchern und fehlende Pflegemaßnahmen am Gewässer und den Gräben 
verhindern zunehmend eine wartungsfreie Entwässerung. Daher müssen 
Drainagen und Gräben bzw. neue Gräben den geänderten Gegebenheiten 
angepasst werden dürfen.  
 
Auf der Karte Seite 3/8, der Anlage zur VO, ist nördlich des Schutzgebietes 
eine fehlerhafte Acker/Grünland-Trennlinie eingezeichnet (in der Anlage 1 
zum Schreiben rot markiert). Diese Linie ist bitte zu entfernen bzw. den 
tatsächlichen Gegebenheiten anzupassen (siehe Anlage 2 dieses 
Schreibens).  

Gesamtstickstoffgehalt erhöht die Gefahr einer Auswaschung.  
Die Regelung soll gerade verhindern, dass dieses besonders problematische 
Düngemittel auf die Grünländer im FFH-Gebiet aufgebracht wird.   
 
 
Die Formulierung „die erhebliche Schädigung der Grasnarbe durch Beweidung“ 
in § 3 Abs. 3 Nr. 5 des Verordnungsentwurfs bezieht sich ausschließlich auf 
Schäden, die durch den Vertritt bei der Beweidung entstehen. Die Schädigung 
der Grasnarbe in einzelnen Bereichen ist kaum vermeidbar. Das Wort 
„erheblich“ dient der Verdeutlichung, dass das Verbot nur greift, wenn 
wesentliche Anteile der Fläche, also je nach Beschaffenheit der Fläche 
(Hanglage etc.) der Fläche keine intakte Grasnarbe mehr besitzen und 
entsprechend eine erhebliche Erosion stattfinden kann. 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 13 „Entwässerung“ und 14 „Wasserstand der Gerdau 
und Folgen für die Entwässerung“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es handelt sich um eine Linie aus der Hintergrundkarte DGK 5, die keine 
Folgen in Bezug auf die Verordnungsinhalte hat. Dennoch wird dem Wunsch 
des Einwenders gefolgt und die Linie aus der Hintergrundkarte entfernt. 
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Ein Großteil meiner selbst bewirtschafteten Flächen liegt in diesem Gebiet 
oder in anderen Landschaftsschutzgebieten. Daher bitte ich meiner 
Eingaben zu berücksichtigen. 
Machen Sie mir das Leben als kleinen Nebenerwerbslandwirten nicht zu 
schwer. Wenn Sie Ersatzflächen für mich haben, dann kann man auch 
darüber sprechen. 

Die umliegenden Landschaftsschutzgebiete beinhalten nur sehr geringfügige 
Einschränkungen für die Ausübung der Landwirtschaft und begründen damit 
keine besondere Betroffenheit. Da die Hinweise der Stellungnahme sehr 
allgemein gehalten sind, ist kann die besondere Betroffenheit des Einwenders 
nicht näher ermittelt werden. 
 

  

Eigentümer 06 Eingang 23.11.2016 

In vorbezeichneter Angelegenheit stelle ich fest, dass meines Erachtens die 
entworfene Mustersatzung auf die hiesigen Verhältnisse nicht angewendet 
werden kann und zwar aus folgenden Gründen: 
 
 
 
 
1. Bei den ausgewiesenen Waldflächen würde bei satzungsgemäßer 
Durchführung der Bewirtschaftung es dazu kommen, dass ein 
Mehraufwand von etwa 4.000,00 € zu erbringen wäre (zu erzielender 
Nettoerlös: ca. 7.848,00 € abzgl. Sonderaufwendungen von ca. 11.720,00 
€). 
Die Erlöse aus dem Forstbetrieb dienen aber dazu, die Alterssicherung des 
Unterzeichneten zu festigen. Die Altersversorgungsrente des 
Unterzeichneten allein reicht gerade aus, um die Kosten der 
Krankenversicherung nebst Eigenbeteiligung an den Mehrkosten der 
Medikamente zu decken. 
Zwar ist es richtig, dass mein Forstbetrieb etwa 110 ha Waldfläche erfasst, 
diese liegen jedoch bereits zu einem nicht unerheblichen Teil im 
Naturschutzgebiet und sind somit entsprechenden Beschränkungen im 
Rahmen der Bewirtschaftung unterworfen, welche sich selbstverständlich 
dadurch auch wirtschaftlich auswirken. 
Somit würde bei Anwendung der vorgesehenen Satzung die 
Bewirtschaftung, Aberntung der Flächen weiteren Beschränkungen 
unterworfen werden. 
Bei einer zur Zeit – also im Jahr 2017/18 – durchzuführenden 
Durchforstung/Ernten der teilweise ca. 70 Jahre alten Bäume dürften Erlöse 
bei einer konventionellen ca. 20 m umfassenden Rückegasse von etwa 
7.848,00 € zu erzielen sein. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Mit „Mustersatzung“ ist vermutlich der „Erlass zur Unterschutzstellung von 
Natura 2000-Gebieten im Wald“ des Niedersächsischen Umweltministeriums 
gemeint. Dieser ist vom Landkreis Uelzen als untere Naturschutzbehörde 
umzusetzen, es handelt sich also nicht nur um eine allgemeine Empfehlung.  
 
 
Siehe Ausführungen weiter unten. 
 
 
 
 
Insgesamt liegt weit weniger als die Hälfte der Eigentumsflächen des 
Einwenders im Landkreis Uelzen in Naturschutzgebieten. Auch auf den durch 
naturschutzrechtliche Regelungen eingeschränkten Flächen ist eine Nutzung 
überwiegend weiterhin möglich. Ausgehend von der erheblichen Gesamtfläche 
im Eigentum des Einwenders sowie zu erwartenden zusätzlichen Einnahmen 
u. a. aus Jagdpachten ist (auf Grundlage der vorgebrachten Informationen) 
nicht davon auszugehen, dass die Regelungen sich über das zumutbare Maß 
hinaus auswirken.  
 
 
 
 
 
Diese Rechnung legt zugrunde, dass eine Nutzung mit Harvester oder 
ähnlichem Gerät auf einer zu befahrenden Rückegasse stattfindet. Eine solche 
Nutzung ist im betreffenden Waldstück jedoch nicht fachgerecht umsetzbar. Bei 
einem Ortstermin war zwischen dem anwesenden Beratungsförster und 
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Bei der satzungsgemäßen Durchführung der Arbeiten mit einer ca. 40 m 
umfassenden Rückegasse würde sich ein Aufwand von etwa 11.720,00 € 
ergeben. 
Somit würde sich der obige aufgeführte Verlust ergeben. 
Im Falle eines Rechtsstreits würden obige Zahlen selbstverständlich durch 
ein forstwirtschaftliches Gutachten belegt werden. Zunächst überreiche ich 
in der Anlage die Kopie einer vorläufigen Einschätzung. 
 
 
Da die Satzung Entschädigungspflichten nicht vorsieht, verstößt sie aus 
Sicht des Unterzeichneten eindeutig gegen § 14 GG. 

 
 

 
 

2. Die Einstufung der Wiesen- und Weideflächen als besonders 
schützenwert ist mit dem vorgesehenen Zweck der Satzung (Schutz der 
Otter/Libellen/Fische/Neunaugen) nicht vereinbar. 
Allenfalls ein Uferbereich, der an die Wiesen- und Waldflächen grenzt, 
könnte diesem Zweck – wenn überhaupt – dienen. 
Die hierdurch erfolgende Stilllegung der eigentlichen Hoffläche meines 
Betriebes ist jedoch in diesem Zusammenhang von mir nicht hinnehmbar. 
Ich kann nicht dulden, dass in den künftigen Jahrzehnten die Nutzung 
derartig eingeschränkt wird, dass eine sachgemäße Bewirtschaftung des 
landwirtschaftlichen Gesamtbetriebes fast gänzlich ausgeschlossen wird. 
 
Meine Pläne zielen darauf hin, dass diese Flächen einer gärtnerischen 
Nutzung zugeführt werden (ein Teil der Hoffläche ist bereits an einen 
Gartenbaubetrieb verpachtet). Ferner ist beabsichtigt, an diesem vor 
Wolfsrudeln geschützten Platz unter Umständen eine Möglichkeit zum 
Campen zu schaffen. 
 
 
 
 
 
 
Ich hege im Übrigen erhebliche Zweifel, dass die aufgeführten Beipflanzen, 

Mitarbeitern der unteren Naturschutzbehörde unstrittig, dass eine Nutzung hier 
aufgrund der Bodenbeschaffenheit nur mithilfe von Seilzügen möglich ist. Dem 
hat der ebenfalls anwesende Eigentümer nicht widersprochen. Eine 
Berechnung der Mehrkosten kann nur auf Grundlage der am Standort 
tatsächlich möglichen und zulässigen Verfahren erstellt werden. Aus den 
eingereichten Unterlagen wird nicht ersichtlich, welches die spezifischen 
Mehrkosten sind, die sich aus den Regelungen des Verordnungsentwurfs 
ergeben. 
 
Eine Entschädigungspflicht nach § 68 Abs. 1 BNatSchG kommt nur in Betracht, 
wenn die Bewirtschaftungseinschränkungen von der Art sind, dass sie die 
Forstsetzung einer wirtschaftlich sinnvollen Waldnutzung ausgeschlossen 
erscheinen ließen. Dies ist hier bereits nicht schlüssig dargetan. Im Übrigen 
siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“.  
 
Es handelt sich um eine Grünlandfläche, die nicht unmittelbar an die Hofstelle 
angrenzt. Vielmehr liegt dazwischen noch eine weitere Grünlandfläche, die 
nicht Bestandteil des Schutzgebiets wird. Die Nutzung der Grünlandfläche in 
der bisherigen Art und Weise wird durch die 
Landschaftsschutzgebietsverordnung nur in geringem Maße eingeschränkt. 
Vom „Ausschluss einer sachgemäßen Bewirtschaftung“ kann nicht die Rede 
sein. Hinzu kommt, dass es sich um eine extensiv bewirtschaftete Nasswiese 
handelt, die gesetzlich geschütztes Biotop gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 24 
NAGBNatSchG darstellt. Für die Bewirtschaftung gelten daher nach geltendem 
Recht bereits strengere Einschränkungen, als der Verordnungsentwurf vorsieht.  
 
Entgangene Entwicklungschancen sind nach höchstrichterlicher 
Rechtsprechung kein Bestandteil des grundgesetzlich garantierten 
Eigentumsschutzes (siehe z. B. Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes 
vom 22.05. 1979 [1 BvL 9/75]). Sie stehen daher der Unterschutzstellung nicht 
entgegen. Zum Teil sind es ja gerade Nutzungsintensivierungen, die im 
Interesse des Schutzzweckes durch die Unterschutzstellung abgewendet 
werden sollen. Unberührt hiervon bleiben bereits erteilte behördliche 
Genehmigungen.  
Auf das Verbot der Zerstörung oder erheblichen Beeinträchtigung eines 
gesetzlich geschützten Biotops (s.o.) sei zusätzlich hingewiesen. 
 
Hier bezieht sich der Einwender auf das Ergebnis der selektiven 
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unter anderem Löwenzahn, in diesen Flächen in einem solchen Maße 
aufgefunden werden, dass sie als Mutterfläche schützenswerter Pflanzen 
ausgewiesen werden müssten. 
Insoweit werde ich zeitnah, das heißt etwa Frühjahr/Frühsommer 2017 ein 
Gutachten erstellen lassen. 
 
 
 
 
Abgesehen von obigen Ausführungen ist Anlass zu diesen Zweifeln auch, 
dass die Untere Naturschutzbehörde zum Beispiel bei den Waldflächen 
davon ausging, dass dort überwiegend Erlen/Birken stehen. Letzteres war 
und ist nicht richtig. In den beiden Waldflächen sind überwiegend Fichten 
vorhanden, die sich standortgemäß gut entwickelt haben und so lange sie 
nicht aus wirtschaftlichen Gründen abgeerntet werden, auch in den 
nächsten Jahren weiter gut entwickeln werden. 
 
 
 
Ich bitte, mir rechtsmittelfähige Bescheide zuzustellen, damit 
gegebenenfalls eine Überprüfung durch die zuständigen Gerichte erfolgen 
kann. 

Biotoptypenkartierung 2016, bei der auf benannter Fläche ein gesetzlich 
geschütztes Biotop gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 24 NAGBNatSchG 
festgestellt wurde. Diese Feststellung ist nicht Bestandteil der 
Landschaftsschutzgebietsverordnung. Gemäß Verordnung gelten nur die 
allgemeinen Auflagen für Dauergrünland des § 3 Abs. 3, wobei die Zerstörung 
oder erhebliche Beeinträchtigung eines gesetzlich geschützten Biotops 
unberührt bleibt. Löwenzahn ist zwar in der Artenliste aufgeführt, stellt jedoch 
keine wertgebende Pflanzenart dar. 
 
Es ist richtig, dass die betreffende Fläche zum gegenwärtigen Zeitpunkt stark 
von Fichten dominiert wird und die Fichtenverjüngung sich hier womöglich 
zumindest mittelfristig durchsetzen würde, wenn jegliche Pflege unterlassen 
würde. Die Einstufung basiert jedoch auf der Basiserfassung 2002/2003, bei 
der hier auf einem erheblichen Teil der Fläche der Lebensraumtyp 6510 
„Auwälder mit Erle, Esche, Weide“ in einem günstigen Erhaltungszustand 
festgestellt wurde. An der Einstufung bestehen mit Blick auf den bei der 
Erfassung angefertigten Geländebogens der Erfassung einschließlich Artenliste 
sowie die noch erkennbaren Erlenbestände keine Zweifel.  
 
Eine Normenkontrollklage ist aufgrund des Inkrafttretens der Verordnung 
binnen eines Jahres (Veröffentlichung im Amtsblatt) möglich, ein 
rechtsmittelfähiger Bescheid ist nicht vorgesehen. 

  

Eigentümer 07 Eingang 24.11.2016 und 25.11.2016 

Anregung Eingang 24.11.2016 (in Vertretung für Forstgenossenschaft 
Hansen): 
Die Abgrenzung des Lebensraumtyps „9190“ in der maßgeblichen Karte ist 
nicht korrekt. Hier stehen östlich des Hanges 30 Jahre alte Douglasien und 
keine Eichen. Gemarkung Hansen, Flur 3 , Flurstück 26/4 
 
Anregung Eingang 25.11.2016: 
Hiermit erhebe ich Einsprüche gegen obige Verordnung. Ich bin Eigentümer 
der Flurstücke Gemarkung Hansen Flur 3, Flurstück 84/1, 81/1,10/2, 8/1 
 
Diese Grundstücke sind verpachtet und ich erwarte eine ordnungsgemäße 
und erhaltende Bewirtschaftung von meinen Pächtern auf den 
vorgenannten Flächen. Durch einige Unterpunkte der Verordnung sehe ich 
dies gefährdet und meine Flächen im Wert herabgesetzt und enteignet. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Verordnungskarte wird entsprechend 
angepasst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“ und Punkt 3 
„Wertminderung des Eigentums“. 
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Dies gilt insbesondere für folgende Punkte 
 
§3 Verbote  
Absatz 2 Punkt 6 naturnahe, ungenutzte Uferbereiche 
Hier halte ich eine mindestens einmalige jährliche Pflege bzw. Mahd für 
erforderlich um den Eintrag von Unkrautsamen in die Grünlandflächen 
einzudämmen und diese zur guten landwirtschaftlichen Nutzung zu erhalten 
 
Absatz 3    Punkt 3. die Durchführung von Nachsaaten.... 
Für eine Erhaltung des Grünlandes und gegen eine Verunkrautung der 
Flächen  muss eine Nachsaat in jeglicher Form möglich sein - z.B. von 
Hand, mit Grassamenstreuer, Düngerstreuer ,Schlitzdrilltechnik ,Striegel 
usw 
 
§5 Verbote  
Absatz 2    Punkt 14.  der Einsatz von PSM....... 
Die geplante Anzeige des Einsatzes von Pflanzenschutzmittel im 
Bedarfsfall ist nicht nachzuvollziehen. Die Pflanzenschutzmittelverordnung 
normiert strenge Vorgaben und wurde im Rahmen der Gesetzgebung von 
Sachverständigen begleitet, die sich bereits umfassend mit den 
Auswirkungen des Einsatzes auseinandergesetzt haben. Jedes 
Pflanzenschutzmittel hat einen ausführlich beschriebenen 
Anwendungsbereich, welcher u.a. auch Abstandsabgaben zu Gewässern 
enthält. Durch die Anzeigepflicht, wird eine bereits vorhandene 
Expertenempfehlung untergraben, was nicht nur für den Landwirt, sondern 
auch für die Behörde zu unnötig zusätzlichen Belastungen führt. Schließlich  
kann auch nicht jeder Pflanzenschutzmittel aufbringen, sondern nur 
Personen, die über einen Sachkundenachweis verfügen und an 
entsprechenden Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen. Die Anzeigepflicht ist 
somit zu streichen. 
Ein kurzfristiger Einsatz für meinen Pächter muss erlaubt sein um die 
Unkräuter im richtigen Zeitpunkt bekämpfen zu können und das Grünland 
zu erhalten 
 
Ich bitte um Berücksichtigung der vorgebrachten Argumente, da die 
Verordnung den Wert meiner Flächen herabsetzt und die ordnungsgemäße 
Bewirtschaftung durch den Pächter nicht mehr gegeben ist 

 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 9 „Mahd von Uferbereichen/ Uferrandstreifen“. 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 7 „Nachsaaten“. 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“. 
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Ich behalte mir weitere rechtliche Schritte vor. 

  

Eigentümer 08 Eingang 25.11.2016 

Gegen die geplante Unterschutzstellung mit dem o. g. Verordnungsentwurf 
habe ich die folgenden Einwendungen: 
 
Zu § 1.) Das Flurstück Flur 1 – 82/2 wird diagonal durch das FFH – Gebiet 
geteilt. Dieses wird gemeinsam mit dem angrenzenden Flurstück Flur 1 – 
80/1 bewirtschaftet. Das Flurstück 82/2 sollte daher aus dem 
Landschaftsschutzgebiet herausgenommen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu § 6.) Der VO – Entwurf liegt der sogenannte Wald – Erlass zu Grunde, 
welcher die genannten Regelungen maßgeblich definiert. Der Erlass einen 
Ministeriums stelle keine verbindliche Rechtsnorm da, sondern konkretisiert 
bestehende Rechtsnormen und legt diese aus. Grundlage für die 
Schutzgebietsausweisung ist letztlich die Richtlinie 92/43/EWG ( Flora-
Fauna-Habitat Richtlinie ).  
 
Es ist nicht auszuschließen, dass in der folgenden Diskussion der genannte 
Erlass geändert und auch ggf. „Entschärft“ wird. Dieses hätte zur Folge, 
dass das sogenannte „Günstigkeitsprinzip“ der EU greift. Das 
Günstigkeitsprinzip des Art. 2 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung (EG, 
EURATOM) Nr. 2988/95 ist ein allgemeiner Grundsatz des 
Gemeinschaftsrechts. Dieses hätte zur Folge, dass die genannten 
Regelungen in dieser VO durch eine Änderung anzupassen wären. Der 
Entwurf sollte dahingehend geändert werden, dass mögliche Änderungen 
im „Wald – Erlass“ auf die dann gültige VO anwendbar sind. 
 
 
a) Der Kindergarten aus Gerdau nutzt den Spätzen für die Erziehung in 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Das benannte Flurstück 82/2 war zum Zeitpunkt der Gebietsmeldung Ende 
2004 Bestandteil eines zusammenhängenden Grünlandkomplexes, der 
unzweifelhaft Bestandteil der Gebietsmeldung ist. Im südlichen Bereich des 
angrenzenden Flurstücks 80/1 wurde ein mehr als doppelt so großer 
Flächenanteil nicht in das Landschaftsschutzgebiet aufgenommen, weil der 
bereits damals bestehende Acker erkennbar nicht Bestandteil der 
Gebietsmeldung ist. Der zwischenzeitlich erfolgte Umbruch des Grünland-
Flurstücks rechtfertigt keine Herausnahme, zumal aus Sicht von Natur- und 
Klimaschutz eine Ackernutzung auf dem mindestens anmoorigen südlichen Teil 
des Flurstücks als sehr ungünstig zu bewerten ist (vgl. Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG).   
 
Der Landkreis ist in seiner Funktion als untere Naturschutzbehörde 
nachgeordnete Behörde des Niedersächsischen Umweltministeriums als 
Oberste Naturschutzbehörde. Der Erlass zur „Unterschutzstellung von Natura 
2000-Gebieten im Wald durch Naturschutzgebietsverordnung“ stellt somit eine 
verbindliche Weisung dar, welche der Landkreis in Erfüllung einer Aufgabe im 
übertragenen Wirkungskreis zu befolgen hat.  
 
Die Bezugnahme auf das „Günstigkeitsprinzip“ aus Artikel 2 II der Verordnung 
(EG, EURATOM) Nr. 2988/95 geht hier fehl, da die Verordnung nach ihrem 
Artikel 1 für die Rückforderung von Leistungen gilt, die der Erstattungspflichtige 
aufgrund einer Unregelmäßigkeit erlangt hat, sofern die Leistung von einer 
Behörde im Namen oder für Rechnung des Gemeinschaftshaushalts erbracht 
wurde. Auch wenn es sich bei der Verordnung 9288/95 um eine 
„Rahmenregelung“ handelt, kann die genannte Regelung nur Anwendung 
finden auf Sachverhalte, die innerhalb des Rahmens liegen. Die 
Unterschutzstellung von Natura 2000- Gebieten wird von der Verordnung 
2988/95 nicht erfasst.  
 
Die Nutzung durch den Kindergarten wird durch die 
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der Natur. Die freiwillige Feuerwehr nutzt den Spätzen gelegentlich für die 
Ausbildung von Feuerwehrleuten an der Kettensäge. Ich bitte zu bestätigen, 
dass diese beiden Nutzungen auch weiterhin möglich sind. 
 
 
 
Zu § 6 III – Nr. 3.) 
a) Ich wehre mich entschieden gegen das Verbot, abseits von Wegen 
mit Kraftfahrzeugen zu fahren. Der wesentliche Teil des „Spätzens“ liegt in 
meinem Eigentum und stellt einen wesentlichen Teil des zu schützenden 
Waldgebietes dar. Diese Waldfläche ist vor mehr als 30 Jahren das letzte 
Mal intensiv Waldbaulich bewirtschaftet worden. Seit dem wird die 
Waldfläche nur sporadisch durch die Werbung von Brennholz genutzt. 
Diese Nutzung steht, und das ist mir sehr wichtig, stets unter dem 
Blickpunkt einer sachgerechten Bewirtschaftung. Da fast im gesamten 
Spätzen die Bäume so weit auseinander stehen, das ein Durchfahren 
problemlos möglich ist, und daher „Wege“ nicht klar definierbar sind, 
befürchte ich, dass das o. g. Verbot letztlich zu einem Nutzungsverbot führt. 
Hier muss eine Regelung aufgenommen werden, das ein Befahren auch 
außerhalb der Wege erlaubt ist im Umfang der Brennholzwerbung durch 
den Eigentümer. 
b) Das gleiche gilt für die Waldfläche auf dem Flurstück Flur 1 – 80/1. 
Auch diese Fläche wird nur zur Brennholzwerbung genutzt. Eine 
waldbauliche Maßnahme ist dort nie durchgeführt worden. Zusätzlich ist die 
Bestandserfassung in den Jahren 1998 bis 2002 nicht maßgeblich und 
entspricht nicht dem heutigen Bestand. Folglich ist die Fläche falsch 
bewertet. Der tatsächliche Bestand sind Birken und Nadelholz. Hier bitte ich 
um Korrektur der Einstufung. 
 
Zu § 6 III – letzter Absatz.) Der genannte Abstand zwischen den Gassen 
der Feinerschließungslinien von 40 m ist praxisfern und zu weit. Diese 
Einwendung steht im Zusammenhang mit der vorstehenden Einwendung. 

Landschaftsschutzgebietsverordnung nicht eingeschränkt. Bei der Nutzung 
durch die Freiwillige Feuerwehr hängt dies vom Umfang der Aktivitäten und der 
verursachten Störungen ab. Eine Rücksprache mit der unteren 
Naturschutzbehörde wird empfohlen. Beide Nutzungen fallen jedoch nicht unter 
das Verbot der Durchführung von organisierten Veranstaltungen. 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 11 „Regelungen gemäß Walderlass“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

Eigentümer 09 Eingang 25.11.2016 

Hiermit erhebe ich Einsprüche gegen obige Verordnung. Ich bin 
Eigentümerin der Flurstücke Gemarkung Hansen Flur 5, Flurstück 25/5, 
26/1 und 35/7 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

19 von 145 in Zusammenstellung



 

Stand: 09.01.2017                                                                                                                                                                                                                                                                                16 
 

Diese Grundstücke sind von mir verpachtet und ich erwarte eine 
ordnungsgemäße und erhaltende Bewirtschaftung der vorgenannten 
Flächen von meinen Pächtern zur guten fachlichen Praxis. Durch einige 
Unterpunkte der Verordnung sehe ich dies gefährdet und meine Flächen im 
Wert herabgesetzt und enteignet. 
 
Dies gilt insbesondere für folgende Punkte 
 
§3 Verbote Absatz 2 Punkt 6 naturnahe, ungenutzte Uferbereiche 
Hier halte ich eine ein- bis zweimal jährliche Pflege bzw. Mahd für 
erforderlich um den Eintrag von Unkrautsamen wie von Brennnesseln, 
Disteln, Ampfer usw. in die Grünlandflächen zu vermeiden und diese zur 
guten landwirtschaftlichen Nutzung zu erhalten 
 
§3 Verbote Absatz 3    Punkt 3. die Durchführung von Nachsaaten.... 
Die Form der Nachsaat muss in jeglicher Form möglich sein - z.B. von 
Hand, mit Grassamenstreuer, Düngerstreuer ,Schlitzdrilltechnik ,Striegel 
usw. oder anderen Verfahren zur Erhaltung des Grünlandes und gegen 
eine Verunkrautung der Flächen 
 
§5 Verbote  Absatz 2    Punkt 14.  der Einsatz von PSM....... 
Die geplante Anzeige des Einsatzes von Pflanzenschutzmittel im 
Bedarfsfall ist nicht nachzuvollziehen. Die Pflanzenschutzmittelverordnung 
normiert strenge Vorgaben und wurde im Rahmen der Gesetzgebung von 
Sachverständigen begleitet, die sich bereits umfassend mit den 
Auswirkungen des Einsatzes auseinandergesetzt haben. Jedes 
Pflanzenschutzmittel hat einen ausführlich beschriebenen 
Anwendungsbereich, welcher u.a. auch Abstandsabgaben zu Gewässern 
enthält. Durch die Anzeigepflicht, wird eine bereits vorhandene 
Expertenempfehlung untergraben, was nicht nur für den Landwirt, sondern 
auch für die Behörde zu unnötigen zusätzlichen Belastungen führt. 
Schließlich  
kann auch nicht jeder Pflanzenschutzmittel aufbringen, sondern nur 
Personen, die über einen Sachkundenachweis verfügen und an 
entsprechenden Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen. Die Anzeigepflicht ist 
somit zu streichen. 
Ein kurzfristiger Einsatz für meinen Pächter muss erlaubt sein um die 
Unkräuter im richtigen Zeitpunkt bekämpfen zu können und das Grünland 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 9 „Mahd von Uferbereichen/ Uferrandstreifen“. 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 7 „Nachsaaten“. 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“. 
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zu erhalten 
 
Ich bitte um Berücksichtigung der vorgebrachten Argumente, da die 
Verordnung den Wert meiner Flächen herabsetzt und die ordnungsgemäße 
Bewirtschaftung durch den Pächter nicht mehr gegeben ist 
 
Ich behalte mir weitere rechtliche Schritte vor. 

 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 3 „Wertminderung des Eigentums“. 
 

  

Eigentümer 10 Eingang 25.11.2016 

Hiermit erhebe ich Einsprüche gegen obige Verordnung. Ich bin Pächter der 
Flurstücke  
Gemarkung Hansen Flur 5, Flurstück 35/7 
Gemarkung Hansen Flur 3, Flurstück 84/1 und 81/1 
Gemarkung Bohlsen Flur 3, Flurstück 40/2 
Gemarkung Bohlsen Flur 1, Flurstück 435/118 
 
Hierbei insbesondere §3 Verbote  
Absatz 2    Punkt 6. naturnahe, ungenutzte Uferbereiche der............... 
Hier halte ich eine mind. einmalige jährliche Pflege bzw. Mahd für 
erforderlich um den Eintrag von Unkrautsamen wie von Brennnesseln, 
Disteln usw. in die Grünlandflächen zu vermeiden 
 
Absatz 3    Punkt 3. die Durchführung von Nachsaaten.... 
Hier halte ich eine generelle Erlaubnis der Durchführung von Nachsaaten 
für notwendig. 
Die Form der Nachsaat muss in jeglicher Form möglich sein - z.B. von 
Hand , mit Grassamenstreuer, Düngerstreuer ,Schlitzdrilltechnik oder 
Striegel usw. 
 
Hierbei insbesondere §5 Verbote  
Absatz 2    Punkt 14.  der Einsatz von PSM....... 
Die geplante Anzeige des Einsatzes von Pflanzenschutzmittel im 
Bedarfsfall ist nicht nachzuvollziehen. Die Pflanzenschutzmittelverordnung 
normiert strenge Vorgaben und wurde im Rahmen der Gesetzgebung von 
Sachverständigen begleitet, die sich bereits umfassend mit den 
Auswirkungen des Einsatzes auseinandergesetzt haben. Jedes 
Pflanzenschutzmittel hat einen ausführlich beschriebenen 
Anwendungsbereich, welcher u.a. auch Abstandsabgaben zu Gewässern 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 9 „Mahd von Uferbereichen/ Uferrandstreifen“. 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 7 „Nachsaaten“. 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“. 
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enthält. Durch die Anzeigepflicht, wird eine bereits vorhandene 
Expertenempfehlung untergraben, was nicht nur für den Landwirt, sondern 
auch für die Behörde zu unnötig zusätzlichen Belastungen führt. Schließlich  
kann auch nicht jeder Pflanzenschutzmittel aufbringen, sondern nur 
Personen, die über einen Sachkundenachweis verfügen und an 
entsprechenden Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen. Die Anzeigepflicht ist 
somit zu streichen. 
Häufig muss der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auch sehr kurzfristig 
entschieden werden und erfolgen um die Unkräuter im richtigen Stadium 
mit einem möglichst geringen Mittelaufwand zu bekämpfen. Ein verspäteter 
Einsatz führt zu höherem Mittelaufwand und Herabsetzung des Nutzwertes. 
 
Ich bitte um Berücksichtigung der vorgebrachten Argumente, da die 
Verordnung mich in meiner Bewirtschaftung erheblich einschränkt . 
 
Ich behalte mir weitere rechtliche Schritte vor. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“. 
 

  

Eigentümer 11 Eingang 25.11.2016 

Hiermit erheben wir Einsprüche gegen obige Verordnung. Wir sind 
Bewirtschafter der Flurstücke 
Gemarkung Hansen Flur 5, Flurstück 35/7 
Gemarkung Hansen Flur 3, Flurstück 84/1 
Gemarkung Bohlsen Flur 3, Flurstück 40/2 
Gemarkung Bohlsen Flur 1, Flurstück 435/118 
 
Hierbei insbesondere §3 Verbote  
Absatz 2    Punkt 6. naturnahe, ungenutzte Uferbereiche der............... 
Hier halten wir eine einmalige jährliche Pflege bzw. Mahd für erforderlich 
um den Eintrag von Unkrautsamen wie von Brennnesseln, Disteln usw. in 
die Grünlandflächen zu vermeiden 
 
Absatz 3    Punkt 3. die Durchführung von Nachsaaten.... 
Hier halten wir eine generelle Erlaubnis der Durchführung von Nachsaaten 
für notwendig. 
Die Form der Nachsaat muss in jeglicher Form möglich sein - z.B. von 
Hand , mit Grassamenstreuer, Düngerstreuer ,Schlitzdrilltechnik oder 
Striegel usw. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 9 „Mahd von Uferbereichen/ Uferrandstreifen“. 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 7 „Nachsaaten“. 
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Hierbei insbesondere §5 Verbote  
Absatz 2    Punkt 14.  der Einsatz von PSM....... 
Die geplante Anzeige des Einsatzes von Pflanzenschutzmittel im 
Bedarfsfall ist nicht nachzuvollziehen. Die Pflanzenschutzmittelverordnung 
normiert strenge Vorgaben und wurde im Rahmen der Gesetzgebung von 
Sachverständigen begleitet, die sich bereits umfassend mit den 
Auswirkungen des Einsatzes auseinandergesetzt haben. Jedes 
Pflanzenschutzmittel hat einen ausführlich beschriebenen 
Anwendungsbereich, welcher u.a. auch Abstandsabgaben zu Gewässern 
enthält. Durch die Anzeigepflicht, wird eine bereits vorhandene 
Expertenempfehlung untergraben, was nicht nur für den Landwirt, sondern 
auch für die Behörde zu unnötig zusätzlichen Belastungen führt. Schließlich  
kann auch nicht jeder Pflanzenschutzmittel aufbringen, sondern nur 
Personen, die über einen Sachkundenachweis verfügen und an 
entsprechenden Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen. Die Anzeigepflicht ist 
somit zu streichen. 
Häufig muss der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auch sehr kurzfristig 
entschieden werden und erfolgen um die Unkräuter im richtigen Stadium 
mit einem möglichst geringen Mittelaufwand zu bekämpfen. Ein verspäteter 
Einsatz führt zu höherem Mittelaufwand und Herabsetzung des Nutzwertes. 
 
Wir bitten um Berücksichtigung der vorgebrachten Argumente, da die 
Verordnung uns in unserer Bewirtschaftung erheblich einschränkt. 
 
Wir behalten uns weitere rechtliche Schritte vor. 

 
Siehe Anlage 5, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“. 
 

  

Eigentümer 12 Eingang 25.11.2016 

Zu der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet "Mittleres Gerdautal" 
habe ich Einwendungen, die ich im Folgenden erläutern werde. Zunächst 
möchte ich jedoch Anmerkungen zum Ablauf machen. Im Anschluss folgen 
zum einen Einwendungen zur Grünlandbewirtschaftung und zum anderen 
zur Waldbewirtschaftung. 
Herr Meurer suchte mich am 18.04.2016 auf und teilte mir mit, dass das an 
das Waldbiotop angrenzende Waldstück durch Gutachter kartiert werden 
soll. Dabei solle festgestellt werden, ob gegebenenfalls auch im an das 
Waldbiotop angrenzenden Waldstück ein Biotop vorhanden wäre. Ich habe 
Herrn Meurer darum gebeten bei der Begutachtung dabei sein zu dürfen 
entsprechend dem Motto: „Wer mein Haus betritt hat anzuklopfen, wer 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Gebietsabgrenzung wird teilweise 
angepasst. 
 
 
 
Die Eigentümer, deren Flächen kartiert wurden (einschließlich des Einwenders), 
wurden im Vorfeld jeweils per Brief über die anstehende Kartierung informiert. 
Eine Anmeldung bei jedem Eigentümer würde Terminabstimmungen mit 
duzenden Eigentümern je Arbeitsstunde voraussetzen. Die Tätigkeit der 
Gutachter ist darüber hinaus u.a. von den Witterungsbedingungen abhängig. 
Da dem Landkreis lediglich (zum Teil nicht aktuell gehaltene) Postadressen der 
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meine Flächen betrifft hat sich anzumelden“. 
Jetzt musste ich feststellen, dass ohne mich zu informieren eine Kartierung 
des Waldstücks stattgefunden hat. Außerdem wurde auch ein Waldstück, 
das nicht an das Waldbiotop angrenzt, begutachtet und als Waldbiotop 
eingestuft. In diesem Zusammenhang möchte ich anmerken, dass ich gerne 
mit dem Verantwortlichen einen Ortstermin wahrnehmen möchte, um die 
festgestellten Biotope in Augenschein zu nehmen und gegebenenfalls 
Änderungen frühzeitig vorzunehmen. Ich werde auf Sie zukommen, um 
einen Termin zu vereinbaren. 
 
Grünlandbewirtschaftung: 
1) Wie ein Teinahmer in der Informationsveranstaltung am 18.10.2016 

anmerkte, wird in der Verordnung unter Paragraf 3, Absatz 3, Punkt 3 
für Grünland die Nachsaat ausgeschlossen es sei denn, die Nachsaat 
wird im Scheiben- oder Schlitzsaatverfahren durchgeführt. Mit dieser 
Formulierung werden schonendere Nachsaatverfahren wie eine 
Nachsaat beim Striegeln oder Schleppen mit gleichzeitiger 
Ausbringung von Saatgut in die bestehende Grasnarbe 
ausgeschlossen. Unter Punkt 2 des genannten Paragrafen ist die 
Grünlanderneuerung ausgeschlossen. Mein Vorschlag für ein 
einfacheres und leichteres Verständnis der Verordnung sollte Paragraf, 
Absatz 3, Punkt 3 gestrichen werden und Punkt 2 umformuliert werden 
zu "Grünlanderneuerung durch Neuansaat, außer Nachsaaten ohne 
Beschädigung der bestehenden Grasnarbe". 
 

2) Ich halte den Grenzverlauf des Landschaftsschutzgebiets für willkürlich. 
Auf meiner Grünlandfläche, die im Feldblock DENILI0525510039 liegt, 
verläuft die Grenze des Landschaftsschutzgebietes bis an den 
ehemaligen Parkplatz heran, der an die nördliche Seite der 
Grünlandfläche angrenzt. An dieser Stelle ist das 
Landschaftsschutzgebiet zu meinen Ungunsten besonders breit. Das 
sehe ich als nicht gerechtfertigt an, da der nördliche Bereich meiner 
Grünlandfläche bereits 300 Meter vom Ufer der Gerdau entfernt ist. 
Eine ebenfalls von mir bewirtschaftete Grünlandfläche im selben 
Feldblock wurde geteilt, sodass nur der untere Teil im 
Landschaftsschutzgebiet liegt. Daher fordere ich, dass die Grenze des 
Landschafsschutzgebiets auf gleiche Höhe wie auf an meine Fläche 
angrenzenden Grünlandflächen verlegt wird. 

Eigentümer zur Verfügung stehen, ist dies allein aus organisatorischer Sicht 
nicht umsetzbar. Hinzu kommt, dass die Eigentümerdaten aus 
Datenschutzgründen nicht einem Gutachter zur Verfügung gestellt werden 
können, da deren Verarbeitung für die Erfüllung der Aufgabe keine gesetzliche 
Grundlage hat. 
 
Den Eigentümerinnen und Eigentümern muss bewusst sein, dass das allein 
das FFH-Gebiet 071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ weit über 3500 Eigentümer 
umfasst, deren einzelne Berücksichtigung und Betreuung nicht umsetzbar ist.  
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 7 „Nachsaaten“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 1 „Abgrenzung des Landschaftsschutzgebiets“. 
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3) Nach Paragraf 3, Absatz 3, Punkt 6 ist das Anlegen von Mieten 

verboten. Dagegen habe ich Einwende. Ich bin dazu verpflichtet das 
Erntegut auf der Fläche zu lagern auf der die Ernte erfolgte und jährlich 
das Flurstück zu wechseln. Da nun ein Großteil meiner 
Grünlandflächen im Landschaftsschutzgebiet liegt, kann ich diese 
Vorgabe nicht mehr erfüllen. Auch aus diesem Grund möchte ich auf 
meine 2. Einwendung verweisen und um eine Verlegung der Grenze 
des Landschaftsschutzgebietes bitten. 
 
 
 
 
 

4) Im Protokoll vom 07.09.2016 steht geschrieben, dass erneut 
Gespräche mit den Betroffenen aufgenommen werden sollen. Es ist 
ausdrücklich erwähnt, dass es sich dabei insbesondere um Landwirte 
handeln soll. Dies ist noch nicht erfolgt. Aus diesem Grund bin ich mit 
dem Verlauf der Festsetzung des Landschaftsschutzgebietes 
unzufrieden. 
 

5) Die Einschränkung in Paragraf 2, Absatz 2, Punkt 7 beeinflusst mich in 
der Betriebsentwicklung. Jegliche Errichtung von baulichen Anlagen ist 
untersagt und nur unter hohen Aufwand – auch finanziell- möglich. 
 

Den Wald betreffen die folgenden Einwendungen:  
6) In der Vorordnung steht unter Paragraf 6, Absatz 4, Punkt 2, dass die 

Altholzbäume dauerhaft markiert und bis zum natürlichen Zerfall 
belassen werden müssen. Dabei ist nicht genau definiert was mit dem 
natürlichen Zerfall gemeint ist. Heißt natürlicher Zerfall, dass der Baum 
auf natürliche Weise absterben muss (beispielsweise durch 
Krankheitserreger, Altersschwäche oder Windwurf) und schließlich bis 
zur kompletten Zersetzung durch Destruenten verbleibt? Oder ist der 
Zerfall der Zeitpunkt der Ernte des Baums, weil dieser geschädigt ist 
oder durch unkontrolliertes Fallen schädigen kann oder das Absterben 
des Baums, so dass der Baum genutzt werden kann? So hatte ich Ihre 
Ausführungen bei der Informationsveranstaltung am 27.10.2016 
verstanden. Dazu stellt sich mir die Frage wer diese Auslegung der 

 
Hier liegt eine Ungleichbehandlung mit einer anderen landwirtschaftlichen 
Fläche vor. Diese liegt im oberen Bereich, in dem Mieten gelagert sind, 
außerhalb des Landschaftsschutzgebiets. Für eine Ungleichbehandlung 
sprechen an dieser Stelle keine zwingenden naturschutzfachlichen Gründe. Die 
hier fragliche Fläche wurde bei der Basiserfassung 2002/03 bereits als 
„landwirtschaftlicher Lagerplatz“ kartiert.  
Es bestehen zwar nur geringe Spielräume bei der Festlegung der 
Gebietsgrenze (siehe Anlage 5, Punkt 1), hier lässt der Verlauf der an die EU-
Kommission gemeldeten Gebietsgrenze aber eine Anpassung zu. Die Grenze 
des Landschaftsschutzgebiets wird um ca. 45 m verschoben. Am östlichen 
Ende der Fläche verläuft sie nun 5 m von dem Graben, der sich dort befindet.  
 
 
Der Einwender wurde persönlich aufgesucht, eine Angehörige sowie er selbst 
wurde in zwei Gesprächen über die Ausweisung und die konkreten Folgen 
informiert. Es wurden intensive Gespräche mit den organisierten Vertretern der 
Landwirte geführt. Von einer mangelnden Beteiligung kann hier nicht die Rede 
sein. 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 4 „bauliche Anlagen im FFH-Gebiet, 
Betriebserweiterungen“. 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 11 „Regelungen gemäß Walderlass“. 
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Verordnung garantiert und ob die Auslegung in X-Jahren noch die 
gleiche ist. Darauf wird zurückzukommen sein. 
 

7) Die Beeinträchtigung von Bäumen des Altholzbestands auf 
angrenzende landwirtschaftliche Flächen wurde in der Verordnung 
nicht berücksichtigt. Da die Waldflächen im Landschaftsschutzgebiet 
sehr klein sind, ist diese eine, aus meiner Sicht, nicht zu 
unterschätzende Gefahr. Welche Maßnahmen darf ich treffen, wenn 
ein Baum des Altholzanteils auf eine angrenzende landwirtschaftliche 
Fläche fällt? Darf der Baum zersägt und von der Fläche transportiert  
werden? Muss der Baum als Ganzes auf der landwirtschaftlichen 
Fläche verbleiben, weil bei natürlichem Zerfall eines Baumes der 
Eingriff durch den Menschen nicht zulässig ist (siehe Anmerkung 6 - 
Zerfall ist nicht definiert)? oder Darf der Baum in Teilen in den Wald 
verbracht werden, um dort durch Destruenten zersetzt zu werden? 
 

8) In der Verordnung ist nicht definiert, welche Maßnahmen ergriffen 
werden dürfen, wenn eine Gefährdung für den gesamten 
Baumbestands vorliegt. Gefährdungen können zum Beispiel von 
Schädlingen und Krankheitserregern wie Pilzen ausgehen. Dazu 
stellen sich mit die nachfolgend aufgeführten Fragen. 
 

9) Durch die Einschränkungen bei der Waldbewirtschaftung mit 
Feinerschließungslinien mit einem Mindestabstand von 40 m sowie 
dem dauerhaft zu kennzeichnenden Altholzbestand der bis zum Zerfall 
zu belassen ist (siehe Anmerkung 6), ist von einem Wertverlust der 
Waldflächen im Falle eines Verkaufs auszugehen. Dieser nach Ihren 
Aussagen zu akzeptierende Eingriff ins Eigentum kommt aus meiner 
Sicht einer Enteignung gleich. 
 

10) In der Verordnung ist der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln verboten. 
Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln kann jedoch bei der 
Naturschutzbehörde zwei Wochen vor der Ausbringung angezeigt 
wobei eine erhebliche Beeinträchtigung durch das Pflanzenschutzmittel 
ausgeschlossen werden muss. Für den Einsatz von Insektiziden ist 
keine Regelung getroffen. Gerade bei Eichenwäldern am Rand von 
Wegen, die häufig für Spaziergänge genutzt werden, kann ein Einsatz 
von Insektiziden notwendig sein. Daher sollte auch der Einsatz von 
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Insektiziden in die in Rede stehende Verordnung erfolgen. 
 

11) Des Weiteren sollte in der Verordnung über das 
Landschaftsschutzgebiet "Mittleres Gerdautal" des Landkreises Uelzen 
ein Paragraf zu Erlaubnisvorbehalten die Waldbewirtschaftung 
betreffend aufgenommen werden. Darin sollte der Umgang mit Bäumen 
des Altholzbestands bei der Beeinträchtigung angrenzender 
landwirtschaftlicher Flächen geregelt werden, sowie 
Erlaubnisvorbehalte bei außergewöhnlichen Schadenssituationen wie 
beispielsweise durch Schädlinge, Pilze, Insekten oder andere 
bestandsgefährdende Ereignisse erteilt werden. Außerdem ist ein 
Erlaubnisvorbehalt für Kalamitätsfälle aufzunehmen, um ein schnelles 
Abwickeln des Schadens zu ermöglichen. Dadurch wird eine 
ordnungsgemäße Waldbewirtschaftung sicher gestellt.  
 

12) Eine Anmerkung habe ich noch zu den Angabe dass zur Ausbesserung 
der Wege 100 kg milieuangepasstes Material einzubringen ist. Dabei 
ist nicht geregelt wie häufig das Ausbessern der Wege erfolgen darf. 
Kann jährlich die Ausbesserung der Wege erfolgen, muss die 
Bedürftigkeit der Ausbesserung nachgewiesen werden oder darf nur 
bei Nutzung des Waldes eine Ausbesserung erfolgen. 

 
Bei den Informationsveranstaltungen haben Sie alle aufkommenden Fragen 
so beantwortet, als würde  es durch die Verordnung zum 
Landschaftsschutzgebiet zu nur sehr geringen Einschränkungen der 
Eigentümer kommen. Jedoch lassen die Formulierungen auch eine 
strengere Interpretation zu. Wer garantiert mir, dass die Auslegung der 
Verordnung, wie sie es an den Informationsveranstaltung getan haben auch 
nach in Kraft treten der Verordnung in gleicher Weise interpretiert werden. 
Insbesondere wer legt die Formulierungen der Verordnung in 10 oder 50 
Jahren aus und wird dann einem Antrag beispielsweise für das Ausbringen 
von Pflanzenschutzmittel noch stattgegeben? Zusammenfassend kommt es 
für mich zu einem erheblichen Eingriff in mein Eigentum. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Regelungen sind stets anhand des Schutzzwecks in § 2 des 
Verordnungsentwurfs auszulegen. Zur Versagung einer Erlaubnis bzw. zur 
Einschränkung oder zum Verbot einer Handlung im Rahmen einer 
Anzeigepflicht kann es nur kommen, wenn die Handlung geeignet ist, einzeln 
oder im Zusammenwirken mit anderen Handlungen den Schutzzweck erheblich 
zu beeinträchtigen. 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“. 

  

Eigentümer 13 Eingang 25.11.2016 

Hiermit erhebe ich Einsprüche gegen obige Verordnung. 
Ich bin Pächter der Flurstücke Gemarkung Klein Süstedt Flur 2, Flurstück 
33/2 Gemarkung Klein Süstedt Flur 2, Flurstück 49/0 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Ich bin Eigentümer der Flurstücke Gemarkung Klein Süstedt Flur 2, 
Flurstück 63/0 Gemarkung Klein Süstedt Flur 2, Flurstück 58/1 
 
Hierbei insbesondere §3 Verbote  
Absatz 3    Punkt 3. die Durchführung von Nachsaaten.... 
Nachsaaten in jeglicher Form sind notwendig, um eine Grünalndnarbe zu 
erhalten. 
Die Form der Nachsaat muss in jeglicher Form möglich sein - z.B. von 
Hand , mit Grassamenstreuer, Düngerstreuer ,Schlitzdrilltechnik oder 
Striegel usw. 
 
Hierbei insbesondere §5 Verbote  
Absatz 2    Punkt 14.  der Einsatz von PSM....... 
Die geplante Anzeige des Einsatzes von Pflanzenschutzmittel im 
Bedarfsfall ist nicht nachzuvollziehen. Die Pflanzenschutzmittelverordnung 
normiert strenge Vorgaben und wurde im Rahmen der Gesetzgebung von 
Sachverständigen begleitet, die sich bereits umfassend mit den 
Auswirkungen des Einsatzes auseinandergesetzt haben. Jedes 
Pflanzenschutzmittel hat einen ausführlich beschriebenen 
Anwendungsbereich, welcher u.a. auch Abstandsabgaben zu Gewässern 
enthält. Durch die Anzeigepflicht, wird eine bereits vorhandene 
Expertenempfehlung untergraben, was nicht nur für den Landwirt, sondern 
auch für die Behörde zu unnötig zusätzlichen Belastungen führt. Schließlich  
kann auch nicht jeder Pflanzenschutzmittel aufbringen, sondern nur 
Personen, die über einen Sachkundenachweis verfügen und an 
entsprechenden Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen. Die Anzeigepflicht ist 
somit zu streichen. 
Häufig muss der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auch sehr kurzfristig 
entschieden werden und erfolgen um die Unkräuter im richtigen Stadium 
mit einem möglichst geringen Mittelaufwand zu bekämpfen. Ein verspäteter 
Einsatz führt zu höherem Mittelaufwand und Herabsetzung des Nutzwertes. 
 
Ich bitte um Berücksichtigung der vorgebrachten Argumente, da die 
Verordnung mich in meiner Bewirtschaftung erheblich einschränkt . 
 
Ich behalte mir weitere rechtliche Schritte vor. 

 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 7 „Nachsaaten“. 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“. 
 

  

Eigentümer 14 Eingang 25.11.2016 
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Hiermit erhebe ich Einsprüche gegen obige Verordnung, da ich bin Pächter 
oder Besitzer folgender Flächen bin. DENILI 1125510004 DENILI 
1125510014 DENILI 0425520003 DENILI 1525510007 
 
Da wir eine reiner Milchviehbetrieb mit 110 Kühen und weiblicher 
Nachzucht sind, sind wir besonders vom ersten Flurstück betroffen. Da der 
Kuhstall direkt am FFH Gebiet liegt und somit keine notwendigen 
Silageplatten oder Stallerweiterungen durchgeführt werden könnten. Für 
unseren ältesten Sohn (Landwirtschaftsstudent in Osnabrück), als 
Hofnachfolger, würde die obige Verordnung eine starke Einschränkung bei 
der Betriebsentwicklung 
 
Hierbei insbesondere §3 Verbote 
Absatz 2    Punkt 6. naturnahe, ungenutzte Uferbereiche der ....... 
Hier halten wir eine mind. einmalige jährliche Pflege bzw. Mahd für 
erforderlich um den Eintrag von Unkrautsamen in die Grünlandflächen zu 
vermeiden 
 
Absatz 3    Punkt 3. die Durchführung von Nachsaaten.... 
Hier halte ich eine generelle Erlaubnis der Durchführung von Nachsaaten 
für notwendig. 
 
Hierbei insbesondere §5 Verbote  
Absatz 2    Punkt 14.  der Einsatz von PSM....... 
Die geplante Anzeige des Einsatzes von Pflanzenschutzmittel im 
Bedarfsfall ist nicht nachzuvollziehen. Die Pflanzenschutzmittelverordnung 
normiert strenge Vorgaben und wurde im Rahmen der Gesetzgebung von 
Sachverständigen begleitet, die sich bereits umfassend mit den 
Auswirkungen des Einsatzes auseinandergesetzt haben. Jedes 
Pflanzenschutzmittel hat einen ausführlich beschriebenen 
Anwendungsbereich, welcher u.a. auch Abstandsabgaben zu Gewässern 
enthält. Durch die Anzeigepflicht, wird eine bereits vorhandene 
Expertenempfehlung untergraben, was nicht nur für den Landwirt, sondern 
auch für die Behörde zu unnötig zusätzlichen Belastungen führt. Schließlich  
kann auch nicht jeder Pflanzenschutzmittel aufbringen, sondern nur 
Personen, die über einen Sachkundenachweis verfügen und an 
entsprechenden Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen. Die Anzeigepflicht ist 
somit zu streichen. Häufig muss der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 9 „Mahd von Uferbereichen/ Uferrandstreifen“. 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 7 „Nachsaaten“. 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“. 
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auch sehr kurzfristig entschieden werden und erfolgen um die Unkräuter im 
richtigen Stadium mit einem möglichst geringen Mittelaufwand zu 
bekämpfen. Ein verspäteter Einsatz führt zu höherem Mittelaufwand und 
Herabsetzung des Nutzwertes. 
 
Ich bitte um Berücksichtigung der vorgebrachten Argumente, da die 
Verordnung mich in meiner Bewirtschaftung erheblich einschränkt. 
 
Ich behalte mir weitere rechtliche Schritte vor. 

 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“. 
 

  

Eigentümer 15 Eingang 25.11.2016 

Ich erhebe als betroffener Landwirt Einspruch gegen den 
Verordnungsentwurf des Landschaftsschutzgebiet „Mittleres Gerdautal“ 
 
Es sind folgende Punkte §3 Verbote 
Absatz 2 Punkt 7. bauliche Anlagen zu errichten 
In der Baugenehmigung zu meiner Siloanlage mit Lagune vom 23.09.2014 
kommt man im Landschaftspflegerischen Begleitplan vom Juli 2014 zu dem 
Schluss, dass das Bauvorhaben mit den Erhaltungszielen des FFH-
Gebietes verträglich ist. Es erschließt sich für mich nicht, warum es jetzt zu 
einer Verschärfung bzw. Verbot zukünftiger Baugenehmigung kommen soll. 
 
Absatz 3 Punkt 3.Durchführung von Nachsaaten... 
Eine generelle Erlaubnis der Durchführung von Nachsaaten halte ich für 
notwendig (z.B. von Hand, Grassamenstreuer, Striegel, Scheiben- und 
Schlitzdrillverfahren usw.) 
 
Absatz 3 Punkt 4. Düngung nach dem 15. Oktober 
Die Düngung ist über die Düngeverordnung geregelt. Eine Verschärfung  
gegenüber der Düngeverordnung auf intensiv genutzten Grünlandflächen 
ist nicht verständlich. Eine Gülledüngung nach dem 15. Oktober (höhere 
Wahrscheinlichkeit eines bedeckten Himmels oder leichter Regen und 
damit geringere Ammoniakemissionen) kann auch sinnvoll sein. 
 
§ 5 Freistellungen 
Absatz 3 Anzeigevorbehalt Pflanzschutzmitteleinsatz 
Die geplante Anzeige des Einsatzes von Pflanzenschutzmittel im Bedarfsfall 
ist nicht nachzuvollziehen. Die Pflanzenschutzmittelverordnung normiert 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Gebietsabgrenzung wird geringfügig 
angepasst. 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 4 „bauliche Anlagen im FFH-Gebiet, 
Betriebserweiterungen“. 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 7 „Nachsaaten“. 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 10 „Düngung“. 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“. 
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strenge Vorgaben und wurde im Rahmen der Gesetzgebung von 
Sachverständigen begleitet die sich umfassend mit den Auswirkungen des 
Einsatzes auseinandergesetzt haben. Jedes PSM hat 
Anwendungsauflagen, z.B. Gewässerabstände. Durch die Anzeigepflicht 
wird die bereits vorhandene Expertenempfehlung untergraben, was für 
Behörden und Landwirte zu unnötigen Belastungen führt. Der Einsatz von 
PSM muss häufig kurzfristig entschieden werden, um die Unkräuter im 
richtigen Stadium bekämpfen zu können oder die Wartezeiten einhalten zu 
können. Eine Anzeige 2 Wochen vor dem Einsatz ist nur schwer 
realisierbar. Die Anzeigepflicht ist somit zu streichen. 
 
Grenzen des Schutzgebietes 
Leider sind die Grenzen des Schutzgebietes im Bereich meines Viehstalls, 
Siloanlage und Lagune  (Gemarkung Hansen Flur 5, Flurstück 15/3) nach 
wie vor willkürlich (wie schon1999 ) gezogen. Eine Grenzziehung an 
natürlichen Gegebenheiten  wie z. B. Baumreihen oder Höhenlinien 
erscheint mir sinnvoller. Die Höhenlinie von ca. 43m wäre hier eine 
brauchbare Lösung, meine Lagune wäre dann nicht mehr im Schutzgebiete. 
Sowie es sich zur Zeit noch darstellt geht die Grenze zwischen Siloanlage 
und Lagune. Bei einer noch ausstehender Befestigung der Zuwegung zur 
Siloanlage  und Entnahmeplatte der Lagune wären wir im Bereich des 
Schutzgebietes, um einen Ausbau hier nicht zu erschweren oder gar 
unmöglich zumachen, ist ein Grenzziehung um die Lagune herum 
wünschenswert. 
 
Ich bitte um Berücksichtigung der vorgebrachten Argumente, da die 
Verordnung mich in meiner Bewirtschaftung erheblich einschränkt und auch 
zu einer Existenzbedrohung werden kann. 
 
Ich behalte mir rechtliche Schritte vor. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gründe für die Gebietsabgrenzung sind in der Anlage 5, Punkt 1 
„Abgrenzung des Landschaftsschutzgebiets“ dargelegt. Flächen, die erst nach 
Bestehen des FFH-Gebiets überbaut worden sind, können nicht aus dem 
Gebiet herausgenommen werden. In diesem Fall grenzt die Anlage zudem 
nahezu direkt an die Gerdau. 
Die Grenze wird im Rahmen dessen, was möglich ist, um einige Meter 
verschoben. Sie liegt nun auf der südlichen Kante der Güllelagune. Vorher ging 
sie mittig zwischen den Gebäuden hindurch. Die Güllelagune selbst ist 
weiterhin Bestandteil des Gebiets. 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“. 
 

  

Eigentümer 16 Eingang 27.11.2016 und 06.12.2016 

Ich liege mit meinen Eigentumsflächen, sowie mit zu gepachteten Flächen 
im Landschaftsschutzgebiet. 
Hiermit erheb ich Einspruch gegen die Verordnung 
Landschaftsschutzgebiet „Mittleres Gerdautal“. 
Bitte berücksichtigen Sie, dass meine Stellungnahme aus zeitlichen 
Gründen einige Tage später erfolgen wird. 
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Wie bereits mit Herrn Meurer besprochen, liefere ich Ihnen hiermit meine 
Stellungnahme zu dem bereits eingereichten Einspruch nach. 
 
Eine Anzeige des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln erst im Bedarfsfalle 
ist nicht praktikabel und nicht nachzuvollziehen. 
In vielen Fällen muss der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln äußerst 
kurzfristig entschieden werden, da das Stadium de Unkräuter, neben dem 
Wetter, den Rahmen für einen wirkungsvollen und vor allem effizienten 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln bestimmen. Ein verspäteter Einsatz führt 
somit zu höheren Mittelaufwand und einer Senkung der Effizienz. 
Außerdem normiert bereits die Pflanzenschutzmittelverordnung strenge 
Vorgaben und wurde im Rahmen der Gesetzgebung von Sachverständigen 
begleitet. Die Auswirkungen sind somit umfassend untersucht. Jedes 
Pflanzenschutzmittel hat einen ausführlich beschriebenen 
Anwendungsbereich, wobei auch explizit Gewässerabstandsauflagen 
aufgeführt sind. Durch die Anzeigepflicht, wird eine Bereits vorhandene 
Expertenempfehlung untergraben, was nicht nur für den Landwirt, sondern 
auch für die Behörde zu zusätzlichen Belastungen führt, die, wie aufgeführt, 
unnütz sind. Des Weiteren kann nur diejenige Person Pflanzenschutzmittel 
ausbringen, die über einen Sachkundenachweis verfügt und regelmäßigen 
zugelassenen Fortbildungsmaßnahmen teilnimmt. Somit ist die 
Anzeigepflicht zu streichen. 
Ich bitte um Berücksichtigung der vorgebrachten Argumente, da die 
Verordnung mich in meiner Bewirtschaftung erheblich einschränkt. 
Ich behalte mir weitere rechtliche Schritte vor. 

 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“. 
 

  

Eigentümer 17 Eingang 27.11.2016 

gegen die geplante Unterschutzstellung mit dem o.g. Verordnungsentwurf 
habe ich die folgenden Einwendungen: 
 
1.Die Ausweisung des FFH Gebietes auf dem Flurstück Bohlsen Flur 3 – 
20/1 und 20/2 sollte aus dem Gebiet gestrichen werden, da durch die 
Ausweisung eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung der Flächen nicht mehr 
gegeben ist. 
 
 
 

 
 
 
Für die benannten Flurstücke gelten gemäß Verordnungsentwurf nur die 
Auflagen des § 3 Abs. 3. Die ordnungsgemäße Bewirtschaftung der Flächen ist 
weiterhin mit geringen Einschränkungen möglich. Allerdings entsprechen Teile 
der Flächen gesetzlich geschützten Biotopen gemäß § 30 
Bundesnaturschutzgesetz. Dieser Umstand ist unabhängig von den 
Regelungen der Landschaftsschutzgebietsverordnung. Für die gesetzlich 
geschützten Biotope kann bei der Landwirtschaftskammer 
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2. Die vorhandenen Entwässerungsgräben bei allen von mir 
bewirtschafteten Flächen sollten weiterhin uneingeschränkt unterhalten 
werden dürfen. Die Arbeiten sollten auch mit technischem Gerät erfolgen 
können und nicht wie vorgeschlagen mit der Hand!! 
 
 
3. Alle Düngungs- Pflege- Nachsaat- sowie Pflanzenschutzmaßnahmen 
müssen nach den schon bestehenden gesetzlichen Regeln möglich sein. 
 
4. Sollten Auflagen es nötig machen, dass die untere Wasserbehörde oder 
das Umweltamt Stellungnahmen oder Genehmigungen für geplante 
Maßnahmen geben muss, sollten diese Gebührenfrei erfolgen. 
 
 
 
5. Eine „ Aktuelle Kartierung „ der auszuweisenden FFH-Flächen sollte zur 
Auflage gemacht werden. 
 
Ich bitte um eine Eingangsbestätigung  und zeitnahe Rückantwort auf 
meine Einwendung 

Erschwernisausgleich gemäß Erschwernisausgleichsverordnung Grünland 
beantragt werden. 
 
Die Entwässerungsgräben dürfen in einer Weise unterhalten werden, dass es 
zu keiner zusätzlichen Entwässerung kommt. Der Ausbau eines naturnahen 
Kleingewässers mit Maschineneinsatz auf einem befahrensempfindlichen 
Standort fällt nicht unter Unterhaltung und ist auch nach Wasserrecht 
genehmigungspflichtig.   
 
Siehe Anlage 5, Punkt 7 „Nachsaaten“, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“ und 
Punkt 10  „Düngung“. 
 
Für die Erteilung einer Erlaubnis oder Befreiung ist gemäß Niedersächsischem 
Verwaltungskostengesetz und Allgemeiner Gebührenordnung  eine Gebühr zu 
verlangen. Bei einer Anzeige fallen keine Gebühren an. 
Dient eine Erlaubnis dem öffentlichen Interesse (z. B. naturschutzfachlich 
sinnvolle Pflegemaßnahmen) wird keine Gebühr erhoben. 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 14 „Basiserfassung“. 
 
 

  

Eigentümer 18 Eingang 28.11.2016 

Die Unterschutzstellung des Mittleren Gerdautals ist grundsätzlich zu 
unterstützen. 
 
Dennoch gibt es Bedenken hinsichtlich einer möglichen Verschiebung des 
Flussbettes und der Sicherstellung bestehender Eigentumverhältnisse. Wie 
kann der Eigentümer geschützt werden? Diese Problematik sollte unbedingt 
Erwähnung in der Verordnung finden.  
Daran schließt sich auch der Gedanke bzw. die Frage, wie eine langfristige 
landwirtschaftliche Bewirtschaftung extensiv genutzter Flächen gesichert 
werden kann. 
Eine nicht auszuschließende Flussbettveränderung hat auch Folgen für die 
Landwirtschaft, sodass auch hier eine Antwort für betroffene Personen 
gefunden und in die Verordnung aufgenommen werden muss. Die 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Eine weitere extensive Bewirtschaftung der Flächen ist naturschutzfachlich 
gewünscht und steht in der Regel im Einklang mit den Zielen der Verordnung.  
 
 
 
Die Verordnung hat keine Flussbettverschiebungen zur Folge. Die 
ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung ist mit geringen Einschränkungen 
weiterhin zulässig (§ 5 Abs. 2 Nr. 11 und Absatz 3 Nr. 1a des 
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besondere Beachtung der Bedeutung einer natur- und 
landschaftsverträglichen Land- und Forstwirtschaft muss deutlicher 
Berücksichtigung in der Verordnung finden. Jedenfalls fehlt bisher die 
langfristige Sicherstellung einer solchen Landwirtschaft. 
 
Zudem könnte es mehr Verständnis in der betroffenen Bevölkerung geben, 
wenn nach § 8 der Verordnung ergänzt werden würde, dass es 
Entschädigungszahlungen geben kann (siehe § 68 BNatSchG). 
 
 
 
 
 
 
Weitere Bedenken ergeben sich durch die fortschreitende Versandung und 
den dadurch ansteigenden Wasserstand des Flusses. Grasnarben werden 
aufgeweicht und sind nicht mehr tragfähig für die landwirtschaftliche 
Nutzung. Da Weidetiere bspw. die schutzwürdige Grasnarbe zertreten 
werden und die Bewirtschaftung der Flurstücke im Rahmen der guten 
fachlichen Praxis (Mulchen, Heugewinnung) nicht mehr möglich ist. 
 
Außerdem besteht auf extrem nassen Standorten auch immer eine nicht zu 
unterschätzende Verletzungsgefahr für Weidetiere. 

Verordnungsentwurfs). 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 14 „Wasserstand der Gerdau und Folgen für die 
Entwässerung“. 
 

  

Eigentümer 19 Eingang 28.11.2016 

Mir gehört ein Flurstück und ich bewirtschafte noch Pachtflächen im geplanten 
Gebiet. Hiermit möchte ich zum geplanten Landschaftsschutzgebiet „Mittleres 
Gerdautal“ nachstehende Einwendungen vor bringen:  
 
Zu § 3 Verbote: 

- Anlegen von Drainagen ist zukünftig verboten - gilt dieses auch für 
Flächen die bereits drainiert sind und wo zukünftig die alten Drainagen 
durch neue Ersetzt werden sollen, weil Reparaturen nicht mehr 
wirtschaftlich sind? 

- Nachsaaten dürfen nur im Scheiben- und Schlitzverfahren durchgeführt 
werden. Was ist mit Streuen? 

- Düngung nach dem 15. Oktober. Gilt dieses für alle Dünger oder nur für 
mineralische Düngemittel. Die Düngeverordnung lässt auf Grünland 

 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 13 „Entwässerung“. 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 7 „Nachsaaten“. 
 
Die Regelung gilt für alle Düngemittel. 
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eine Ausbringung bis zu 15. November zu. 
 
Zu § 5 Freistellung: 

- Durch die Anzeigenpflicht von 2 bis 4 Wochen vor geplanten 
Maßnahmen (z.B. Gewässer- und Drainageunterhaltung, 
Pflanzenschutz etc.) fühle ich mich in meiner Bewirtschaftung stark 
eingeschränkt, weil ich nicht mehr kurzfristig handeln kann. 

 
 
Waldbewirtschaftung: 
Hierbei beziehen Sie sich unter anderem auf den Runderlass des Nds. Umwelt- 
und Landwirtschaftsministeriums „Unterschutzstellung von Natura 2000-
Gebieten im Wald durch Naturschutzgebietsverordnung“.  
Ein Erlass ist kein Gesetz. Was ist wenn zukünftig dieser Erlass wegfällt, oder 
durch eine neuen ersetzt wird? Wird die Verordnung für das 
Landschaftsschutzgebiet angepasst oder findet der obige Erlass weiter 
Verwendung in der Verordnung. 
 
Insgesamt fühle ich mich durch die geplante Ausweisung des 
Landschaftsschutzgebietes in meiner Unternehmerischen Freiheit stark 
eingeschränkt. Gefühlt handelt es sich um eine kalte Enteignung meines 
Eigentums – welche aber nicht von der Allgemeinheit ausgeglichen wird. 

 
 
 
Eine Anzeigefrist ist erforderlich, damit sich die untere Naturschutzbehörde 
angemessen mit der Fragestellung befassen kann und z.B. eine Rückfrage 
beim Pflanzenschutzamt stellen kann. In Fällen, in denen eine kurzfristige 
Rückmeldung erforderlich ist, sollte darauf hingewiesen werden. Hier wird eine 
Antwort so früh wie möglich gegeben. Gewässer- und Drainageunterhaltung 
sind nicht  mit einer Anzeigefrist versehen. 
  
Der Erlass ist für die untere Naturschutzbehörde bindend in den Verordnungen 
umzusetzen. Es gilt dann das, was in der Verordnung steht. 
Wenn der Erlass geändert wird, führt dies nicht automatisch zu einer Änderung 
der Verordnung. Der Landkreis Uelzen kann aber ggf. eine 
Änderungsverordnung erlassen, die angepasste Regelungen enthält. 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“. 
 

  

Eigentümer 20 Eingang 28.11.2016 

Hiermit erheben wir Einsprüche gegen obige Verordnung. Wir sind 
Eigentümer der Flurstücke Gemarkung Hansen Flur 5 Flurstück 25/4 
Gemarkung Hansen Flur 5 Flurstück 6/1 Gemarkung Hansen Flur 5 
Flurstück 21/3 Gemarkung Bohlsen Flur 3 Flurstück 34/4 
 
Hierbei insbesondere §3 Verbote 
Im Uferbereich halten wir die Pflege bzw. Mahd für erforderlich um den 
Eintrag von Unkrautsamen, wie Brennnesseln, Disteln usw. in das Grünland 
zu vermeiden. 
Die Grünlanderneuerung und die Durchführung von Nachsaaten muss 
erlaubt sein. 
 
Die Anzeigepflicht für Pflanzenschutzmittel ist zu streichen. Die 
Pflanzenschutzmittelverordnung hat schon strenge Vorgaben 

 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 9 „Mahd von Uferbereichen/ Uferrandstreifen“. 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 7 „Nachsaaten“. 
Siehe Anlage 5, Punkt 6 „Grünlanderneuerung“. 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“. 
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(Anwendungsbereich, Abstandsabgaben, Sachkundenachweis, 
Fortbildung). 
 
Ich bitte um Berücksichtigung der vorgebrachten Punkte, da die Verordnung 
uns in unserer Bewirtschaftung erheblich einschränkt. 
 
Ich behalte mir weitere rechtliche Schritte vor. 

 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“. 
 

  

Eigentümer 21 Eingang 02.12.2016 

Als Eigentümer der Flurstücke Gemarkung Bohlsen Flur 1, Flurstück 19/1 
Gemarkung Bohlsen Flur 1, Flurstück 454/121 Gemarkung Bohlsen Flur 1, 
Flurstück 110 erhebe ich Einspruch gegen die obige Verordnung. Durch die 
Verordnungsentwurf beschriebenen Verbote und Auflagen im Bereich 
Nachsaat, Pflanzenschutz, Düngung und Drainage bei der Grünland- und 
Ackernutzung sowie Einschränkungen beim Holzeinschlag sehe ich große 
Wettbewerbsnachteile für meinen landwirtschaftlichen Betrieb. Die 
Gewässerrandstreifen sollten auch in Zukunft, wie vertraglich geregelt, vom 
Gewässer- und Landschaftspflegeverband Mittlere und Obere Ilmenau 
gepflegt werden. 
Ich bitte um Berücksichtigung der Anmerkungen und behalte mir rechtliche 
Schritte vor. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“ sowie Punkte 7, 8, 10, 
11  und 13. 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 9 „Mahd von Uferbereichen/ Uferrandstreifen“. 
 

  

Eigentümer 22 Eingang 05.12.2016 

Als Eigentümer der Flurstücke Gemarkung Bohlsen Flur 1, Flurstück 
435/118 Gemarkung Bohlsen Flur 3, Flurstück 26/1 erhebe ich Einspruch 
gegen die obige Verordnung. Durch die Verordnungsentwurf beschriebenen 
Verbote und Auflagen im Bereich Nachsaat, Pflanzenschutz, Düngung und 
Drainage bei der Grünlandnutzung sowie die Einschränkungen beim 
Holzeinschlag sehe ich große Wettbewerbsnachteile für meinen 
landwirtschaftlichen Betrieb. Die Gewässerrandstreifen sollten auch in 
Zukunft, wie Vertraglich geregelt, vom Gewässer- und 
Landschaftspflegeverband Mittlere und Obere Ilmenau gepflegt werden. 
Ich bitte um Berücksichtigung der Anmerkungen und behalte mir rechtliche 
Schritte vor. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 2 „Beschränkung des Eigentums“ sowie Punkte 7, 8, 10, 
11  und 13.  
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 9 „Mahd von Uferbereichen/ Uferrandstreifen“. 
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Anlage 2: 

Aufstellung der Anregungen und Einwendungen bezüglich der geplanten Landschaftsschutzgebietsverordnung „Mittleres Gerdautal“ als 
Teilgebiet des FFH-Gebietes 071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ 

 
- Übersicht der Naturschutzverbände - 

 

Anregungen/Einwendungen (Zitate) Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde 

  

Aktion Fischotterschutz Eingang 22.11.2016 (Naturschutzverband 01) 

Zum Verordnungsentwurf folgende Ergänzung: Unter § 3: Verbote 
Die Fallenjagd sollte eingeschränkt werden. 
Begründung: Von Totschlagfallen geht grundsätzlich eine erhebliche 
Gefährdung für den Fischotter aus. Das wird durch die Vielzahl von 
Untersuchungen aus dem In- und Ausland belegt (Quellennachweise auf 
Wunsch). Die Gefährdung des Otters beschränkt sich nicht auf den 
unmittelbaren Gewässerbereich, da Otter auch größere Strecken über Land 
zurücklegen. In Naturschutzgebieten sollte daher der Einsatz von 
Totschlagfallen grundsätzlich unterbleiben. Wenn der besondere 
Schutzzweck den Einsatz von Fallen unter spezifischen Umständen 
erforderlich erscheinen lässt, sollte dieser auf Lebendfallen beschränkt 
werden und die Erlaubnis dazu als zu begründender, 
genehmigungspflichtiger Ausnahmetatbestand in der Verordnung verankert 
werden (z.B. in § 6). 

Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 

  

BUND Kreisgruppe Uelzen und NABU Kreisgruppe Uelzen e.V. Eingang 27.11.2016 (Naturschutzverband 02+03) 

Zu dem o. a. Vorhaben nimmt die Kreisgruppe Uelzen des BUND, auch im 
Namen des Landesverbandes, wie folgt Stellung: 

 

Ausweisungsverfahren 

Die Erarbeitung der Verordnung in einem Arbeitskreis mit Vertretern der 
von dem Schutzgebiet betroffenen Personengruppen und 
Interessenverbände wurde aus unserer Sicht dadurch erschwert, dass die 
landwirtschaftliche Gruppe durch Teilnahme sowohl einzelner 
Grundeigentümer als auch von Vertretern der Landwirtschaftskammer und 
des Bauernverband einschließlich Rechtsvertretung überrepräsentiert war.  

Die Anberaumung Themenbezogener Einzelgespräche ohne explizite 
Einladung an uns und zu sehr ungünstigen Zeiten führte zuletzt zu einem 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und nach Möglichkeit zukünftig berücksichtigt. 
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sehr intransparenten Verhandlungsablauf, zumal die auf diesen Terminen 
gefassten Beschlüsse nicht als Ergebnisprotokoll bekannt gegeben wurden. 
Die auf diesen Terminen gefassten Beschlüsse stellen vielfach 
Verschlechterungen der vorher gefundenen naturschutzfachlichen 
Regelungen dar, z.B. die weitgehende Freistellung der Anwendung von 
Breitbandherbiziden im Grünland. 

Wir fordern hier eine entsprechende Änderung des Vorgehens in den 
weiteren Ausschüssen. 

 

Anforderungen an den Umfang der Schutzgüter 

Der Umfang der Schutzgüter muss neben den hier einschlägigen FFH-
Schutzgütern (Liste nach Standarddatenbogen und seitdem ergänzend 
nachgewiesene Arten und Lebensräume) zusätzlich auch alle im Gebiet 
vorkommenden geschützten sowie gefährdeten Arten umfassen. 
Für diese Arten und Lebensräume sind alle für Vorkommen und 
Entwicklung bedeutsamen Strukturen, Teilhabitate und Habitatressourcen 
sowie Pufferzonen zu Störquellen zu schützen. 
 
Zudem sind auch Feldgehölze, Gräben und die landschaftlichen Strukturen 
wie das gebietstypische Geländerelief, die standörtlichen 
Geländeausprägungen und Bodenbildungen sowie der Wasserhaushalt zu 
erwähnen und in den Schutz einzubeziehen. 
 
Die Notwendigkeit hierzu ergibt sich  
- aus der allgemeinen Erfordernis zum Schutz empfindlicher bzw. in 
Rückgang befindlicher Arten; diese sind vielfach auch charakteristische 
Arten der FFH-Lebensraumtypen oder stehen in ökologischen Beziehungen 
zu diesen; 
- aus der allgemein bekannten Bedeutung standörtlicher Vielfalt für die 
Entstehung und Erhaltung von Artenvielfalt; 
- aus dem in §26 (1)2 BNatSchG genannten speziellen Schutzzweck von 
LSGs Erhaltung der besonderen natürlichen Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit der Landschaft. 

 

Schutzgebietstyp 

Nach anfänglicher Präferenz für ein LSG ist aus unserer Sicht ein NSG mit 
liberalen Betretungsregelungen als Schutzgebietskategorie anzustreben. 

Aus folgenden Gründen:  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausweisung dient in erster Linie der Sicherung des FFH-Gebiets und der 
Arten und Lebensraumtypen der FFH-Richtlinie. Die aufgeführten 
Lebensraumtypen schließen jedoch viele Arten mit ein, die als charakteristische 
Arten Bestandteil des Schutzzwecks sind, auch wenn nur einige beispielhaft 
aufgeführt werden. 
 
 
 
Der Schutzzweck wird um ein vielfältiges Bodenrelief und quellige Bereiche 
ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für die Sicherung der FFH-Gebiete im Landkreis Uelzen wurde 2008 
gemeinsam mit dem NLWKN ein Sicherungskonzept aufgestellt und mit dem 
Umweltausschuss abgestimmt. Das Sicherungskonzept sieht für das Teilgebiet 
„Mittleres Gerdatual“ des FFH-Gebiets 071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ eine 

38 von 145 in Zusammenstellung



Stand:09.01.2017                                           3 
 

- NSG wird als Schutzgebietskategorie der Vorrangstellung des Schutzes 
von Natur und Landschaft eher gerecht als LSG; 

- NSG gewährleistet besseren rechtlichen Schutz als LSG: 

Nach §43 (3)1 NAGBNatSchG sind Beschädigungen oder Veränderungen 
von NSG oder ihrer Teile unmittelbar sanktionsbedroht; hingegen sind nach 
§43 (3)4 in LSG („sonstige Verordnungen“) nur Verstöße gegen bestimmte 
Tatbestände (hier Verstöße gegen Regelungen der Verordnung) 
sanktionsbedroht. Andere schädliche Handlungen als die in der Verordnung 
genannten Handlungen und daraus resultierende Schäden wären dann 
nicht direkt aus der Verordnung heraus sanktionierbar, sondern nur 
aufgrund möglicherweise geltender anderer Vorschriften. 

- NSG gewährleistet gesicherte Kostenübernahme für 
Nutzungseinschränkungen, evtl. erleichterte Finanzierung von Projekten; 

- Regelungen in der Verordnung wären in einem NSG erheblich 
verständlicher zu gestalten; 

- der Schutz der landschaftlichen Vielfalt an Strukturen und 
Geländeausprägungen mit ihren vielfältigen ökologischen Funktionen wäre 
in einem NSG aufgrund der stringenteren Regelungsstruktur und des im 
BNatSchG verankerten unmittelbaren Schutzes eines NSG an sich (vgl. 
auch die unmittelbar gebietsschützende Sanktionsnorm des §43(3)1 mit nur 
eingeschränkt anzuwendender Norm des §43(3)4 NAGBNatSchG) leichter 
und effektiver zu realisieren. 

- In NSG besteht ein Vorkaufsrecht der öffentlichen Hand zum Ankauf von 
Grundflächen für den Naturschutz. 

 

Regelungen für Schutz und Nutzung 

- 1. Schutz der Biotop- und Strukturvielfalt des Gebietes 

Neben den FFH-Lebensraumtypen und besonders geschützten Biotopen 
sind auch Kleingehölze, Naturnahe Flächen nach §22(4) NAGBNatSchG 
und Geländestrukturen wie Bodensenken von großer Bedeutung zur 
Wahrung und Erreichung der Erhaltungs- und Entwicklungsziele im Gebiet. 

Bei den Kleingehölzen handelt es sich vielfach um Bestandsrelikte oder 
Initiale von Auwäldern, die in der Gehölz- oder Krautschicht 
charakteristische und teilweise gefährdete Arten und lokale Genotypen 
solcher Arten dieser Lebensräume enthalten. 

Sie sind daher als nicht ersetzbar anzusehen, da Ersatzpflanzungen über 
lange Zeit nur aus den gepflanzten nicht gebietstypischen Genotypen 
bestehen und insbesondere nicht gefährdeten Arten der Krautschicht 

Sicherung als Landschaftsschutzgebiet vor.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Formulierung des § 4 Abs. 1 Nr. 5 wird ergänzt (gleichwertiger Ersatz). 
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erreicht werden, da diese wenig mobil sind. 

 

Bei den Naturnahen Flächen nach §22(4) NAGBNatSchG handelt es sich 
vielfach um brachgefallene Grünlandflächen und ähnliche Lebensräume, 
die vielfach eine Funktion als Lebensraum für charakteristische Tier- und 
Pflanzenarten des Grünlandes, als Landlebensräume für Amphibien und als 
Bruthabitate für Bodenbrüter haben. 

Diese Biotope sind daher zur Erhaltung dieser Funktionen wirksam vor 
Beeinträchtigungen zu schützen. 

 

Das Bodenrelief ist ein wesentlicher Bestandteil der Landschaftsstruktur 
und ist zusammen mit der Bodenstruktur und der Hydrologie bestimmend 
für die Differenzierung der Biotopausprägungen im Talraum und 
entsprechende Entwicklungspotenziale.  

Die Verfüllung von Bodensenken auf Ackerflächen hätte in dem 
Zusammenhang zur Folge, dass die aus Naturschutzsicht erforderliche 
Rückumwandlung in Grünland erschwert würde, da ohne die Bodensenken 
eine gewünschte standörtliche Differenzierung des Grünlandes nicht zu 
erreichen wäre. 

Zudem erfüllen die Bodensenken auch Habitatfunktionen für gefährdete 
Pflanzenarten wie z.B. Mäuseschwänzchen, Brutvogelarten wie z.B. Kiebitz 
und für Amphibien (möglw. Knoblauchkröte). 

Das Bodenrelief ist daher auf ganzer Fläche des Gebietes wirksam zu 
schützen.  

 

Die Regelungen hinsichtlich der Behandlung dieser Biotopstrukturen sind 
daher wie folgt zu ergänzen, ändern oder zu ersetzen: 

 

- Verbot der erheblichen Beeinträchtigung oder Beseitigung von Gehölzen 
einschließlich ihrer Saumvegetation (Ergänzung zu §3(2), Streichung des 
Erlaubnisvorbehalts in §4 Nr.7). 

- Verbot der Beeinträchtigung von Naturnahen Flächen nach §22(4) 
NAGBNatSchG; insbesondere Verbot der Anlage von Mieten und anderer 
Ablagerungen (Ergänzung zu §3(2) 

- Verbot der Anlage von jagdlichen Kirrungen außerhalb von Wildäckern 
(Ergänzung zu §3(2), Einschränkung von §5(1)Nr.15). 

- Verbot der Beseitigung von Bodensenken (Streichung des 

 
 
Die Landschaftsschutzgebietsverordnung wirkt sich nicht auf den Status der 
genannten Flächen aus. Um diese in der Verordnung wirksam zu schützen, 
hätte eine Ermittlung des Status jeder einzelnen Fläche erfolgen müssen. Dies 
ist mit vertretbarem Aufwand angesichts der Gesamtgröße des FFH-Gebiets 
071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ nicht im Rahmen der Sicherung umsetzbar. 
Hier wurde dasselbe Vorgehen gewählt wie für die nach § 30 BNatSchG i.V.m. 
§ 24 NAGBNatSchG geschützten Flächen. 
 
 
 
 
 

Der Erlaubnisvorbehalt dient der Überprüfung, ob im Einzelfall eine wertvolle 
Fläche betroffen ist oder nicht. Die Verfüllung ist nur zulässig, wenn dies sich 
nicht irreversibel auf die Gebietsentwicklung auswirkt oder wertvolle Bereiche, 
Verbindungskorridore o.ä. verfüllt würden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe oben. 
 
 
Siehe oben. 
 

Kirrungen sind zentraler Bestandteil der Jagdausübung und können nicht ohne 
weiteres verboten werden. Sie sind nach Jagdrecht eng beschränkt; 
„Futterplätze“ sind ohnehin nicht (mehr) zulässig. 
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Erlaubnisvorbehalts in §4 Nr.7). 

- Verbot von Bodenablagerungen aller Art. (Ergänzung zu §3(2). 

 

 

 

- 2. Landwirtschaftliche Nutzung 

Die Regelungen für die landwirtschaftliche Nutzung sind in vielfacher 
Hinsicht unzureichend, um den benötigten Schutz des Gebietes und seiner 
Schutzgüter zu garantieren. 

 

Insbesondere wird die ackerbauliche Nutzung durch ungeregelten Dünger- 
und Pestizideinsatz auch in unmittelbarer Gewässernähe, Ackerbau auf 
Torfböden, die Anlage von Mieten und die Möglichkeit der Zulassung der 
Verfüllung von Geländemulden weiterhin zu erheblichen Immissionen in die 
Gerdau und andere Gewässer, zum Verlust von Torfböden und struktureller 
Vielfalt führen und aufgrund der Standortsnivellierung eine aus 
Naturschutzsicht gewünschte Umwandlung in Auengrünland erschweren.  

 

 

Die Regeln für die Grünlandnutzung sind insbesondere hinsichtlich des 
Herbizideinsatzes unzureichend: 

Als zu bekämpfende „Problemarten“ wurden von den Landwirten die Arten 
Kriechender Hahnenfuß und Stumpfblättriger Ampfer genannt, die dagegen 
eingesetzten Mittel richten sich jedoch gegen eine große Zahl von Arten, 
insbesondere viele charakteristische Grünlandkräuter. Hier droht eine 
weitere Verarmung des Grünlandes an wertgebenden Arten, was den 
Bestand von Flächen des FFH-LRT 6510 und von nach §30 BNatSchG 
besonders geschützten Biotopen gefährdet und die Neuentstehung solcher 
Lebensräume behindert. Bei der Bekämpfung von Hahnenfußarten ist 
zudem auf die mögliche Betroffenheit der Wasserhahnenfuß-Arten in der 
Gerdau als kennzeichnende und in der Gerdau besonders formenreich 
vertretene Arten des LRT 3260 hinzuweisen. 

Daneben ist die Erfordernis zur Bekämpfung der genannten Arten zu 
hinterfragen, denn im überregionalen Vergleich wird zumindest der 
Kriechende Hahnenfuß nicht vorrangig als zu bekämpfende Problemart 
angesehen, ihr Auftreten kann hingegen durch Verringerung der 
Bodenverdichtung (leichtere Maschinen) und eine verringerte P-Zufuhr 

 
Es ist nicht erkennbar, welche Fälle durch die Formulierung des Absatz 2 in 
Bezug auf Bodenrelief und Abfallablagerungen (betrifft bei „Entsorgung“ auch 
Bodenablagerungen) nicht abgedeckt wären, die eine Ergänzung erfordern 
würden.  
 
 
 
 
 
 
Es ist richtig, dass von den Ackerflächen Emissionen ausgehen, die sich auf 
den Schutzzweck auswirken können. Ein Verbot der Ackernutzung wäre eine 
unzumutbarer Eingriff ins Eigentum. Auch sonstige Einschränkungen der 
Ackernutzung erreichen diese Schwelle eher, als dies im Grünland der Fall ist, 
da beispielsweise bei einem Verbot der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
oder der wendenden Bodenbearbeitung die („konventionelle“) Bewirtschaftung 
nicht ohne weiteres möglich wäre. Insgesamt enthalten die Regelungen eine 
Abwägung auch gegenüber den Belangen der Nutzer. Der überwiegende Teil 
der Ackerflächen im Gebiet besitzt zudem einen Randstreifen von fünf Metern. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

41 von 145 in Zusammenstellung



Stand:09.01.2017                                           6 
 

verringert werden. 

Der Stumpfblättrige Ampfer tritt mehr oder weniger einzeln bis horstweise 
insbesondere nach weidebedingten Störungen auf, erfordert daher keinen 
flächenhaften Herbizideinsatz. 

Sofern unter diesen Gesichtspunkten in dem Schutzgebiet überhaupt ein 
regelmäßiger Herbizideinsatz im Grünland erforderlich und zugelassen 
werden sollte, wäre zumindest die nachvollziehbare Einhaltung des 
Vermeidungsgrundsatzes und des Schadschwellenprinzips verbindlich zu 
fordern und auf die besondere Problematik der Breitbandwirkung der 
Herbizide einzugehen. 

 

Die Regelungen ermöglichen somit nicht natur- und landschaftsverträgliche 
Methoden der landwirtschaftlichen Nutzung. 

Die Regelungen sind daher wie folgt zu ändern bzw. zu ergänzen: 

 

Ackerbau: 

- Verbot der Verfüllung von Bodensenken auf Ackerflächen (Streichung des 
Erlaubnisvorbehalts in §4 Nr.7). 

- Verbot der wendenden Bodenbearbeitung auf torfhaltigen Böden 
(Ergänzung in §3(2). 

 

 

 

 

 

 

 

- Verbot, an Gewässern zweiter Ordnung innerhalb eines 
Gewässerrandstreifens von 25 Metern landseits der Böschungsoberkante 
chemische Pflanzenschutzmittel einzusetzen (Verlagerung von §3(3) nach 
§3(2)). 

- Verbot der Düngung auf Gewässerrandstreifen nach dem 15. Oktober 
eines jeden Jahres sowie ganzjährig das Aufbringen von Kot aus der 
Geflügelhaltung oder von Klärschlamm (Ergänzung zu §3(2)). 

- Verbot der Düngung mit einem Gesamtstickstoffgehalt von mehr als ca. 
130kg pro ha und Kalenderjahr auf allen dränierten Ackerflächen und auf 
allen seit der Gebietslistung in Acker umgewandelten Ackerflächen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Siehe oben. 
 
Ergänzend zu oben: 
Da dies auf mindestens einer Fläche im Gebiet eine (rechtmäßig) praktizierte 
Ackernutzung ist, würde ein Verbot der wendenden Bodenbearbeitung einen im 
Rahmen der Sozialpflichtigkeit des Eigentums nicht zumutbaren bzw. 
mindestens entschädigungspflichtigen Eingriff in das Eigentum bedeuten. Ein 
solches Verbot ist daher nicht umsetzbar. 
Da es sich in vielen Bereichen um recht schmale Ackerstreifen handelt, wäre 
auch hier in mehr als einem Fall von einem weitgehenden Eingriff in das 
Eigentum auszugehen.  
 
Die per Gestattungsvertrag gesicherten Gewässerrandstreifen werden ohnehin 
nicht gedüngt. Für die naturnah ausgeprägten Randstreifen gilt § 3 Abs. 2 Nr. 6, 
nach dem eine Beeinträchtigung der naturnahen Vegetation unzulässig ist.  
Eine solche Einschränkung wäre naturschutzfachlich sinnvoll, ist jedoch aus 
o.g. Gründen nicht umsetzbar. 
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(Ergänzung zu §3(2)). 

 

Grünland: 

- Verbot, andere als die Arten Kriechender Hahnenfuß und Stumpfblättriger 
Ampfer mit Herbiziden zu bekämpfen, Verbot des Einsatzes von 
Breitbandherbiziden. (Ersatz/Ergänzung von §3(3)Nr. 2). 

- Verbot des Einsatzes von Herbiziden in auf Flächen des LRT 6510 und in 
§30-Biotopen (Ergänzung in §3(4)). 

 

 

 

 

- 3. Jagdliche Nutzung 

Jagdliche Kirrungen können zu Beeinträchtigungen wertvoller Biotope durch 
Wildschäden und Eutrophierungen aus abgelagerten Hackfrüchten führen. 

Das Anfüttern von Wasservögeln führt zur Eutrophierung der Gewässer 
durch ausgebrachtes Brot oder Getreide (hoher P-Gehalt!) und durch die 
Exkremente der Vögel. 

 

Die Jagd ist daher wie folgt zu regeln: 

- Verbot von Kirrungen außerhalb von Wildäckern. (Ergänzung zu §3(2), 
Einschränkung von §5(1)Nr.15) 

- Verbot der Verwendung von Hackfrüchten in Kirrungen 

- Verbot des Anfütterns von Wasservögeln an Gewässern 

 

- 4. Forstwirtschaftliche Nutzung 

Die Zulassung von Feinerschließungslinien auf befahrungsempfindlichen 
Standorten löst nicht das Problem des Einsatzes schweren Geräts auf 
diesen Standorten, da die Rückegassen durch die Befahrung dauerhaft 
wirksame Bodenverdichtungszentren bilden, welche durch stauende und 
ableitende Wirkungen zu Beeinträchtigungen von Quellbereichen und 
anderen grundwasserbeeinflussten Bereichen führen.  

 

Dadurch drohen erhebliche Beeinträchtigungen der wertgebenden Au- und 
Quellwälder mit ihrem oft kleinräumigen Mosaik unterschiedlich 
grundwasserbeeinflusster Standorte und entsprechend differenzierter 
Vegetation. 

 
 
Die Regelung stellt eine Abwägung zwischen den Belangen der Nutzer und 
denen des Schutzzwecks dar. Im mittleren Gerdautal gibt es vergleichsweise 
intensiv genutzte Grünländer, auf denen jedes Verbot von Herbiziden von den 
Eigentümern als unzumutbare Erschwernis wahrgenommen wird (siehe 
Einwendungen). Die Regelung des § 5 des Verordnungsentwurfs begrenzt die 
Anwendung (Kriechender Hahnenfuß wird ja beispielsweise nicht 
einzelpflanzen- oder horstweise bekämpft) und ermöglicht es der 
Naturschutzbehörde, Schutzzweckgefährdende Anwendungen im Rahmen der 
Anzeige zu begrenzen oder zu unterbinden. 
 
 
Die genannten Anfütterungen sind jagdrechtlich i.d.R. nicht zulässig, jedenfalls 
nicht, wenn erhebliche Mengen abgelagert werden. 
Auch das Anfüttern von Wasservögeln hat nach Jagdrecht sachgerecht zu 
erfolgen und nicht z. B. in das Gewässer oder in erheblichen Mengen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 11 „Regelungen gemäß Walderlass“. 
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Die Regelungen sind daher wie folgt zu ergänzen: 

- Verbot des Einsatzes von Harvestern und Forwardern und der Anlage von 
Rückegassen auf befahrungsempfindlichen Standorten in Erlen- und 
Eschenwäldern sowie Eichen-Hainbuchenwäldern. 

- Verbot der Anlage von Kahlschlägen außer beim Bestandsumbau von 
Nadelholzbeständen. 

 

Regelungen im Einzelnen 

Im Folgenden setzen wir die genannten Forderungen in 
Änderungsvorschläge am Verordnungstext um (Streichungen oder 
Markierungen in lila). 

Bei den Forderungen zur Forstwirtschaft haben wir hiervon abgesehen, da 
sie in den vorgegebenen Rahmen des Walderlasses eingefügt werden 
müssten, was evtl. erhebliche Umformulierungen erfordern könnte.  

 

§1(1) Das in Absatz 2 näher bezeichnete Gebiet wird zum Landschafts 
Naturschutzgebiet „Mittleres Gerdautal“ erklärt. 

 

§2(1) Das Landschaftsschutzgebiet liegt in den Naturräumen Hohe Heide 
und Uelzener Becken. Das Gebiet ist durch die von West (ab Mühle 
Verhorn) nach Ost (bis zur Bahnlinie Hannover/Uelzen) verlaufende, mäßig 
ausgebaute Gerdau geprägt. Weite Teile der Gerdauniederung sind durch 
Grünlandnutzung gekennzeichnet. Charakteristisch sind weiterhin in der 
Niederung und an den Hangkanten Erlen-Eschen-Wälder, 
Erlenbruchwälder, Erlen-Sumpfwälder sowie Weiden-Auwälder. Vielfach im 
Übergang zu den Feuchtwäldern, stocken an den Niederungskanten 
mesophile Laubwälder. Gebietsprägend sind auch einige naturnahe 
nährstoffreiche Stillgewässer. Das Offenland wird durch Hecken und 
Feldgehölze mit Vorkommen von Auwaldarten gegliedert. Kennzeichnend 
ist außerdem ein wechselnd ausgeprägtes Bodenrelief mit kleinen 
Flutrinnen auf Auenböden mit zerstreuten Torflinsen und 
Niedermoorbildungen.  
An den Talrändern finden sich vielfach quellbeeinflusste Randgräben, auch 
sonst ist der Wasserhaushalt stark durch Quelleinfluss geprägt. 
Das Landschaftsschutzgebiet ist Teil des Europäischen Ökologischen 
Netzes „Natura 2000“; die Unterschutzstellung dient der Erhaltung als FFH-
Gebiet nach der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur 

 
 
 
 
 
Kahlschläge sind bereits nach dem vorliegenden Entwurf weitgehend verboten 
(> 0,5 ha). Anders wäre u.a. eine Eichenverjüngung kaum möglich. 
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Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und 
Pflanzen (FFH-Richtlinie) (ABI. EG Nr. L 206 S. 7).  
 
(2) Allgemeiner Schutzzweck für das Landschaftsschutzgebiet ist die 
Erhaltung, Pflege und Entwicklung des mittleren Gerdautals als 
Lebensstätte schutzbedürftiger Tier- und Pflanzenarten und deren 
Lebensgemeinschaften sowie als Landschaft von besonderer Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit. Die Erklärung zum Landschaftsschutzgebiet 
bezweckt die Erhaltung und Förderung des naturnahen Gewässerlaufs der 
Gerdau mit ihrer Niederung und ihren Hangkanten, insbesondere die 
Erhaltung und Förderung des Extensivgrünlandes, der Feucht- und 
Bruchwälder mit ihren Übergängen zu mesophilen Laubwäldern sowie der 
naturnahen, nährstoffreichen Stillgewässer, Sümpfe und feuchten 
Staudenfluren. Hierdurch soll auch die Bedeutung des Gebietes für die 
Erholung gewährleistet werden. 

 

§3(1) Im Landschaftsschutzgebiet sind unter Beachtung der Belange einer 
natur- und landschaftsverträglichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft 
alle Handlungen verboten, die den Charakter des Gebiets verändern oder 
dem besonderen Schutzzweck zuwiderlaufen (§ 26 Abs. 2 BNatSchG).  

(2) Unbeschadet sonstiger Ge- und Verbote sind im gesamten 
Landschaftsschutzgebiet insbesondere folgende Handlungen untersagt:  

1. das Boden- oder Landschaftsrelief durch Abgrabungen, Aufschüttungen 
oder auf andere Weise zu verändern, insbesondere durch das Verfüllen von 
Bodensenken,  

-mulden oder -rinnen sowie durch Einebnungen oder Planierungen,  

2. den Grundwasserspiegel oder den Oberflächenwasserspiegel zu 
verändern, insbesondere durch das Anlegen oder den Ausbau von 
Gewässern, Gräben, Grüppen oder Drainagen,  

3. Verrohrungen von Gewässern, Fließgewässerabschnitten oder Gräben 
vorzunehmen,  

4. in Gewässern neue Ufer- oder Sohlbefestigungen oder Querbauwerke 
jeglicher Art herzustellen,  

5. Wasserläufe, Teiche oder sonstige Kleingewässer zu beseitigen oder auf 
andere Weise zu beeinträchtigen oder Vieh direkt an Gewässern zu 
tränken,  

6. naturnahe, ungenutzte Uferbereiche der Wasserläufe, Teiche oder 
sonstigen Kleingewässer zu befahren, zu beweiden, Vieh hindurch laufen 
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zu lassen, zu beackern oder auf andere Weise die natürliche und naturnahe 
Vegetation und Fauna zu beeinträchtigen,  

7. bauliche Anlagen zu errichten,  

8. Bauschutt oder Abfälle sowie Boden jeglicher Art einzubringen oder 
abzulagern, 

9. wild lebende Tiere oder die Ruhe der Natur ohne vernünftigen Grund 
durch Lärm oder auf andere Weise zu stören,  

10. abseits öffentlicher Straßen mit Kraftfahrzeugen zu fahren oder 
Kraftfahrzeuge dort abzustellen,  

11. Fließgewässer mit Wasserfahrzeugen zu befahren oder an diesen mit 
Wasserfahrzeugen anzulanden,  

12. gentechnisch veränderte Organismen einzubringen,  

13. nichtheimische, gebietsfremde oder invasive Arten einzubringen oder 
anzusiedeln, soweit sie nicht der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung der 
vorhandenen Acker- oder Grünlandflächen dienen,  

14. nicht naturraumtypische Gehölze bei der Anpflanzung von Hecken, 
Gebüschen, Feldgehölzen, Baumgruppen oder Einzelbäumen zu 
verwenden,  

15. Weihnachtsbaumkulturen oder andere Sonderkulturen neu anzulegen,  

16. auf nicht landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch 
genutzten Flächen Gülle, Jauche, Festmist, Geflügelkot, Gärreste, 
Klärschlamm, mineralischen Dünger oder Pflanzenschutzmittel jeglicher Art 
aufzubringen,  

17. Bade-, Camping-, Zelt- oder Lagerplätze sowie ähnliche 
Erholungseinrichtungen neu anzulegen,  

18. außerhalb der in der maßgeblichen Karte entsprechend ausgewiesenen 
Bereiche a) zu lagern, zu zelten, Wohnwagen sowie andere für die 
Unterkunft geeignete Fahrzeuge oder Einrichtungen aufzustellen,  

b) Hunde frei oder an einer Leine, die länger als 2,50 m ist, laufen zu 
lassen; dies gilt nicht für Diensthunde, jagdlich geführte Hunde sowie für 
Hunde, die zum Hüten oder zum Schutz von Nutztierherden eingesetzt 
werden, c) offenes Feuer zu entzünden,  

- Gehölze außerhalb des Waldes einschließlich ihrer Saumvegetation 
erheblich zu beeinträchtigen oder zu zerstören. 

- Naturnahe Flächen iSd §22(4) NAGBNatSchG erheblich zu 
beeinträchtigen oder zu zerstören, 

- außerhalb von Wildäckern jagdliche Kirrungen und andere 
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Lockeinrichtungen für Wild anzulegen, 

- an Gewässern zweiter Ordnung innerhalb eines Gewässerrandstreifens 
von 25m landseits der Böschungsoberkante chemische 
Pflanzenschutzmittel anzuwenden 

- auf Ackerflächen ganzjährig die Aufbringung von Kot aus der 
Geflügelhaltung oder von Klärschlamm sowie die Düngung nach dem 
15.Oktober eines jeden Jahres innerhalb eines Gewässerrandstreifens von 
25m landseits an Gewässern zweiter Ordnung, 

- auf Ackerflächen auf torfhaltigen Böden die wendende Bodenbearbeitung, 

- auf dränierten sowie auf seit der Listung des Gebietes durch die 
Europäische Kommission zu Acker umgewandelten Ackerflächen die 
Überschreitung eines Gesamtstickstoffgehaltes bei der Düngung von 130kg 
pro ha und Kalenderjahr, 

 

(3) Auf Dauergrünlandflächen sind neben den Verboten gemäß Absatz 2 
unbeschadet sonstiger Ge- und Verbote folgende Handlungen untersagt:  
1. die Umwandlung in eine andere Nutzungsart,  
2. an Gewässern zweiter Ordnung innerhalb eines Gewässerrandstreifens 
von 25 Metern landseits der Böschungsoberkante chemische 
Pflanzenschutzmittel einzusetzen, 
- chemische Pflanzenschutzmittel anzuwenden, 
3. die Grünlanderneuerung,  
4. die Durchführung von Nachsaaten, außer im Scheiben- und 
Schlitzdrillverfahren.  
5. die Düngung nach dem 15. Oktober eines jeden Jahres sowie ganzjährig 
das Aufbringen von Kot aus der Geflügelhaltung oder von Klärschlamm,  
6. die erhebliche Schädigung der Grasnarbe durch Beweidung,  
7. die Anlage von Mieten, 
 

(4) Auf den in der maßgeblichen Karte als Dauergrünlandflächen mit dem 
Lebensraumtyp „Magere Flachland-Mähwiesen“ (Code 6510 im Anhang I 
der FFH-Richtlinie) und den als Besonders geschützte Biotope nach §30 
BNatSchG dargestellten Flächen sind neben den Verboten gemäß der 
Absätze 2 und 3 unbeschadet sonstiger Ge- und Verbote folgende 
Handlungen untersagt:  

1. die maschinelle Bodenbearbeitung in der Zeit vom 1. März bis zum 31. 
Mai eines jeden Jahres,  

2. die Durchführung von Nachsaaten,  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auf Regelungen in Bezug auf gesetzlich geschützte Biotope wurde verzichtet, 
damit eine Beantragung von Erschwernisausgleich für diese Flächen weiterhin 
möglich ist. Hinzu kommt, dass dies eine abschließende Klärung des Status 
aller Flächen im Gebiet erfordert hätte, s.o. 
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3. das Aufbringen von organischem Dünger mit Ausnahme von Festmist,  

4. eine Düngung vor dem ersten Schnitt sowie eine Düngung mit einem 
Gesamtstickstoffgehalt von mehr als 60 kg je Hektar und Kalenderjahr,  

5. die Mahd häufiger als zwei Mal je Kalenderjahr sowie vor dem 1. Juni 
eines jeden Jahres, 
6. die Beweidung, ausgenommen eine Nachbeweidung mit zwei 
Großvieheinheiten je Hektar  
7. die Zufütterung bei der Beweidung, 

- der Einsatz von chemischen Pflanzenschutzmitteln. 

 

§ 4 Erlaubnisvorbehalte  
(1) Folgende Handlungen und Maßnahmen innerhalb des 
Landschaftsschutzgebietes dürfen nur mit Erlaubnis der zuständigen 
Naturschutzbehörde durchgeführt werden:  
1. das Fahren mit Kraftfahrzeugen abseits der öffentlichen Straßen für 
Zwecke der wissenschaftlichen Forschung oder Lehre,  
2. die Neuanlage sowie der Ausbau von Wegen, Straßen oder sonstigen 
Verkehrsflächen,  
3. die Neuanlage oder der Ausbau von Leitungen, Dükern oder 
Abwasseranlagen,  
4. die Beseitigung von invasiven gebietsfremden Arten,  
5. die erhebliche Beeinträchtigung oder Beseitigung von Hecken, 
Gebüschen, Alleen, Baumgruppen, Baumreihen, Einzelbäumen, Straßen-, 
Weg-, Wald-, Gehölz-, Feld- und Gewässersäumen oder Obstwiesen, 
soweit ein Ersatz der Strukturen im Landschaftsschutzgebiet gewährleistet 
ist,  
6. die Durchführung organisierter Veranstaltungen außerhalb der in der 
maßgeblichen Karte entsprechend ausgewiesenen Bereiche,  
7. das Verfüllen von Bodensenken auf Ackerflächen,  
8. Maßnahmen zur Beseitigung von Wildschweinschäden auf den in der 
maßgeblichen Karte als Dauergrünlandflächen mit dem Lebensraumtyp 
„Magere Flachland-Mähwiesen“ (Code 6510 im Anhang I der FFH-
Richtlinie) dargestellten Flächen. 
 

§ 5 Freistellungen  
(1) Folgende Handlungen und Maßnahmen sind unbeschadet sonstiger Ge- 
und Verbote von den Verboten gemäß § 3 freigestellt und bedürfen auch 
keiner Erlaubnis gemäß § 4:  
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1. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung sowie 
Untersuchungen und Kontrollen des Landschaftsschutzgebietes im Auftrag 
oder auf Anordnung der zuständigen Naturschutzbehörde,  
2. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung sowie 
Maßnahmen zur Untersuchung oder Kontrolle des Gebietes durch andere 
Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit oder in deren Auftrag,  
3. das Befahren des Landschaftsschutzgebietes mit Kraftfahrzeugen 
abseits öffentlicher Straßen durch Behördenbedienstete oder deren 
Beauftragte zur Erfüllung ihrer dienstlichen Pflichten sowie durch die 
Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigten oder deren Beauftragte 
zur Nutzung und Bewirtschaftung der im Landschaftsschutzgebiet 
belegenen Grundstücke,  
4. die Unterhaltung und Instandsetzung bestehender Wege, Straßen oder 
sonstiger Verkehrsflächen einschließlich Brücken im bestehenden Umfang,  
5. das Aufstellen von Bienenständen oder Bienenkästen zwecks Ausübung 
der Imkerei, sofern sich diese in das Landschaftsbild einfügen und keiner 
Baugenehmigung bedürfen,  
6. die Neuerrichtung, Unterhaltung und Instandsetzung von Viehtränken 
mittels Ansaugleitung aus Oberflächengewässern oder Bohrbrunnen,  
7. die Neuerrichtung und Instandsetzung von Einfriedungen, Weidezäunen 
und Weideunterständen in ortsüblicher Weise,  
8. das Befahren der Gerdau mit Wasserfahrzeugen ohne Motorantrieb ab 
der Kreuzung mit der Landesstraße 233 flussabwärts zwischen 
Sonnenaufgang und Sonnenuntergang, sofern diese nicht länger als 6 m 
und breiter als 1,2 m sind,  
9. das Anlanden mit Wasserfahrzeugen innerhalb der in der maßgeblichen 
Karte entsprechend ausgewiesenen Bereiche,  
10. die Gewässerunterhaltung unter Beachtung der einschlägigen 
wasserrechtlichen Vorschriften mit Ausnahme des Einsatzes von 
Grabenfräsen, wobei an Gewässern zweiter Ordnung die Räumung der 
Ufer und Sohlen nur abschnittsweise oder einseitig zulässig ist,  
11. die Nutzung, Unterhaltung oder Instandsetzung bestehender Drainagen,  
12. die Nutzung, Unterhaltung oder Instandsetzung sonstiger rechtmäßig 
bestehender Anlagen und Einrichtungen,  
13. Maßnahmen zur Beseitigung von Wildschweinschäden auf 
Dauergrünlandflächen, soweit diese nur in den betroffenen Bereichen 
durchgeführt werden und sich auf eine nicht wendende Bodenbearbeitung 
beschränken,  
14. die Ausübung der Fischerei unter Verwendung von Otterschutzgittern 
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bei der Reusenfischerei,  
15. die Ausübung der Jagd sowie die Anlage, Unterhaltung und 
Instandsetzung von Einrichtungen für die Jagd in ortsüblicher Weise, außer 
die Anlage von Kirrungen außerhalb von Wildäckern, 
- die Anwendung von gezielt gegen Kriechenden Hahnenfuß bzw. 
Stumpfblättrigen Ampfer wirkenden Pflanzenschutzmitteln auf nicht als 
FFH-LRT 6510 oder nach §30 BNatSchG geschützten Grünlandflächen 
außerhalb eines Abstandes von 25m zur oberen Böschungskante von 
Gewässern zweiter Ordnung nach Anwendung des 
Schadschwellenprinzips.  
 

Forderungen 

Wir fordern, die Verordnung in der dargestellten Weise zu ergänzen bzw. zu 
ändern. 

 

Bitte teilen Sie uns das Ergebnis der Beschlussfassung mit, wie dies nach  
§ 60 b Abs. 4 NNatG vorgesehen ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung des Ergebnisses erfolgt nach Abschluss des Verfahrens. 

  

Angelverband Niedersachsen 
(vorher Landessportfischerverband Niedersachen e.V.) 

Eingang 30.11.2016 (Naturschutzverband 4) 

Die beabsichtigte Sicherung des Mittleren Gerdautals als 
Landschaftsschutzgebiet wird von uns ausdrücklich begrüßt. 
Insbesondere die beabsichtigte Sicherung und Entwicklung der Gerdau und 
ihres Talraumes als Lebensraum zahlreicher gefährdeter Arten, 
insbesondere der Neunaugen, der Koppe,  der Flussperlmuschel sowie die 
Erhaltung, Förderung und Entwicklung der wertgebenden aquatischen und 
grundwasserabhängigen Lebensraumtypen (insb. Auenwälder, naturnahe 
Still- und Fließgewässer) findet unsere uneingeschränkte Unterstützung. Zu 
den Regelungsinhalten haben wir in fast allen wesentlichen Punkten keine 
Bedenken. 
 
Insbesondere der Angelsportverein Gerdautal e.V. ist Pächter der 
Fischereirechte der Gerdau im geplanten Landschaftsschutzgebiet 
und bewirtschaftet das Gewässer nach unserer Auffassung vorbildlich 
nach guter fachlicher Praxis und unter besonderer Beachtung 
naturschutzfachlicher Erfordernisse. Nach Angaben des Vereins besitzt 
v. a. der  Abschnitt der Gerdau zwischen Eimke und Süstedt eine große 
Bedeutung als Kinderstube/Reproduktionsstätte für Bachforellen und 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Flussperlmuscheln. Seit Jahren versucht der Angelverein unter 
Federführung und in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit  Herrn Dr. 
Altmüller die Flussperlmuscheln in diesem Bereich wieder anzusiedeln. 
Weiterhin wurde vor einigen Jahren das Umgehungsrinne Verhorn 
realisiert, um die Durchgängigkeit des Gewässers wieder herzustellen und 
aufgrund der neuen Gewässerstruktur eine Wiederansiedlung der 
Flussperlmuscheln zu erleichtern. Aufgrund der besonders naturnahen 
Gewässerstruktur hat der Angelverein auf freiwilliger Basis und im 
Bewusstsein seiner besonderen naturschutzfachlichen Verantwortung 
diesen Bereich als Schonstrecke ausgewiesen, in dem das Angeln nicht 
gestattet ist.  Der Verein hat und wird unzählige Arbeitsstunden aufbringen, 
um Flora und Fauna in Zusammenarbeit mit allen zuständigen Stellen 
möglichst naturnah zu gestalten. Hierzu zählen die Wiederansiedlung der 
Flussperlmuscheln, autochthoner Fischbesatz, ständige Überwachung des 
Gewässerzustandes, Erlenpflanzaktionen, Müllsammlungen am und im 
Gewässer, Aus-und Weiterbildung von Gewässerwarten zur Überwachung 
der Gewässerqualität und umweltorientierte Jugendarbeit. Nach unserer 
Auffassung ist die fischereiliche Bewirtschaftung der Gerdau in 
diesem Bereich im landesweiten Vergleich ein hervorragendes 
Beispiel für die naturschutzkonforme Ausübung der Angelfischerei ! 
 
Dies vorausgeschickt haben wir folgende Anregungen / Korrekturwünsche 
zum Verordnungsentwurf: 
 
§ 3 Verbote 
§ 3.11. Verbot Wasserfahrzeuge: : Wir begrüßen das Verbot, die 
Gewässer mit Wasserfahrzeugen zu befahren.  Die Gerdau ist als 
prioritär wichtiger Lebensraum der vom Aussterben bedrohten 
Flussperlmuschel zu werten. Die Kiesbänke / Kiesschwellen in der Gerdau 
sind als  Lebensraum der Flussperlmuscheln und als Laich- und 
Larvalhabitat der lithophilen Fischfauna mit zahlreichen gefährdeten / 
geschützten Arten (hier. v.a. Bachforelle, Neunaugen, Koppe, Elritze u.a.) 
von herausragender naturschutzfachlicher Bedeutung. Gleichzeitig sind sie 
gegenüber mechanischen Einwirkungen hoch sensibel. Das Befahren mit 
Wasserfahrzeugen kann insbesondere bei Niedrigwasserständen zu 
irreparablen Schädigungen dieser Lebensraumstruktur führen und den 
Populationserhalt der o.g. Arten dauerhaft und signifikant beeinträchtigen. 
Die Kiesbänke sind kleinräumig dynamisch und werden v.a. durch 
laichende Fische/Neunaugen zu sog. Laichhügeln aufgeworfen, die vielfach 
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bis kurz unter die Wasseroberfläche reichen und so den Eiern / Larven im 
Kieslückensystem optimale Mikrohabitatbedingungen bieten. Diese 
Laichhügel, die Kennzeichen einer ausgeprägt naturnahen 
Gewässerentwicklung sind, unterliegen einer besonders hohen 
Empfindlichkeit  gegenüber der Befahrung mit Booten.  Von daher ist das 
Verbot sowohl begründet als auch angemessen. Ausnahmen 
sollten/könnten nur begründet sein zur Durchführung von 
Fischbestandserhebungen vom Boot aus (WRRL-/FFH-Monitoring und 
fischereiliches Monitoring der Vereine) bei gleichzeitig ausreichend hohen 
Wasserständen und Abstimmung mit der Naturschutzbehörde. 
 
§ 5 Freistellungen 
§ 5 (2), 16 Freistellung Fischerei: Die Freistellung der Fischerei (hier 
eigentlich der Angelfischerei) begrüßen wir vor dem Hintergrund der 
oben beschriebenen Praxis der bisherigen Ausübung der 
Angelfischerei ausdrücklich. Da von der Angelfischerei keine signifikante 
Beeinträchtigung für die Schutz- und Erhaltungsziele ausgeht, die Angler 
aber vielmehr wichtige lokale Partner im Gewässer- und Artenschutz an der 
Gerdau sind, ist diese Freistellung aus unserer Sicht angemessen und 
abgewogen. Wir regen aber an, nicht nur die „Ausübung der Fischerei“, 
sondern die“ fischereiliche Nutzung gemäß der Vorgaben des 
Niedersächsischen Fischereigesetzes (NFischG) und der Nds. 
Binnenfischereiordnung“ von den Verboten freizustellen. Begründung: 
Diese Formulierung umfasst nicht nur das Nutzungsrecht zum Angeln , 
sondern umfasst auch die damit verbundenen Nebentätigkeiten 
(Gewässerkontrollen und –untersuchungen der Fischfauna und des 
Makrozoobenthos, Fischereiaufsicht, Fischbestandskontrollen; 
Renaturierungsmaßnahmen etc.) und die Pflicht zur Hege gemäß den 
Vorgaben des § 40 NFischG. 
 
§ 5 (2), 2 Freistellung von Untersuchungen/Kontrollen bzw. § 5(3): Wir 
bitten, die Freistellung von Maßnahmen zur Untersuchung der Gerdau 
hinsichtlich fischereilicher Untersuchungen zu ergänzen. Begründung: 
Die Kontrolle und Untersuchung des Fischbestandes ist Teil der 
ordnungsgemäßen Ausübung fischereilicher Nutzungsrechte. Insbesondere 
Elektrobefischungen, die im Übrigen dem Genehmigungsvorbehalt des 
LABVES unterliegen, können dazu dienen, den Fischbestand zu 
überwachen, um daraus Erkenntnisse zur Bestandsentwicklung und zum 
fischereilichen Management zu gewinnen. So kann durch Nachweis 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die geschilderten Tätigkeiten werden gemäß Niedersächsischem 
Fischereigesetz und Binnenfischereiordnung durch das LAVES geregelt. Eine 
Einschränkung der genannten gesetzlichen Regelungen durch die 
Landschaftsschutzgebietsverordnung ist nicht erkennbar. Das 
Genehmigungsverfahren wird durch die §§ 10 und 11 der 
Binnenfischereiordnung geregelt.  
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natürlicher Reproduktion (z. B. der Forelle) das fischereiliche Management 
angepasst werden (z. B. Verzicht auf Besatz bei nachgewiesener 
natürlicher Reproduktion). Ggf. ist einer solchen Freistellung der 
Anzeigevorbehalt an die Naturschutzbehörde beizustellen.  
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Anlage 3: 
Aufstellung der Anregungen und Einwendungen bezüglich der geplanten Landschaftsschutzgebietsverordnung „Mittleres Gerdautal“ als 

Teilgebiet des FFH-Gebietes 071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ 
 

- Übersicht der Träger öffentlicher Belange - 
 

Anregungen/Einwendungen (Zitate) Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde 

Gasunie Deutschland Transport Services GmbH Eingang 21.10.2016 (Träger öffentlicher Belange 01) 

Wir danken für die Beteiligung im Rahmen Ihrer Planungen und senden 
Ihnen beiliegend   unsere Stellungnahme. Bitte berücksichtigen Sie, dass 
diese auf Grundlage des aktuellen Erdgastransportleitungsnetzes der von 
Gasunie Deutschland vertretenen Unternehmen erstellt wurde. Änderungen 
am System sind jederzeit vorbehalten. 
Bitte bestätigen Sie den Erhalt der Stellungnahme sowie der „Anweisungen 
zum Schutz von Erdgasleitungen“ unmittelbar nach Erhalt dieses 
Schreibens per E-Mail, Fax oder Post. 
Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen und stehen Ihnen 
für Rückfragen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 
 
Stellungnahme der von Gasunie Deutschland vertretenen Unternehmen zur 
eingereichten Plananfrage  
 
Von dem Vorhaben sind Anlagen wie nachfolgend beschrieben betroffen: 
 

Erdgastransportleitung(en) / 
Kabel 

Durch-
messer in 
mm 

Schutz-
streifen in 
m 

Begleit-
kabel 

Bestands-
plan Nr. 

ETL 0130.000 Bahnsen - 
Wiedemanns Weide (Uelzen) 

200 4,00 ja 
BP 6, BP 
7 

Den Leitungsverlauf entnehmen Sie bitte dem/den beigefügten 
Bestandsplan/-plänen. Wir weisen darauf hin, dass unsere 
Angaben/Planeintragungen zur unverbindlichen Vorinformation erfolgen. 
Die Angaben über Lage, Deckung und Verlauf der oben genannten 
Anlage(n) sind so lange als unverbindlich anzusehen, bis sie in der 
Örtlichkeit durch einen Beauftragten der Gasunie Deutschland bestätigt 
werden. Die genaue Lage / Höhenlage der Erdgastransportleitung(en) / 
Begleitkabel ist vor Beginn der Detailplanung zu ermitteln. Unabhängig 
davon hat der Bauunternehmer die Pflicht, sich im Weiteren über die 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Siehe Anlage 5: Punkt 5 „Unterhaltung und Instandsetzung bestehender 
Anlagen“ 
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tatsächliche Lage und Tiefe durch fachgerechte Erkundungsmaßnahmen 
(z. B. Ortung, Suchschlitze und Querschläge) selbst, aber unter Gasunie-
Aufsicht, Gewissheit zu verschaffen. 
 
Die Schutzanweisungen fügen wir mit der Bitte um Beachtung durch die 
bauausführende Firma bei. Sie sind auf der Baustelle zusammen mit der 
Stellungnahme und den Plänen vorzuhalten. 
 
Aus Sicherheitsgründen sind sämtliche Baumaßnahmen im Schutzstreifen 
der Erdgastransportleitung(en) / Kabel in Anwesenheit eines Gasunie-
Mitarbeiters durchzuführen. Bitte informieren Sie den zuständigen 
Leitungsbetrieb bereits über Arbeiten im Näherungsbereich ab ca. 50 m zur 
Erdgastransportleitung. Im Bedarfsfall wird ein Gasunie-Mitarbeiter den 
Schutzstreifen vor Ort anzeigen und Ihre Mitarbeiter einweisen. 
Daher ist es unbedingt erforderlich, rechtzeitig, spätestens jedoch 5 Tage 
vor Beginn jeglicher Maßnahmen im Schutzstreifenbereich, Kontakt zu 
folgendem Leitungsbetrieb unter Angabe der Vorgangsnummer 
aufzunehmen: Gasunie Deutschland Technical Services GmbH Standort 
Eckel Vaenser Dorfstraße 45 21244 Buchholz i. d. N. Tel.: 0 4181 / 3403-0 

Bei technischen Rückfragen wenden Sie sich bitte an Herrn Meyer  ☎ 0 44 

47 / 809-547, im Störungsfall außerhalb der Dienstzeit bitte ☎ 0 44 47 / 8 

09-0. 
Schutzmaßnahmen Allgemein Im Schutzstreifenbereich bestehen ein 
grundsätzliches Bauverbot und ein Verbot sonstiger leitungsgefährdender 
Maßnahmen. 
Dazu zählen auch das Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sowie das 
Setzen von tiefwurzelnden Pflanzen. 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind außerhalb des Schutzstreifens der 
Erdgastransport-leitung(en)/Kabel durchzuführen. 
Zur Gewährleistung der Sicherheit müssen der Schutzstreifen der 
Erdgastransport-leitung(en)/Kabel sowie die Stationen sowohl zur 
Überwachung als auch zu Reparaturzwecken uneingeschränkt zugänglich 
sein.  
Daher sind Material, Gerät und Erdaushub außerhalb des Schutzstreifens 
zu lagern. Bauwagen und dergleichen sind außerhalb des Schutzstreifens 
aufzustellen. 
Das vorhandene Geländeniveau im Schutzstreifen darf nicht verändert 
werden. 
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Während der Bauphase darf/dürfen die Erdgastransportleitung(en) nicht mit 
schweren Fahrzeugen befahren werden, ohne dass sie z.B. durch 
Baggermatratzen gesichert worden ist/sind. 
Bei der Durchführung des Bauvorhabens sowie danach ist sicherzustellen, 
dass die Erdgastransportleitung(en) nicht gefährdet wird/werden. 
An der/den Erdgastransportleitung(en) befinden sich Schilderpfähle mit 
Messanschlüssen zur Messung des Rohr-/Bodenpotenzials. 
 
Projektbezogene Maßnahmen 
Es muss gewährleistet sein, dass der Schutzstreifen unserer 
Erdgastransportleitung sowie die Stationen aus Sicherheitsgründen zur 
Vornahme von Überwachungs- / Unterhaltsmaßnahmen und Durchführung 
von Instandsetzungsarbeiten jederzeit uneingeschränkt zugänglich sind, 
z.B. mit Baufahrzeugen.  
Außerdem sind die Schutzstreifen unserer Erdgastransportleitungen von 
Bäumen, Sträuchern sowie anderen tiefwurzelnden Pflanzen freizuhalten. 
Wir bitten Sie um Berechtigung, etwaige im Schutzstreifenbereich 
wildwachsende tiefwurzelnde Pflanzen bzw. Bäume im Rahmen unserer 
Leitungsüberwachungsmaßnahmen entfernen zu dürfen. Wir schlagen 
daher vor, die mit der ordnungsgemäßen Überwachung, Unterhaltung und 
Gewährleistung der technischen Sicherheit der Erdgastransportleitung 
zusammenhängenden Maßnahmen gemäß Ihrer Satzung von den Verboten 
auszunehmen. 
 
Kosten  
Die Kosten für eventuelle Schutzmaßnahmen / Gutachten sind vom 
Verursacher zu tragen. Gasunie Deutschland ist von allen Kosten, die in 
Folge der Baumaßnahme entstehen könnten (z.B. in Gestalt nachträglich 
erforderlicher Sicherungsmaßnahmen an unseren Anlagen oder im 
Vergleich zum ursprünglichen Zustand erhöhter Aufwendungen bei 
Reparatur-, Unterhaltungs- und Wartungsarbeiten) freizuhalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

Bundesamt für Informationen, Umweltschutz  
und Dienstleistungen der Bundeswehr 

Eingang 25.10.2016 (Träger öffentlicher Belange 02) 

Das Plangebiet der Schutzgebietsausweisung des "Mittleren Gerdautales" 
als Landschaftsschutzgebiet (LSG) befindet sich im südlichen Teil des 
Gebietes Kiehnmoor im Bauschutzbereich des Flugplatzes Faßberg gem. § 
12 (3) 2a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) in ca. 4 km Entfernung zum 
Flughafenbezugspunkt, im Zuständigkeitsbereich des Flugplatzes Faßberg 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Die LSG-VO enthält keine Überflug- oder Flughöhenbeschränkungen. 
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nach § 18 a LuftVG sowie in diversen Hubschraubertiefflugkorridoren.  
 
Durch o.a. Planungen werden Belange der Bundeswehr berührt. Solange 
durch o.a. Planungen keine künftigen Beeinträchtigungen in Bezug auf 
Anflugverfahren und Mindestanflughöhen zum und vom Fliegerhorst 
Faßberg erfolgen, stimmt die Bundeswehr der Ausweisung als LSG zu.  
Sollten Beeinträchtigungen durch die Ausweisung für die Bundeswehr 
entstehen, bitte ich zwingend um weitere Beteiligung, damit ich diverse 
Fachdienststellen zur Bewertung beteiligen kann. 

  

Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr Eingang 31.10.2016 (Träger öffentlicher Belange 03) 

Gegen den Inhalt des Verordnungsentwurfes bestehen soweit keine 
Bedenken. 
 
Maßnahmen hinsichtlich der Verkehrssicherung und der Unterhaltung 
bezüglich der Bundesstraße „B 71“ sowie der Landesstraße „L 233“ 
(Bereich Gr. Süstedt) und den damit verbundenen Brückenbauwerken 
müssen weiterhin gewährleistet sein. Entsprechender Verweis hinsichtlich 
Freistellungen hierzu in § 5 des Verordnungsentwurfes. 
 
Die im Bundesverkehrswegeplan 2016 im vordringlichen Bedarf eingestufte 
Verlegung der „B 71 westlich Uelzen / B 4 neu“ ist von der Ausweisung 
nicht betroffen. Die Trassenführung verläuft östlich der geplanten 
Schutzgebietsausweisung. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Maßnahmen zur Unterhaltung und Instandsetzung von Wegen, Straßen, 
Brücken und sonstigen Verkehrsflächen sowie Maßnahmen zur Ausübung der 
Verkehrssicherungspflicht sind in § 5 Abs. 2 Nr. 4 und 5 freigestellt. 
 

  

TenneT TSO GmbH Eingang 31.10.2016 (Träger öffentlicher Belange 04) 

Durch den räumlichen Geltungsbereich Ihrer Planung verläuft die o. a. 
Höchstspannungsfreileitung (380-kV-Leitung Wahle – Stadorf, Mast 202-
203 (LH-10-3007)) unseres Unternehmens. Die Achse der Freileitung ist in 
den Übersichtskarten dargestellt. 
 
Um betrieblich notwendige Wartungsarbeiten ausführen zu können, muss 
uns jederzeit der ungehinderte Zugang zu unseren Versorgungsanlagen 
möglich sein. Dazu gehören das Befahren der Zuwegungen und das 
Betreten von Natur- und Landschaftsschutzgebieten durch uns oder von 
uns beauftragte Personen, zur Ausführung von Wartungsarbeiten oder in 
Störfällen. 
Um die Sicherheitsabstände nach DIN EN 5034-1 weiterhin gewährleisten 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5: Punkt 5 „Unterhaltung und Instandsetzung bestehender 
Anlagen“ 
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zu können, werden Zweige und Äste, die den Leiterseilen 
entgegenwachsen, in der Hiebsperiode nach vorheriger Ankündigung 
zurückgeschnitten. 
 
Deshalb bitten wir Sie, innerhalb des Leitungsschutzbereiches keine 
hochwüchsigen Bäume anzupflanzen, weil die Einhaltung der 
Sicherheitsabstände in kürzester Zeit nicht mehr gewährleistet ist. 
Empfehlenswert sind standortgerechte Wildgehölze wie Büsche und 
Sträucher bis zur Kategorie Großsträucher, die mit geringer Aufwuchshöhe 
einen ausreichenden dauerhaften Abstand zu den Leiterseilen einhalten. 
Die Breite des Freileitungsschutzbereiches für die 380-kV Leitung beträgt 
max. 80,0 m, d. h. jeweils 40,0 m von der Leistungsachse (Verbindungslinie 
der Mastmitte) nach beiden Seiten. 
Aufschüttungen, Dämme, Erdwälle etc. oder Zwischenlagerungen 
(Mutterboden) dürfen innerhalb des Schutzbereiches der 
Hochspannungsfreileitung nur bis zu der von uns zugelassenen 
Niveauhöhe vorgenommen werden, da andernfalls Lebensgefahr besteht. 
 
Sollte es im Zusammenhang mit der Aufstellung des Landschaftsplanes zu 
Änderungen der Grundstückseigentümer kommen, müssen die 
eingetragenen Rechte in die neuen Grundbücher übertragen werden. Wir 
bitten Sie, uns in diesem Fall zu benachrichtigen. 
Zu Ihrer Information erhalten Sie einen Ausschnitt aus unseren Lageplan im 
Maßstab 1:5000. 

 
 
 
 
Aus der LSG-Verordnung ergeben sich keine Anpflanzungen, Aufschüttungen 
o.ä. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Erklärung zum LSG hat keine Änderung der Eigentumsverhältnisse zur 
Folge. 

  

Gemeinde Gerdau Eingang 02.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 05) 

Auf Ihr Schreiben vom 03.11.2016 reiche ich hiermit die folgenden 
Einwendungen gegen die geplante Schutzgebietsausweisung ein: 
 
Anmerkungen zu den Grenzen des Landschaftsschutzgebietes: 
1. Die Gebietsabgrenzung am „Lindener Weg“ in Gr. Süstedt orientiert sich 
an Flurstücks Grenzen. Dieses hat zur Folge, dass das geplante 
Schutzgebiet direkt an die dort ansässigen Gewerbebetriebe heranreicht. 
Das Schutzgebiet sollte sich nicht an den Flurstücks Grenzen orientieren 
sondern parallel in einem Abstand von 80 m zum „Lindener Weg“ verlaufen, 
um den Gewerbetreibenden eine mögliche Entwicklung nicht zu 
erschweren. 
2. In der Ortschaft Gr. Süstedt. Sind private Grundstücke im jeweils 
geringen Umfang mit überplant. Diese müssen aus dem Schutzgebiet 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 1 „Gebietsabgrenzung“. 
 
 
 
 
 
 
 
Aus dem Hinweis wird nicht deutlich, womit die Forderung einer Herausnahme 
begründet wird. Soweit hier Gartengrundstücke gemeint sind, kann eine 
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herausgenommen werden. 
 
 
3. Unterhalb des landwirtschaftlichen Betriebes von Bernd Meyer in Gr. 
Süstedt darf sich die Abgrenzung nicht an den Flurstücks Grenzen 
orientieren sondern parallel zum Flusslauf verlaufen mit einem Abstand 
zum Betrieb. 
 
4. Das Flurstück Flur 1 – 82/2 Flur 1 in Gerdau wird diagonal durch das 
FFH – Gebiet geteilt. Dieses wird gemeinsam mit dem angrenzenden 
Flurstück Flur 1 – 80/1 bewirtschaftet. Das Flurstück sollte daher aus dem 
Landschaftsschutzgebiet herausgenommen werden. 
 
5. In der Ortslage Bohlsen an der Brücke der B 71 sollte die 
Gebietsabgrenzung analog zu den o. g. Punkten 1 und 2 Parallel zum 
Gewässer verlaufen und sich nicht an den Flurstücks Grenzen orientieren. 
 
Allgemeine Anmerkungen 
1. Zu § 6 ) Der Kindergarten aus Gerdau nutzt den Spätzen für die 
Erziehung in der der Natur. Die freiwillige Feuerwehr nutzt den Spätzen 
gelegentlich für die Ausbildung von Feuerwehrleuten an der Kettensäge. Ich 
bitte zu bestätigen, dass diese beiden Nutzungen auch weiterhin möglich 
sind. 
 
2. Die Gewässerrandstreifen sollten wie bisher gepflegt werden dürfen. 
 
Sollten sich noch Rückfragen ergeben, so bitte ich um Nachricht. 

Herausnahme von Flächen nicht allein aus diesem Grund erfolgen (vergleiche 
Hinweise zur Gebietsabgrenzung).  
 
Es handelt sich hier um (teils wertvolle) Feucht-/Nassgrünländer, die 
Bestandteil der Flussaue sind und direkt an die Gerdau angrenzen. Es wird 
nicht begründet, warum eine andere als die gewählte Gebietsabgrenzung 
angemessen wäre.  
 
Die Einwendung wurde vom betroffenen Eigentümer vorgebracht und dort 
beantwortet. Eine Betroffenheit von Belangen der Gemeinde ist nicht 
ersichtlich. 
 
 
Dieser Bereich umfasst zum Teil wertvolle Grünlandbereiche und ist Bestandteil 
der Flussaue. Aus dem Hinweis wird nicht ersichtlich, warum eine andere als 
die gewählte Gebietsabgrenzung angemessen wäre.  
 
Die Nutzung durch den Kindergarten wird durch die 
Landschaftsschutzgebietsverordnung nicht eingeschränkt. Bei der Nutzung 
durch die Freiwillige Feuerwehr hängt dies vom Umfang der Aktivitäten und der 
verursachten Störungen ab. Eine Rücksprache mit der unteren 
Naturschutzbehörde wird empfohlen. Beide Nutzungen fallen jedoch nicht unter 
das Verbot der Durchführung von organisierten Veranstaltungen. 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 9 „Mahd von Uferbereichen/ Uferrandstreifen“. 

  

Landesamt für Geoinformationen 
und Landesvermessung Niedersachsen 

Eingang 03.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 06) 

Inhaltlich gibt es keine Anregungen oder Bedenken von Seiten des 
Katasteramtes Uelzen des LGLN zu der geplanten 
Schutzgebietsausweisung. 
 
Hinweis:  
Die von Ihnen verwendeten Kartengrundlagen in den Anlagen 2 und 3 sind 
veraltet und überholt!  
In der Übersichtskarte Anlage 2 benutzen Sie die alte analoge TK25 im 
Graudruck als Kartengrundlage. Dieses Kartenwerk wird seit ca. 1995 nicht 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Kartenlegende wird angepasst. 
 
 
 
Da sich aus Gründen der Bestimmtheit die Abgrenzung des LSG eindeutig aus 
der Verordnungskarte ergeben muss wurde bewusst die ältere, aber deutlich 
detailliertere DGK5 verwendet.  
Die Verwendung der aktuellen AK5-Karte wurde darüber hinaus insbesondere 
wegen der irreführenden Darstellung der Teichanlagen im LSG verworfen 
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mehr fortgeführt. Als Nachfolgeprodukt gibt es die DTK25 (Digitale 
Topographische Karte 1:25.000), diese wird alle 3 Jahre aktualisiert, ist 
aber nicht so detailreich, wie die historische TK25. 
Ein Kartenauszug in Farbe ist diesem Schreiben als Anlage beigefügt. 
Ausdrucke und digitale Daten in Graustufen sind ebenfalls erhältlich. 
Soweit Sie wegen der größeren Detailtiefe trotzdem weiterhin die TK25 als 
Kartengrundlage verwenden möchten, bitte ich Sie den 
Urheberrechtsvermerk um den Text „TK25 Stand 1995“ zu ergänzen.  
In der Anlage 3 benutzen Sie die DGK5 als Kartengrundlage. Dieses 
Kartenwerk wird seit 1999 nicht mehr fortgeführt. Als Nachfolgeprodukt gibt 
es die aus ALKIS abgeleitete AK5 (Amtliche Karte 1:5000). Diese ist 
hinsichtlich der Flurstücke aktuell, die Gebäude werden in der Regel alle 3 
Jahre aktualisiert. Die Darstellung der Topographie ist nicht so detailreich, 
wie die der historischen DGK5, sie soll allerdings in Zukunft ebenfalls alle 3 
Jahre aktualisiert werden.  
Ein Kartenauszug in Farbe ist diesem Schreiben als Anlage beigefügt. 
Ausdrucke und digitale Daten in Graustufen sind ebenfalls erhältlich.  
Soweit Sie wegen der größeren Detailtiefe trotzdem weiterhin die DGK5 als 
Kartengrundlage verwenden möchten, bitte ich Sie im 
Urheberrechtsvermerk den Text „ALKIS 2016“ zu ersetzen durch „DGK5 
Stand 1999“. 

(Darstellung des gesamten Flurstücks als Wasser statt Darstellung der 
einzelnen, wesentlich kleineren Teiche). 
 
 
 
Die Quellenangabe in der Kartenlegende wird entsprechend den Angaben in 
der Stellungnahme angepasst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Quellenangabe in der Kartenlegende wird entsprechend den Angaben in 
der Stellungnahme angepasst.  
  

  

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie Eingang 04.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 07) 

Aus Sicht des Fachbereiches Bergaufsicht CLZ wird zu o.g. Vorhaben wie 
folgt Stellung genommen: 
 
Durch die Ausweisung des Landschaftsschutzgebiets „Mittleres Gerdautal“ 
könnten mehrere Gasdochdruckleitungen der EGM Erdgas Münster GmbH 
und der Gasunie Deutschland GmbH & Co. KG betroffen sein. Bitte 
beachten Sie dass im Bereich von Leitungen Schutzstreifen zu beachten 
sind, die von Bebauung und tief wurzelnden Pflanzen freizuhalten sind. 
 
Bitte kontaktieren Sie die o.g. Leitungsbetreiber direkt, damit ggf. 
erforderliche Abstimmungsmaßnahmen eingeleitet werden können. 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen 
unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 5 „Unterhaltung und Instandsetzung bestehender 
Anlagen“. 
Aus der LSG-Verordnung ergeben sich keine aktiven Handlungen wie 
Anpflanzungen, Aufschüttungen o.ä. 
 
 
 
 
Die Kontaktaufnahme erfolgte im offiziellen Beteiligungsverfahren mit 
Schreiben vom  20.10.2016. 

  

Deutsche Telekom Technik GmbH Eingang 10.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 08) 
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Im betroffenen Plangebiet sind Telekommunikationslinien der Telekom 
vorhanden. 
Der Betrieb und die Erweiterung der Telekommunikationslinien in diesen 
Gebieten müssen weiterhin sichergestellt sein. 
Sollte der weitere Verfahrensverlauf ergeben, dass Belange der Telekom - 
z.B. als Eigentümer der Telekom, die ungestörte Nutzung ihres Netzes 
sowie ihre Vermögensinteressen – konkret berührt sind, behalten wir uns 
vor, unsere Interessen wahrzunehmen und entsprechend auf das Verfahren 
einzuwirken. Aus diesem Grunde bitten wir Sie um Beteiligung bei den 
weiteren Planungen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Siehe Anlage 5, Punkt 5 „Unterhaltung und Instandsetzung bestehender 
Anlagen“. 
 

  

Bundesaufsicht für Flugsicherung Eingang 18.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 09) 

Durch die vorgelegte Planung wird der Aufgabenbereich des 
Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung als Träger öffentlicher Belange im 
Hinblick auf den Schutz ziviler Flugsicherungseinrichtungen nicht berührt. 
Es bestehen gegen den vorgelegten Planungsstand derzeit keine 
Einwände. 
Diese Beurteilung beruht auf den Anlagenstandorten und –schutzbereichen 
der Flugsicherungsanlagen Stand November 2016. 
Die gemäß § 18 a LuftVG angemeldeten Anlagenschutzbereiche orientieren 
sich an den Anhängen 1­3 des „ICAO EUR DOC 015, Third Edition 2015“. 
Aufgrund betrieblicher Erfordernisse kann der angemeldete Schutzbereich 
im Einzelfall von der Empfehlung des ICAO EUR DOC 015 abweichen. 
Die Entscheidung gemäß § 18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG), ob 
Flugsicherungseinrichtungen durch einzelne Bauwerke gestört werden 
können, bleibt von dieser Stellungnahme unberührt. Sie wird von mir 
getroffen, sobald mir über die zuständige Luftfahrtbehörde des Landes die 
konkrete Vorhabensplanung (z.B. Bauantrag) vorgelegt wird. 
 
Weitere Informationen: 
Um dem gesetzlich geforderten Schutz der Flugsicherungseinrichtungen 
Rechnung zu tragen, melden die Flugsicherungsorganisationen gemäß 
§ 18a Abs. 1a, Satz 2 Luftverkehrsgesetz meiner Behörde diejenigen 
Bereiche um Flugsicherungseinrichtungen, in denen Störungen durch 
Bauwerke zu erwarten sind. Diese Bereiche werden allgemein als 
"Anlagenschutzbereiche" bezeichnet. 
Die Dimensionierung der Anlagenschutzbereiche erfolgt gemäß § 18a 
Luftverkehrsgesetz durch die Flugsicherungsorganisation und orientiert sich 
an den Empfehlungen des ICAO EUR DOC 015. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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Meine Behörde stellt auf ihrer Webseite unter www.baf.bund.de eine 
interaktive Karte der Anlagenschutzbereiche bereit. 

  

Eisenbahn-Bundesamt - Außenstelle Hannover Eingang 21.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 10) 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für 
die Betriebsanlagen und die Bahnstromfernleitungen 
(Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger 
öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. 
Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die 
Eisendverkehrsverwaltung des Bundes 
(Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetz – BEVVG) berühren. 
Das geplante LSG grenzt direkt an die zweigleisige elektrifizierte 
Bahnstrecke Hamburg – Hannover. Die Belange des Eisenbahn-
Bundesamtes werden von der Planung zur Ausweisung des LSG „Mittleres 
Gerdautal“ nicht berührt. Insofern bestehen keine Bedenken. 
 
Ich möchte noch auf folgendes hinweisen: 
Wie Ihnen bekannt sein dürfte, soll ein Ausbau der Schienenstrecken im 
norddeutschen Raum erfolgen. 
Anstelle der Y-Strecke Hamburg/Bremen – Hannover sollen die 
vorhandenen Bestandsstrecken ausgebaut werden, so auch die 
Bahnstrecke Hamburg – Hannover. 
Das Ausbauvorhaben, bezeichnet als „Alpha-E Variante + Bremen“, ist im 
Entwurf des Bundesverkehrswegeplans 2015 im vordringlichen Bedarf 
unter lfd. Nr. 3 Projekt Nr. 2-003-V03 enthalten. 
Bestandteil dieses Projekts ist u.a. eine Ausbaustrecke (ABS) Ashausen – 
Uelzen – Celle, Vmax 250/230 km/h (ggf. mit zusätzlichen fahrplanbasierten 
Maßnahmen zur Kapazitätserweiterung und Ortsumfahrungen).  
Konkrete Maßnahmen zum mehrgleisigen Ausbau des Streckenabschnitts 
Uelzen – Celle sind mir nicht bekannt. 
Das Gesetzgebungsverfahren zur Umsetzung des 
Bundesverkehrswegeplanes ist derzeit im Gange und soll bis Ende 2016 
abgeschlossen werden. 
Es wird empfohlen, dass Schutzgebiet so auszuweisen, dass 
Wechselwirkungen zwischen Bahntrasse und Schutzgebiet ausgeschlossen 
sind. 
 
Es wird weiter empfohlen, die DB Netz AG, Regionalbereich Nord, 
Lindemannallee 3, 30173 Hannover als Betreiberin der Strecke an Ihrem 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zukünftige Projekte können nicht bereits im Rahmen der Unterschutzstellung 
Berücksichtigung finden. Bei einem Ausbau der Bahnanlagen im Gebiet wäre 
eine FFH-Verträglichkeits(vor-)prüfung gemäß § 34 BNatSchG im Rahmen der 
Genehmigung bzw. des Planfeststellungsverfahrens erforderlich. Dies gilt 
bereits seit der Aufnahme des Gebiets „Ilmenau mit Nebenbächen“ in die Liste 
der Besonderen Erhaltungsgebiete der EU-Kommission Ende 2004. Die 
Landschaftsschutzgebietsverordnung erfordert zusätzlich eine Befreiung 
gemäß § 7 des Entwurfs. Diese kann in der Regel erteilt werden, wenn das 
Vorhaben nach dem Ergebnis der Prüfung gemäß § 34 BNatSchG zulässig ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beteiligung erfolgte im offiziellen Verfahren am 20.10.2016. 
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Verfahren zu beteiligen. 

  

Landwirtschaftskammer Niedersachsen Eingang 22.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 11) 

wir bedanken uns für die Anforderung einer Stellungnahme und geben 
folgende Hinweise: 
 
zu § 3 (2) Nr. 6 
Wir bitten dringend, diesen Punkt zu modifizieren wie folgt: „…zu 
beeinträchtigen außer durch Mahd mit handgeführten Mähwerken,“ 
Begründung: Die vorgelegte Fassung widerspricht den vertraglichen 
Vereinbarungen des Landschaftspflege- und Unterhaltungsverbands 
Ilmenau (früher Unterhaltungsverband Gerdau) mit den Verpächtern von 
Gewässerrandstreifen an der Gerdau. Dort wurde ausdrücklich geregelt, 
dass der UHV bzw. sein Rechtsnachfolger bei Bedarf dafür Sorge trägt, 
dass insbesondere Disteln und Brennnesseln mittels Mahd an der 
Verbreitung gehindert werden. Beide stellen aus landwirtschaftlicher Sicht 
Unkräuter dar, die sich ohne Mahd auf die anliegenden Nutzflächen 
ausbreiten und dort nur mit erheblichem chemischen Aufwand bekämpft 
werden können. Diese Regelung war entscheidend für die Akzeptanz der 
unendlichen Pachtverträge zur Ausweisung von Gewässerrandstreifen und 
bewirkte einen Durchbruch bei der Flächenbereitstellung. Wenn der UHV 
bzw. Rechtsnachfolger diese Regelung nicht einhalten kann bzw. darf, 
entfällt die Vertragsgrundlage der vorhandenen Gewässerrandstreifen an 
der Gerdau. 
Darüber hinaus muss auch an anderen Uferbereichen, also außerhalb der 
gesicherten Gewässerrandstreifen, die Entfernung von 
schwerbekämpfbaren Unkräutern  mit hohem Verbreitungspotential (in der 
Landwirtschaft so genannten „Problemunkräutern“) durch Mahd mit 
handgeführten Mähwerken möglich bleiben. Nur so kann der Einsatz 
chemischer Unkrautbekämpfungsmittel auf den benachbarten Nutzflächen 
minimiert werden. 
 
zu § 3 (2) Nr. 7 
Wir bitten dringend, diesen Punkt zu modifizieren wie folgt:   „…zu errichten 
mit Ausnahme von privilegierten landwirtschaftlichen Bauvorhaben gem. 
Baugesetzbuch §35 (1),“ 
Begründung: In direkter Nachbarschaft zum geplanten LSG bzw. FFH-
Gebiet befinden sich die baulichen Anlagen landwirtschaftlicher Betriebe, 
z.B. in der Gemarkung Hansen ein vor wenigen Jahren ausgesiedelter 

Wird zur Kenntnis genommen. Der Verordnungstext wird in Teilen 
angepasst.  
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 9 „Mahd von Uferbereichen/Uferrandstreifen“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Einzelfall kann mit der ergänzten Formulierung des § 5 Abs. 2 Nr. 1 mit 
Zustimmung der Naturschutzbehörde eine gezielte Pflegemahd durchgeführt 
werden. Eine generelle Freigabe der Mahd von Uferbereichen wäre nicht mit 
dem Schutzzweck vereinbar (s. Anlage, Punkt 9).  
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 4 „bauliche Anlagen im FFH-Gebiet, 
Betriebserweiterungen“. 
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Milchviehstall (Betrieb Maas) sowie komplette Hofstellen (Betriebe  Bittkau 
und Dehrmann) mit  z.T. erst vor etwa einem Jahr fertiggestellter 
Fahrsiloanlage mit Sickerwasserauffangbecken. Solchen Betrieben 
müssen Erweiterungs- aber auch Neubauten dauerhaft möglich 
bleiben, die sich im Bedarfsfall auch (mit Teilen) in das Schutzgebiet 
erstrecken. 
Insbesondere ist davon auszugehen, dass vorhandene Silo- bzw. 
Futterlagerplätze aus arbeitswirtschaftlichen und wasserschutzrechtlichen 
Gründen ausgedehnt werden müssen. 
Es ist außerdem zu erwarten, dass mittelfristig die Weidehaltung von 
Milchkühen, Jungrindern und auch Mastrinderherden grundsätzlich oder für 
bestimmte Produktionsverfahren (Biolandwirtschaft, Tierwohl-Programm) 
vorgeschrieben wird. Hierfür ist der direkte räumliche Bezug bzw. der 
ungestörte Zugang zwischen Weide und Stall unverzichtbar. Da die 
maßgeblichen Weideflächen sich im geplanten  LSG befinden, muss das 
landwirtschaftliche privilegierte Bauen hier möglich bleiben. 
Abschließend weisen wir darauf hin, dass aus landwirtschaftlicher Sicht 
Bauvorhaben in der engeren Talaue der Gerdau wegen des  dortigen 
feuchten Untergrunds voraussichtlich nur in Ausnahmesituationen in’s Auge 
gefasst werden. In diesen Fällen müssen Sie aber möglich sein!  
 
zu § 3 (3) Nr. 3 
Wir bitten dringend, diesen Punkt zu streichen. 
Begründung: Nachsaaten dienen der Grünlandpflege und damit zugleich 
der Vermeidung kompletter Grünlanderneuerungen. Sie sind Bestandteil 
der guten fachlichen Praxis in der Landwirtschaft. Neben Nachsaaten im 
Drill- und Schlitzverfahren werden regelmäßig auch Breitsaatverfahren in 
Kombination mit der Grünlandpflege durch Striegeln (mit Aufsatteln des 
Saatgutbehälters) oder der Grünlanddüngung im Frühjahr durchgeführt.  
Das Breitsaatverfahren ist besonders schonend und muss zulässig sein.  
 
zu § 4 (1) Nr. 5 
Diese Regelung begrüßen wir ausdrücklich. 
Begründung: Sie ermöglicht eine Flexibilität gegenüber  heute noch nicht 
bekannten Anpassungserfordernissen der Landwirtschaft.  
 
 
zu § 5 (2) Nr. 14 
Wir bitten dringend, die Anzeigepflicht zu streichen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 3 Abs. 3 Nr. 3 des Verordnungsentwurfs wird wie folgt ergänzt: „die 
Durchführung von Nachsaaten außer im Breitsaat-, Scheiben- oder 
Schlitzdrillverfahren oder per Handaussaat“. 
 

 
 
 
 
 
 
Die Regelung begründet nicht den umfangreichen Ersatz gewachsener, 
hochwertiger Strukturen in größerem Umfang durch Neupflanzungen. Sie soll 
jedoch eine gewisse Flexibilität in Einzelfällen (z. B. Verlegung einer 
Zuwegung) ermöglichen. 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“. 
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Begründung: In der Praxis führt die Anzeigepflicht zu erheblichen 
wirtschaftlichen Einbußen. Wir erläutern dies an dem folgenden 
maßgeblichen Praxisfall: 
Ein wesentliches Unkraut feuchter Wiesen und Weiden stellt aus 
landwirtschaftlicher Sicht der „Kriechende Hahnenfuß“ dar, eine für 
Weidetiere giftige Pflanze. Im Laufe der Wochen nach einer Mahd 
(Frühsommer) und der sich daran anschließenden Düngergabe ereignet es 
sich immer wieder, dass vorhandener Kriechender Hahnenfuß sich 
explosionsartig vermehrt. Wenn bei einer Kontrollfahrt solche Situationen 
bekannt werden, muss eine chemische Bekämpfung umgehend erfolgen. 
Dies ist aus zwei Gründen so.  

- Zum einen erhöht sich das Vergiftungsrisiko mit jedem Tag, so dass 
im Extremfall die Ernte verworfen werden muss.  

- Zum zweiten sind die Wartezeiten nach der Mittelanwendung so, 
dass der Bestand nicht zeitgerecht geerntet werden darf und 
deshalb die Futterqualität deutlich fällt. In dem Fall muss zum 
Ausgleich hochwertiges und teures eiweißhaltiges Ergänzungsfutter 
(Soja) zugekauft werden. 

Die aus der im Entwurf vorgeschlagene Anzeigepflicht gem. (3) 
resultierende Wartezeit von 14 Tagen führt deshalb zu nicht vertretbaren 
und nicht verhältnismäßigen Nachteilen und sollte entfallen. 
 
zu § 5 (3) Satz 2 
Wir bitten um folgende Ergänzung: „…horstweise Behandlung unter 
Anwendung von Rückenspritzen oder der Teilbreitensteuerung fahrbarer 
Pflanzenschutzspritzen hinausgeht, …“ 
Begründung: In der Praxis landwirtschaftlicher Betriebe erfolgt die 
horstweise Bekämpfung mit Hilfe der Teilbreitensteuerung fahrbarer 
Pflanzenschutzspritzen, d.h. nur Abschnitte der gesamten Arbeitsbreite der 
Spritze (z.B. 3m)  werden kurzfristig aktiviert und kurz danach wieder 
deaktiviert. 
Die Verwendung einer Rückenspritze ist einerseits angesichts der äußerst 
hohen Arbeitsbelastung bzw. Arbeitskosten und andererseits wegen der 
sehr problematischen Dosierungssicherheit im Rahmen des Handbetriebs 
ungeeignet.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine horstweise Behandlung umfasst bewusst den Einzelpflanzen- und 
Horstweisen Einsatz und gerade nicht die Anwendung auf einem mehrere 
Meter breiten Streifen. Die geschilderte Anwendung durch Spritze mit 
Teilbreitensteuerung fällt unter eine flächenhafte Anwendung, für die der 
Anzeigevorbehalt des § 5 Abs. 3  des Verordnungsentwurfs gilt.  
Entsprechend den allgemeinen Grundsätzen des integrierten Pflanzenschutzes 
(Anhang III der Richtlinie 2009/128/EG, ist gemäß § 3 Abs. 1 
Pflanzenschutzgesetz Bestandteil der guten fachlichen Praxis) ist insgesamt 
nichtchemischen Verfahren Vorrang zu geben. Eine Vorbeugung z. B. durch 
angepasste Düngergaben (u. a. keine Anwendung von organischem Dünger im 
zeitigen Frühjahr) hat folglich in jedem Fall Vorrang. Der Einsatz einer 
Vorrichtung mit Teilbreitensteuerung sollte im Grünland immer Anwendung 
finden, da der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln grundsätzlich auf das 
notwendige Maß zu begrenzen ist.  

  

Landes-Kanu-Verband Eingang 24.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 12) 
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Ich stelle fest, dass der Verordnungsentwurf sich u. a. mit der Befahrbarkeit 
mit Wasserfahrzeugen auseinandersetzt. Hauptziel der FFH-Richtlinie ist 
es, die Erhaltung der biologischen Vielfalt zu fördern, wobei jedoch die 
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und regionalen Anforderungen 
berücksichtigt werden sollen. Damit ist immerhin eine Abwägung mit 
anderen Interessen statthaft. Es befremdet uns jedoch, dass im Vorfeld des 
Verfahrens mit kommerziellen Bootsverleihern Gespräche geführt wurden 
und die Vertreter des organisierten Kanusports mehr zufällig von dieser 
geplanten Ausweisung des Schutzgebietes erfahren haben, so auch der 
ortsansässige Uelzener Kanu Club. Kanusport kann man durchaus als 
soziale und kulturelle Tätigkeit einstufen. Im übrigem dürfen auch regionale 
Belange eine Rolle spielen. Konsequenterweise wird das in Niedersachsen 
daher von der unteren Naturschutzbehörde (Landkreis) umgesetzt. 
Bei der Informationsveranstaltung am 18.10.2016 hatten die Vertreter des 
organisierten Kanusports die Gelegenheit, mit Herrn Meurer (UNB) über 
den Inhalt der geplanten Verordnung zu diskutieren. 
Die Zulässigkeit der Befahrung der Gerdau mit Booten bis 6 m Länge und 
1,2 m Breite ab Groß Süstedt begrüßen wir ausdrücklich, wobei es auffällt, 
dass es sich hierbei um die Bootsgrößen der kommerziellen Verleiher 
handelt.  
Oberhalb von Groß Süstedt wird die Befahrung generell untersagt. Es findet 
hier keine Abwägung statt, in der berücksichtigt wird, dass Einer-Kajaks 
kleiner sind und weniger Tiefgang haben. Einer-Kajaks werden zudem nicht 
mit Stechpaddeln gefahren, die besonders tief eintauchen.  
Im Gespräch mit Herrn Meurer hatten wir dies bereits zum Ausdruck 
gebracht. Die Anzahl der Boote, die diesen Abschnitt ab Eimke befahren, ist 
sehr viel geringer als ab Groß Süstedt. Nachteilige Auswirkungen auf die 
Natur durch Ausübung des Kanusportes in dem oberen Bereich sind nicht 
feststellbar. Damit das so bleibt, können wir uns vorstellen, hier die 
Bootsgrößen und ggf. die Anzahl der Boote einer Gruppe zu beschränken. 
Auch ein Ausschluss von kommerziellen Anbietern in diesem Bereich ist 
möglich, da eine gewerbliche Nutzung nicht mehr vom Gemeingebrauch 
nach §25 WHG gedeckt ist (siehe auch hierzu die Antwort der Sächsischen 
Staatsregierung vom 30.03.2015, Az Z-0141.50/19/4822 auf eine Anfrage 
des Abgeordneten Wolfram Günther der Fraktion BÜNDNIS 90 / GRÜNEN 
zu dem Thema).  
Die Kanuten des Deutschen-Kanu-Verbandes sind überwiegend durch 
Ökologieschulungen sensibilisiert, damit sie sich in diesen wertvollen 
Ökosystemen vorbildlich verhalten. Immerhin soll das Gebiet ja auch 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Siehe Anlage 5, Punkt 12 „Kanusport“. 
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weiterhin der Erholung dienen. Verbote dieser Art führen letztendlich dazu, 
dass andere Gewässer stärker frequentiert werden und die Autofahrten zu 
diesen Zielen werden länger, was zu weiteren Belastungen führt.  
Wir fordern daher, die Verordnung im § 5 Freistellungen (9) nachzubessern. 

  

Landwirtschaftskammer Niedersachsen – Forstamt Uelzen 
Niedersächsische Landesforsten – Forstamt Oerrel 

Eingang 23.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 13+14) 

Die Ausweisung des Schutzgebietes zur Sicherung von ökologisch 
bedeutungsvollen Lebensraumtypen innerhalb des FFH-Gebietes Ilmenau 
mit Nebenbächen wird vom Grundsatz her begrüßt und mit getragen. 
Bereits im Vorfeld des jetzt laufenden Verfahrens konnten in mehreren 
Arbeitskreissitzungen und nutzerorientierten Vorgesprächen zahlreiche 
Probleme erörtert werden. Diese sehr konstruktiven Gespräche haben zu 
einem jetzt vorliegenden Entwurf geführt, in dem bereits in vielen Punkten 
ein Konsens aller am Verfahren beteiligten Nutzer- und Interessengruppen 
erreicht werden konnte. 
Darüber hinaus gibt es aber einzelne Auflagen und 
Bewirtschaftungsbeschränkungen, die unter besonderer Berücksichtigung 
der Eigentümerinteressen der betroffenen Grundeigentümer aus hiesiger 
Sicht kritisch betrachtet werden. 
Insofern nimmt das Forstamt Uelzen als Forstfachbehörde im Folgenden 
ausschließlich Stellung zu Fragen, die die Regelungen zum Wald im 
Schutzgebiet betreffen bzw. unmittelbar oder mittelbar in den Wald 
hineinwirken: Im Einzelnen: 
 
Zu § 3; 10: Die Regelung wird als überflüssig angesehen, da rechtlich 
geregelt. Sie kann aus hiesiger Sicht entfallen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu § 4; 4: Die Beseitigung von gebietsfremden Arten außerhalb des Waldes 
dient i.d.R. den Zielen der Verordnung. Ein Erlaubnisvorbehalt wird damit 
überflüssig. 
Es sollte eine Freistellung unter § 5 erfolgen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 25 Abs. 2 des Niedersächsischen Gesetzes über den Wald und die 
Landschaftsordnung (NWaldLG) verbietet lediglich das Fahren mit 
Kraftfahrzeugen außerhalb von Fahrwegen („alle befestigten oder naturfesten 
Wirtschaftswege, die von zweispurigen nicht geländegängigen Kraftfahrzeugen 
ganzjährig befahren werden können“). Im Umkehrschluss ist das Befahren von 
Fahrwegen nicht verboten.  
Die Regelung des Verordnungsentwurfs beschränkt daher das Fahren abseits 
öffentlicher Straßen über die Regelung des NWaldLG hinaus auf den in § 5 
Abs. 2 Nr. 3 benannten Personenkreis. 
 
Es gibt Fallkonstellationen, in denen eine Entfernung einer bestimmten 
invasiven Art kontraproduktiv ist, etwa weil die Entfernung die 
Weiterverbreitung einer anderen, aggressiveren invasiven Art erst ermöglicht. 
Darüber hinaus gilt es sicherzustellen, dass es sich tatsächlich um 
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Zu § 5; (2); 5 in Verbindung mit (3): Hier sind Regelungen zur 
Verkehrssicherungspflicht getroffen. Grundsätzlich - da nicht anders in der 
vorliegenden Verordnung geregelt - verbleibt die Verkehrssicherungspflicht 
beim Grundeigentümer und dies bei einer deutlichen Steigerung der Alt- 
und Totholzanteile, wodurch eine Erhöhung des Gefährdungspotentials 
beim Betreten der Waldflächen eintritt. 
Dabei ist noch zu berücksichtigen, dass die vermehrten Totholztanteile in 
aller Regel nicht im Interesse des Grundeigentümers liegen, sondern ihm 
aufgrund einer behördlichen Verordnung auferlegt werden. 
Der Waldbesitzer ist aus hiesiger Sicht aus den genannten Gründen von 
der Verkehrssicherungspflicht in den in dieser  Verordnung genannten 
Lebensraumtypen zu entbinden. 
 
Zu § 6; (3) und (4): Die für die Lebensraumtypen beschriebenen Baumarten 
sollten in Abhängigkeit vom Standort und unter Berücksichtigung des 
Verschlechterungsverbotes austauschbar sein. 
So sollte es z.B. möglich sein, einen Schwarzerlen-/Eschenbestand, der 
durch Eschentriebsterben und Erlenphytophtera abgängig ist, in 
Abhängigkeit vom Standort mit z.B. Stieleiche in die nächste 
Waldgeneration zu überführen. 
Entsprechende Regelungen sollten in einem zukünftigen Managementplan 
getroffen werden.   
 
Zu § 6; (3); 3: Es kann z.B. in Einzelfällen im Rahmen von Maßnahmen zur  
Verkehrssicherungspflicht, zum Materialtransport für einen Wildschutzzaun 
o.ä. notwendig sein, Waldflächen abseits von Wegen und 
Feinerschließungslinien zu befahren. 
Hierzu sollte eine Regelung getroffen werden.  
 
Zu § 6; (3); 5: Neben der „plätzeweisen Bodenverwundung“ zur Einleitung 
einer natürlichen Verjüngung sollte auch eine „streifenweise 
Bodenverwundung“ möglich sein. 
Letztere Maßnahme mit Streifenpflug oder TTS-Gerät sind übliche, 
kostengünstige und nur oberflächlich eingreifende 
Bodenverwundungsverfahren, die sich in der Praxis bewährt haben. 

standortfremde, invasive Arten handelt und nicht um lediglich subjektiv 
unerwünschte Arten. Die Regelung folgt dem Vorschlag der Muster-Verordnung 
des NLWKN. 
 
Der Hinweis bezieht sich in der Sache auf eine Regelung des Wald-Erlasses, 
siehe hierzu Anlage 5, Punkt 11 „Regelungen gemäß Walderlass“ in der 
Anlage. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 11 „Regelungen gemäß Walderlass“. 
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Plätzeweise Verfahren mit dem Kulla-Gerät oder ggf. von Hand sind für den 
Waldbesitzer deutlich kostenträchtiger. 
 
Zu § 6; (3); 8: Die Anwendung  von Pflanzenschutzmitteln ist die Ausnahme 
in der Forstwirtschaft. In Einzelfällen kann es aber Situationen geben, in 
denen ein schneller und gezielter Einsatz unabdingbar ist, z.B. bei 
massiven Fraßschäden in Eichenbeständen durch die 
„Eichenfraßgesellschaft“ oder massiven Mäuseschäden in Laubholz-
Verjüngungen. 
Hier ist ggf. sofortiges Handeln nach Kenntnis der Situation unumgänglich. 
Ein Vorlauf von 2 Wochen bezüglich der Anzeigepflicht ist hier nicht 
einzuhalten. 
Die Regelung sollte verändert werden. 
 
Zu § 6; (3); letzter Absatz: Ein Mindest-Rückegassenabstand von 40 m 
stellt eine besonders schwere Einschränkung der Bewirtschaftung 
betroffener Waldflächen dar. Der heute in der Forstwirtschaft allgemein 
gültige Mindestabstand beträgt 20 Meter. Er orientiert sich an den 
technischen Möglichkeiten aktuell üblicher Holzerntverfahren mit 
Prozessoren, die von der Rückegasse mit ihrem Arbeitskopf ca. 10 m links 
und rechts in den Bestand greifen können. 
Dieses Verfahren ist von den üblichen forstlichen Zertifizierungssystemen in 
Deutschland im Rahmen einer naturnahen Waldbewirtschaftung anerkannt. 
 
Ein Mindestabstand von 40 m würde induzieren, dass 50% der betreffenden 
Waldfläche zumindest mit diesem Verfahren nicht mehr bewirtschaftet 
werden könnte. 
Aus hiesiger Sicht ist eine derartige Beschränkung nicht mehr mit der 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums nach Art. 14 GG vereinbar und stellt einen 
entschädigungswürdigen Eingriff dar. 
 
Darüber hinaus ist die Notwendigkeit einer derartigen Regelung zum 
Erreichen der in der vorliegenden VO formulierten Schutzziele nicht zu 
erkennen. 
Ferner bleibt zu befürchten, dass einzelne Grundeigentümer ihre Interessen 
zur Nutzung ihres Eigentums entgegen der vorgesehenen Regelung 
wahrnehmen werden. Dies würde ggf. zu einem flächigen Befahren aller 
bodenempfindlichen Bereiche im Schutzgebiet führen und wäre damit 
kontraproduktiv zum Schutzzweck. 
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Die Regelung sollte aus hiesiger Sicht entfallen. 
 
Weiterhin geht das Forstamt davon aus, dass unter den Begriffen Gassen 
bzw. Feinerschließungslinien nicht Seillinien subsumiert sind, die im 
Rahmen eines Seilkraneinsatzes zur Holzernte auf 
befahrungsempfindlichen Standorten angelegt werden. 
 
Zu § 6; (4), 1 und (5), 1: Der dauerhafte Erhalt der geforderten 
Altholzanteile führt zu erheblichen Einkommensverlusten des Waldbesitzers 
aus seinen Flächen. Aus hiesiger Sicht sind die festgelegten Prozentsätze 
zu hoch. 
In letzter Konsequenz bedeutet die Auflage für den Waldbesitzer einen 
dauerhaften Verzicht von Einkünften auf 20 bzw. 35% seiner betroffenen 
Waldflächen. 
Wie bereits oben angemerkt, ist auch diese Auflage nicht mehr mit der 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums nach Art. 14 GG vereinbar und stellt 
einem entschädigungswürdigen Anspruch dar. 
Ferner ist ungeklärt, wie die Verteilung der Altholzanteile auf der Fläche 
erfolgen soll. Vermutlich wird eine annähernd gleichmäßige Verteilung über 
die Fläche des entsprechenden LRT angestrebt. 
Im Rahmen der nach heutigen Kenntnissen ordnungsgemäßen 
Bewirtschaftung von z.B. Buchenwäldern gibt es im Bestandesleben immer 
eine Phase, in der kaum oder gar keine Altholzanteile im Bestand 
vorhanden sind. 
 
Nach erfolgter Naturverjüngung und damit Überführung des Bestandes in 
die nächste Waldgeneration wird in mehreren Nachlichtungshieben der 
Altholzschirm reduziert, um der Verjüngung Raum und Licht für ihre 
Entwicklung zu geben. Insofern ergibt sich im Laufe des mittleren 
Bestandeslebens - z.B. bei den genannten Buchenwäldern - vom Alter 
30/40 bis etwa 80/100 eine zeitliche Phase, in der es keine Altholzvorräte 
gibt. 
Will man die Bewirtschaftung der Bestände nicht auf ganzer Fläche deutlich 
erschweren, sollten Altholzanteile inselartig auf Kleinflächen konzentriert 
werden. Dabei sollten, wie oben schon dargelegt, die geforderten 
Flächenanteile deutlich reduziert werden. 
 
Zu § 6; (4); 2 und (6); 2: Hier wird von den Flächeneigentümern ein 
„Dauerhaftes Markieren“ von 3 bzw. 6 Altholzbäumen in den 
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entsprechenden LRT´s verlangt. Dabei bleibt unklar, wie diese Markierung 
erfolgen soll. 
Mit dieser Auflage wird nun neben der Duldung zahlreicher 
Wirtschafterschwernisse ein aktives Handeln verlangt, wodurch jetzt nicht 
nur Einkommensverluste, sondern auch zusätzliche Aufwendungen - ggf. 
auch finanzieller Art - eingefordert werden. 
Ein derartiges Ansinnen muss aus Sicht des Forstamtes im Interesse der 
betroffenen Waldbesitzer abgelehnt werden.  
Sofern eine entsprechende Markierung weiterhin als notwendig erachtet 
wird, sollte diese aus Drittmitteln finanziert werden.  
 
Forstamtes wird es als sinnvoll angesehen, zeitnah einen 
Management/Bewirtschaftungsplan zu erstellen, um den Grundeigentümern 
Rechtssicherheit bei der Bewirtschaftung ihrer Flächen zu geben, da der 
vorliegende Verordnungsentwurf in einigen Punkten wenig konkret und 
praktikabel erscheint. 

  

LandesSportBund Niedersachsen e.V. Eingang 25.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 15) 

Der Verordnungsentwurf enthält Regelungsvorschläge u.a. zur 
Befahrbarkeit mit  Wasserfahrzeugen. Die Zulässigkeit der Befahrung der 
Gerdau mit Booten bis 6 m Länge und 1,2 m Breite ab Groß Süstedt 
begrüßen wir ausdrücklich, wobei es auffällt, dass es sich hierbei um die 
Bootsgrößen der kommerziellen Verleiher handelt. 
 
Oberhalb von Groß Süstedt wird die Befahrung generell untersagt. Es findet 
hier keine Abwägung statt, in der berücksichtigt wird, dass Einer-Kajaks 
kleiner sind und weniger Tiefgang haben. Einer-Kajaks werden zudem nicht 
mit Stechpaddeln gefahren, die besonders tief eintauchen. Die Anzahl der 
Boote, die diesen Abschnitt ab Eimke befahren, ist sehr viel geringer als ab 
Groß Süstedt. Nachteilige Auswirkungen auf die Natur durch Ausübung des 
Kanusportes in dem oberen Bereich sind nicht feststellbar. Damit das so 
bleibt, schlagen wir vor, hier die Bootsgrößen und ggf. die Anzahl der Boote 
einer Gruppe zu beschränken. Auch ein Ausschluss von kommerziellen 
Anbietern in diesem Bereich ist möglich, da eine gewerbliche Nutzung nicht 
mehr vom Gemeingebrauch nach §25 WHG gedeckt ist (siehe auch hierzu 
die Antwort der Sächsischen Staatsregierung vom 30.03.2015, Az Z-
0141.50/19/4822 auf eine Anfrage des Abgeordneten Wolfram Günther der 
Fraktion BÜNDNIS 90 / GRÜNEN zu dem Thema). 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Siehe Anlage 5, Punkt 12 „Kanusport“. 
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Die Kanuten des Deutschen-Kanu-Verbandes sind überwiegend durch 
Ökologieschulungen sensibilisiert, damit sie sich in diesen wertvollen 
Ökosystemen vorbildlich verhalten. Immerhin soll das Gebiet ja auch 
weiterhin der Erholung dienen. Verbote führen letztendlich dazu, dass 
andere Gewässer stärker frequentiert werden und die Autofahrten zu 
diesen Zielen länger werden, was zu weiteren Belastungen führt. 
 
Wir fordern daher, die Verordnung im §5 Freistellungen (9) nachzubessern. 
 
Anmerkung: „Sport und Naturschutz begreifen sich grundsätzlich als 
Partner in ihren Bemühungen zum Schutz der Umwelt, da beide ein 
Interesse an intakten Naturräumen haben. Sportlerinnen und Sportler 
benötigen die Möglichkeit, Naturerfahrungen zu machen, weil sie so ein 
besseres Verständnis für die ökologischen Zusammenhänge erlangen 
können. Dies wiederum trägt zu einer erhöhten Achtung vor der Natur und 
damit zu einem aktiven Handeln zu deren Erhaltung bei. Auf der anderen 
Seite ist eine objektive Auseinandersetzung mit den Besonderheiten der 
jeweiligen Sportart auf Seiten der Naturschützer notwendig, um die Folgen 
von deren Ausübung auf die Naturräume bestmöglich abwägen zu können. 
Für einen ausgewogenen Interessensausgleich sind ein frühzeitiger 
gleichberechtigter Dialog, die gemeinsame Erarbeitung von Strategien auf 
Landesebene und vor Ort sowie die frühzeitige Einbindung in 
Gesetzgebungsverfahren förderlich.“ (Auszug aus Neuer 
Kooperationsvereinbarung zwischen dem Nds. Umweltministerium und dem 
LandesSportBund Niedersachsen vom 01.06.2015) 
 
In diesem Sinne finden wir es irritierend, dass im Vorfeld des 
Verordnungsentwurfes lediglich Gespräche mit kommerziellen 
Bootsanbietern geführt und daraus Regelungsinhalte abgeleitet wurden. 
Der Landes-Kanuverband Nds. hat in seiner Satzung die Förderung 
umwelt- und naturgerechter Ausübung des Kanusports, des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege verankert und schult seine Mitglieder 
entsprechend. Zudem werden hier andere Bootstypen genutzt, die die 
naturräumlichen Gegebenheiten berücksichtigen. Ein frühzeitiger 
Austausch würde auch zu mehr gegenseitigem Verständnis führen.kanu 

  

Deutsche Bahn AG Eingang 25.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 16) 

Die DB AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG und der DB Energie 
GmbH bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende 

Siehe Anlage 5, Punkt 5 „Unterhaltung und Instandsetzung bestehender 
Anlagen“ 
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Gesamtstellungnahme der Träger öffentlicher Belange zum o.g. Verfahren. 
Durch eine Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes „Mittleren 
Gerdautal“ sind die o.g. Bahnstrecken (Strecke 1720, km 92,2; EÜ Gerdau / 
Bahnstromleitung Harburg-Uelzen) betroffen. Beide Anlagen sind 
planfestgestellt. 
Der Ausweisung eines Naturschutzgebietes auf planfestgestellten 
Bahnflächen kann nicht zugestimmt werden. Bahnflächen sind aus dem 
Naturschutzgebiet heraus zunehmen. 
Nach § 4 Nr. 3 BNatSchG ist auf Flächen, die ausschließlich oder 
überwiegend Zwecken u. a. des öffentlichen Verkehrs als wichtige 
öffentliche Verkehrswege dienen, deren bestimmungsgemäßen Nutzung zu 
gewährleisten. 
Demgemäß dürfen wichtige Verkehrswege (Bahnanlagen) in ihrer 
bestimmungsgemäßen Nutzung nicht beeinträchtigte werden. 
In entsprechenden Fällen müssen daher in Verordnung hinsichtlich 
planfestgestellter Bahnanlagen von vornherein Ausnahmeregelungen 
getroffen werden. 
Grundsätzlich ist von einer Ausweisung eines Landschaftsschutzgebietes 
und/oder Biotops auf planfestgestellten Bahnanlagen (Bahndämme, 
Bahngräben etc.) abzusehen. 
Ebenfalls ist in der Verordnung zu berücksichtigen, dass ein regelmäßiger 
Gehölzrückschnitt sowie Maßnahmen zur Vegetationspflege notwendig sind 
um einen sicheren Eisenbahnbetrieb gewährleisten zu können. 
Im Zusammenhang mit der geplanten Ausweisung weisen wir auf das 
Projekt „optimiertes Alpha-E mit Bremen hin (http://www.bvwp-
projekte.de/map_railroad.html). 
 
Nachträgliche Ergänzung der Stellungnahme per E-Mail am 11.01.2017: 
[…] teilen wir Ihnen mit, dass das bisherige FFH-Gebiet - welches die 
Bahnanlage einschließt -  mit dem neu zu verordnenden LSG eine 
identische Gebietsabgrenzung bekommen sollte.   

 
Der fachgerechte Schnitt von Gehölzen ist weiterhin zulässig. Soweit die 
Entfernung von Gehölzen erforderlich ist, kann dies im konkreten Fall unter  
§ 5 Abs. 2 Nr. 13 „die Nutzung, Unterhaltung und Instandsetzung sonstiger 
rechtmäßig bestehender Anlagen und Einrichtungen“ fallen, soweit die gültige 
Genehmigung(en) diese Maßnahmen umfassen.   
Maßnahmen, die über den Umfang der gültigen Genehmigung(en) hinaus 
gehen, erfordern gemäß § 4 Abs. 5 eine Erlaubnis der zuständigen 
Naturschutzbehörde sowie entsprechenden Ersatz innerhalb des LSG.  
 
Die Bahnstromleitung wird in ihrem Betrieb und in ihrer Funktion nicht 
beeinträchtigt. Dies gilt auch für die Eisenbahnüberführung am östlichen Rand 
des Gebiets. Entsprechende Ausnahmeregelungen sind in der Verordnung 
enthalten (s.o.).  
Eine Herausnahme des Brückenbauwerks wäre zwar möglich. Das FFH-Gebiet 
„Ilmenau mit Nebenbächen“ besteht jedoch weiterhin. Dies hätte zur Folge, 
dass die Eisenbahnbrücke durch ein nicht gesichertes FFH-Gebiet verläuft und 
die Prüfung bei möglichen Eingriffen (vgl. vom Einwender benanntes Projekt 
Alpha-E) entsprechend aufwändiger wäre. Es entfiele die Möglichkeit, sich auf 
§ 34 Abs. 1 Satz 2 zu berufen, demnach sich die Maßstäbe für die 
Verträglichkeit eines Projektes aus der Landschaftsschutzgebiets-Verordnung 
ableiten. Es wird aus der Stellungnahme nicht ersichtlich, welche konkreten 
Nachteile sich aus der Unterschutzstellung für den Anlagenbetreiber ergeben. 
 
 
 
 
Die obenstehende Argumentation wurde der Deutschen Bahn AG vorgetragen, 
woraufhin diese sich mit der Einbeziehung der Bahntrasse in das 
Landschaftsschutzgebiet einverstanden erklärte (siehe Ergänzung der 
Stellungnahme links). 

  

Nieders. Landesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit (LAVES) 

Eingang 25.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 17) 

Gegen die geplante Ausweisung des LSG „Mittleres Gerdautal“ bestehen 

aus Sicht des Dezernates Binnenfischerei keine Bedenken. Hinsichtlich der 

Regelung der Reusenfischerei bitte ich um Berücksichtigung eines 

Hinweises und entsprechende textliche Anpassung. 

Wird zur Kenntnis genommen und im Verordnungs- und Begründungstext 
berücksichtigt. 
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Die Formulierung zur Beschränkung der Reusenfischerei sollte geändert 

werden, da hiermit ausschließlich die Verwendung von Ottergittern 

zugelassen wird. Diese Textpassage berücksichtigt jedoch nicht, dass z.Zt. 

Reusen entwickelt und erprobt werden, die Fischottern die Möglichkeit zur 

Flucht bieten. Insofern sollte die Formulierung wie folgt geändert und 

erweitert werden: „die Ausübung der Fischerei; Die Reusenfischerei ist nur 

zulässig unter Verwendung von Reusen, die mit einem Otterkreuz versehen 

sind oder die Fischottern die Möglichkeit zur Flucht bieten.“ Diese 

Formulierung würde dem zukünftig zu erwartenden Stand der Technik bei 

der Reusenfischerei Rechnung tragen. Im Übrigen ist der Formulierung in 

der Begründung zum LSG zu diesem Punkt ausdrücklich zu widersprechen: 

Die Reusenfischerei ohne Otterschutzgitter stellt mit etwa 6 % der 

Todesfälle bei Fischottern keinesfalls eine erhebliche Beeinträchtigung für 

die Art dar. Erheblich ist der Tod von Ottern im Straßenverkehr in 

Größenordnungen von 80 - 90 % der Otterverluste. Im Biosphärenreservat 

Niedersächsische Elbtalaue, in dem in der fließenden Elbe ohne Ottergitter 

gefischt werden darf, ist seit Ausweisung nicht ein Otterverlust durch Reu-

sen im gesamten Gebiet bekannt geworden. Insofern sollte zumindest das 

Wort „erheblich“ in diesem Zusammenhang gestrichen werden. 

 
 
 
Der Verordnungs- und Begründungstext wird entsprechend angepasst. 
 
 
 

  

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie Eingang 25.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 18) 

Aus Sicht des Fachbereiches Bergaufsicht Hannover wird zu o.g. Vorhaben 
wie folgt Stellung genommen: Den Planungsbereich durchqueren 
möglicherweise Erdgashochdruckleitungen der Gasunie Deutschland 
GmbH & Co.KG, Pelikanplatz 5, 30177 Hannover sowie der Erdgas-
Verkaufs-Gesellschaft mbH, Anton-Bruchausen-Straße 4, 48147 Münster. 
Erdgashochdruckleitungen dürfen nicht überbaut werden und es ist ein 
Schutzstreifen zu beachten welcher zugänglich sein muss.  
Es wird darum gebeten, die o.g. Unternehmen am Verfahren zu beteiligen. 
 
 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen 
unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Siehe Anlage 5, Punkt 5 „Unterhaltung und Instandsetzung bestehender 

Anlagen. 

 
 
 
 
Die Beteiligung der Gasunie Deutschland und der Erdgas Münster GmbH 
(Erdgas-Verkaufs-Gesellschaft mbH) erfolgte im offiziellen Verfahren am 
20.10.2016. 
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Kreisnaturschutzbeauftragter Menge, Armin Eingang 27.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 19) 

Die beabsichtigte Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes Mittleres 
Gerdautal zur langfristigen Sicherung von Lebensraumtypen mit besonderer 
ökologischer Bedeutung ist aus naturschutzfachlicher Sicht grundsätzlich zu 
begrüßen. 
Dabei kommt der Erhaltung und Pflege der Gerdau als naturnaher 
Gewässerverlauf mit so seltenen Vorkommen wie z.B. der 
Flussperlmuschel und den gewässerbegleitenden Vegetationsformen eine 
besondere Bedeutung zu. 
 
Die beabsichtigte Ausweisung soll als Landschaftsschutzgebiet erfolgen. 
Bei Durchsicht des Verordnungsentwurfes ist festzustellen , dass einzelne 
Verbote nach § 3 sowie Erlaubnisvorbehalte nach § 4 und die „Besonderen 
Beschränkungen der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft“ nach einem 
speziellen § 6 Bewirtschaftungsbeschränkungen und Auflagen enthalten, 
die vergleichbar eher in einer Naturschutzgebietsverordnung denn in einer 
LSG-Verordnung wieder zu finden sind. 
Insofern wäre es aus hiesiger Sicht sinnvoller gewesen, dann auch 
konsequenterweise diese Schutzgebietskategorie zu wählen. Damit wäre 
die Möglichkeit gegeben gewesen, ggf. erheblichere 
Bewirtschaftungsbeschränkungen für den Grundeigentümer über dort 
greifende Entschädigungsregelungen zu vergüten. Dies hätte die 
Akzeptanz der Schutzgebietsausweisung bei betroffenen 
Grundeigentümern gegebenenfalls erhöht. 
 
Darüber hinaus werfen einzelne Punkte der Verordnung zumindest 
fachliche Verständnisfragen auf: 
 
§ 4; Satz 4: Warum steht die Beseitigung von invasiven, gebietsfremden 
Arten außerhalb des Waldes unter Erlaubnisvorbehalt? 
Eine derartige Maßnahme entspricht doch umfänglich dem Schutzzweck! 
 
 
 
 
 
§ 6; (3) letzt. Absatz: Ist ein Rückegassenabstand von 40 Meter 
grundsätzlich zur Erreichung der  speziellen Schutzziele in diesem LSG 
notwendig oder, anders herum gefragt: Würde ein geringerer 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für die Sicherung der FFH-Gebiete im Landkreis Uelzen wurde 2008 
gemeinsam mit dem NLWKN ein Sicherungskonzept aufgestellt und mit dem 
Umweltausschuss abgestimmt. Das Sicherungskonzept sieht für das Teilgebiet 
„Mittleres Gerdatual“ des FFH-Gebiets 071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ eine 
Sicherung als Landschaftsschutzgebiet vor.  
Gleichzeitig kann eine Verordnung zur Sicherung eines FFH-Gebiets nicht 
hinter den Anforderungen zurückbleiben, die an eine vollständige Sicherung zu 
stellen sind. Dies begründet vergleichsweise strenge Regelungen, die ihre 
Rechtfertigung aus dem besonderen Schutzzweck beziehen.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es gibt Fallkonstellationen, in denen eine Entfernung einer bestimmten 
invasiven Art kontraproduktiv ist, etwa weil die Entfernung die 
Weiterverbreitung einer anderen, aggressiveren invasiven Art erst ermöglicht. 
Darüber hinaus gilt es sicherzustellen, dass es sich tatsächlich um 
standortfremde, invasive Arten handelt und nicht um lediglich subjektiv 
unerwünschte Arten. Die Regelung folgt dem Vorschlag der Muster-Verordnung 
des NLWKN. 
 
Der Erlass zur „Unterschutzstellung von Natura 2000-Gebieten im Wald durch 
Naturschutzgebietsverordnung“ des Niedersächsischen Ministeriums für 
Umwelt, Energie und Klimaschutz und des Niedersächsischen Ministeriums für 
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Rückegassenabstand die beabsichtigten Schutzziele in Frage stellen?  
Das kann ich nicht erkennen. 
 
§ 6; (4)+(6); Satz 1: Hier wird die Forderung aufgestellt; Altholzanteile in 
unterschiedlicher prozentualer Höhe in den  genannten LRTen  mit 
unterschiedlichen Erhaltungszuständen zu erhalten. 
Dies wirft aus meiner Sicht Fragen auf.  
Wenn die ordnungsgemäße Forstwirtschaft - wenn auch mit 
Einschränkungen - weiterhin möglich sein soll, so gibt es im 
Wirtschaftswald der genannten Baumartenkombinationen immer eine 
längere Phase ohne Altholzanteile, in der sich die i.d.R. aus natürlicher 
Verjüngung hervorgegangene nächste Waldgeneration ohne Altholzschirm 
entwickelt. 
Weicht man davon ab und fordert in nicht unerheblichem Umfang die 
Erhaltung von Altholzanteilen, sind das schon massive 
Bewirtschaftungsbeschränkungen, die vom Grundeigentümer zu tragen 
sind. 
 
Weiterhin ist unklar, wie diese Altholzanteile auf der Fläche verteilt sein 
sollen. 
 
Es erscheint aus hiesiger Sicht generell sinnvoll, im zukünftig 
aufzustellenden Managementplan die Bewirtschaftungsmaßnahmen in den 
einzelnen LRTen in Abstimmung mit den Grundeigentümern so zu 
konkretisieren, dass die Schutzziele der Verordnung langfristig gesichert 
sind und diese nach Möglichkeit im Einklang mit den Interessen der 
Bewirtschafter umgesetzt werden können. 

Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz  21.10.2015 (Nds. MBl. Nr. 
40/2015, S. 1300) ist durch den Landkreis Uelzen als untere 
Naturschutzbehörde verbindlich umzusetzen. Eine Sicherung als 
Landschaftsschutzgebiet ist möglich, soweit die Regelungen des Erlasses 
entsprechend umgesetzt werden, vgl. Ziffer 1.11 des Erlasses. Die in die 
Verordnung übernommenen Regelungen entsprechen den Vorgaben des 
Erlasses. Bei den Regelungen des § 6 Abs. 3, 4, 5 und 6 besteht daher kein 
Ermessensspielraum.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
Hinweis: Die Regelung des § 6 Absatz 8 setzt den Erlass (s.o.) unzureichend 
um (vgl. Stellungnahme NLWKN, TöB Nr. 24). Die Formulierung muss daher 
dahingehend angepasst werden, dass nur für die im Erlass aufgeführten 
Regelungen eine Abweichung im Rahmen der Managementplanung möglich 
ist.  

  

Bauernverband Nordostniedersachsen e. V. Eingang 27.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 20) 

Hiermit bedanken wir uns für die Gelegenheit einer Stellungnahme zur oben  
genannten Schutzgebietsausweisung, der bereits intensive Gespräche im 
Vorfeld vorangegangen sind. 
Zum Verordnungsentwurf möchten wir nochmals folgende Hinweise geben: 
 
1. Anzeige des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln 
Die nach § 5 Abs. 2 Nr. 14 der Schutzgebietsverordnung geplante Anzeige 
des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln im Bedarfsfall ist der 
Landwirtschaft nicht zuzumuten. Das europäische und das deutsche 
Pflanzenschutzrecht gewährleisten, dass nur Pflanzenschutzmittel in 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 8 „Pflanzenschutzmittel“. 
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Verkehr gebracht werden, die auf ihre Umweltauswirkungen geprüft 
wurden. Die Umweltprüfung durch das Umweltbundesamt im Rahmen des 
Zulassungsverfahrens stellt sicher, dass direkte Auswirkungen von 
Pflanzenschutzmitteln auf die Umwelt – einschließlich ihrer Biodiversität –
verhindert werden. Das Gesetz zum Schutz von Kulturpflanzen normiert 
strenge Vorgaben und wurde im Rahmen der Gesetzgebung von 
Sachverständigen begleitet, die sich bereits umfassend mit den 
Auswirkungen des Einsatzes auseinandergesetzt haben. Bei der Zulassung 
von PSM werden in Form von Anwendungsbestimmungen 
Sicherheitsabstände verhängt, die bereits dem Schutz der Gewässer 
inklusive der darin enthaltenen Organismen dienen. Die Zulassungskriterien 
sind einem dynamischen Prozess unterworfen und verändern sich ständig 
aufgrund immer stärkeren Forderungen an eine Umweltverträglichkeit. 
 
Die Anzeigepflicht kann zudem für den Landwirt zu nicht hinnehmbaren 
wirtschaftlichen Belastungen führen. Insbesondere im Falle des für 
Weidetiere giftigen Hahnenfußes muss aufgrund einer sehr schnellen 
Verbreitung innerhalb weniger Tage mit einer kompletten Verwerfung der 
Ernte gerechnet werden, sofern nicht unverzüglich ein Herbizid eingesetzt 
wird. Ein 14-tägiges „Abwarten“ ist in solchen Fällen nicht zumutbar. 
 
Schließlich dürfen Pflanzenschutzmittel nur von sachkundigen Personen, 
die über einen entsprechenden Sachkundenachweis verfügen, eingesetzt 
werden. 
 
Da ein zusätzlicher Schutz somit nicht notwendig ist, wird empfohlen, die 
Anzeigepflicht komplett zu streichen.  
 
2. Bauverbot  
Das in § 3 Absatz 2 Nr. 7 aufgeführte grundsätzliche Bauverbot, bedarf 
einer Korrektur. Für die wenigen landwirtschaftlichen Betriebe, die am Rand 
bzw. teilweise innerhalb des Schutzgebietes liegen, muss es die 
Möglichkeit von Erweiterungen geben. Im Falle des ausgesiedelten 
Milchviehbetriebes Dietmar Maaß in der Gemarkung Hansen grenzt das 
Schutzgebiet z.Bsp. direkt an den Kuhstall. Über 50 % der Weideflächen 
liegen im FFH-Gebiet. Möglichkeiten für einen Anbau sowie bauliche 
Maßnahmen in der Nähe der Weideflächen wären hier nicht gegeben, die 
betriebliche Entwicklung eingeschränkt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Anlage 5, Punkt 4 „bauliche Anlagen im FFH-Gebiet, 
Betriebserweiterungen“. 
 
 
 
 
 
 
 
 

77 von 145 in Zusammenstellung



Stand:09.01.2017                                                                                                                                                                                                                                                                                 25 
 

Wir schlagen daher vor, das Bauverbot dahingehend zu modifizieren, dass 
dieses sich nicht auf privilegierte landwirtschaftliche Bauvorhaben gemäß § 
35 BauGB bezieht. 

 
 

  

Angelsportverein Gerdautal von 1992 e.V. Eingang 28.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 21) 

Gegen die geplante Unterschutzstellung mit dem o. g. Verordnungsentwurf 
haben wir die folgenden Einwendungen: 
 
Bedenken einer Erweiterung der Freigabe des § 5 Abs 2 Satz 9 
1. Der Abschnitt der Gerdau zwischen Eimke und Groß Süsstedt hat 
eine große Bedeutung als Kinderstube/Reproduktionstätte für Bachforellen 
und Flussperlmuscheln. Seit Jahren versucht unser Angelverein, unter 
Federführung von Herrn Dr. Altmüller, die Flussperlmuscheln in diesem 
Bereich wieder anzusiedeln. Weiterhin wurde vor einigen Jahren die 
Umgehungsrinne Verhorn realisiert, um die Durchgängigkeit des 
Gewässers wieder herzustellen und aufgrund der neuen Gewässerstruktur 
eine Wiederansiedlung der Flussperlmuscheln zu erleichtern. Aufgrund der 
besonders naturnahen Gewässerstruktur, hat der Angelverein diesen 
Bereich als Schonstrecke ausgewiesen. Unserer Meinung nach, sollte das 
Befahren der Gerdau mit Booten, im Bereich des LSG, grundsätzlich 
überdacht werden, um einen negativen Einfluss auf das Gewässer zu 
verhindern. Anzumerken ist hier, dass der ASV für die Nutzung des 
Gewässers eine Pacht bezahlt. Hingegen eine gewerbliche Nutzung mit 
Booten oder im Sinne des Fremdenverkehrs eine unentgeltliche Nutzung 
darstellt. 
 
2. Der ASV führt, als Pächter, jährliche Besatzmaßnahmen an der 
Teichanlage in BARNSEN durch. Es werden neben heimischen Arten auch 
Regenbogenforellen eingesetzt, da Regenbogenforellen im  Vergleich zu 
Bachforellen wesentlich toleranter im Hinblick auf Wasserqualität und 
höheren Temperaturen sind. Dieses Kriterium ist der Hauptgrund für die 
Pacht der Teichanlage. Ich beantrage dieses in der Verordnung 
aufzunehmen. 
 
 
 
 
 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die Regelung wird in dieser Form beibehalten (vgl. Stellungnahmen Kanusport-
Vereine). Auf Anregung des NLWKN und nach Rücksprache mit dem 
Angelsportverein Gerdautal wird zusätzlich für die Strecke von der Brücke der 
Kreisstraße 12 bei Verhorns Mühle 200m stromabwärts bis zur Einmündung 
des alten Mühlengrabens ein Betretungsverbot für die Gewässersohle 
eingefügt. Der Abschnitt entspricht der benannten Schonstrecke. Maßnahmen 
zu Schutz, Pflege und Entwicklung sowie Untersuchungen und Kontrollen des 
Gebiets können mit Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde weiterhin 
auch durch den Angelsportverein Gerdautal durchgeführt werden (z. B. 
Elektrobefischung oder Wiederherstellungsmaßnahmen nach einem Unfall am 
Gewässer). Die Regelung des § 3 Abs. 2 Nr. 12 und § 5 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 16 
wird entsprechend ergänzt.   
 
 
 
 
 
 
Der Besatz von stehenden Gewässern mit Regenbogenforellen  bleibt von der 
Landschaftsschutzgebietsverordnung unberührt und ist gemäß 
Niedersächsischem Fischereigesetz freigestellt. Sie ist abschließend in der 
Verordnung über die Fischerei in Binnengewässern (Binnenfischereiordnung) 
vom 6. Juli 1989 in Niedersachsen geregelt. Die Ausübung der Fischerei ist 
ausdrücklich in der Landschaftsschutzgebietsverordnung in § 5 Absatz 2 Nr. 16 
freigestellt. Eine zusätzliche Freistellung – wie in der Stellungnahme gefordert – 
ist nicht erforderlich. Die Binnenfischereiordnung wird derzeit aktualisiert. In der 
neuen Fassung soll der Besatz mit Regenbogenforellen unter den 
Genehmigungsvorbehalt des LAVES für stehende Gewässer gestellt werden. 
Der Besatz in fließende Gewässer soll dann unzulässig werden. Um dies klarer 
herauszustellen wird die Regelung des § 5 Abs. 2 Nr. 16 um die gesetzlichen 
Grundlagen ergänzt. 
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3. An der Teichanlage werden regelmäßig Bäume entnommen, um 
Dämme und Uferbefestigungen zu schützen. Dämme können durch 
Sturmschäden stark beschädigt werden. Besonders Bäume mit 
Horizontalwurzelsysteme gefährden diese. Wir fordern auch weiterhin 
Fällarbeiten durchführen zu dürfen, um das Gewässer in dem jetzigen 
Zustand zu erhalten und den Pachtzweck damit zu erfüllen. 
4. Um die Unterhaltung und Instandsetzung der Teichanlage in 
Barnsen zu gewährleisten, muss mit Maschinen und motorisierten 
Handmähern gearbeitet werden. Wir fordern die Nutzung von Geräten und 
Maschinen um Instandsetzungs- und Erhaltungsmaßnahmen durchführen 
zu können. 
 
 
5. Der ASV führt seit Jahren Veranstaltungen mit der Jugendgruppe an 
der GERDAU und an der Teichanlage in BARNSEN durch. § 2 unserer 
Jugendordnung sagt dazu - Ziel der Jugendarbeit ist eine staatspolitisch 
wichtige und notwendige Aufgabe. Dazu gehören die Förderung der 
körperlichen, geistlichen und sittlichen Entwicklung der heranwachsenden 
Jugend und deren Heranbildung zu verantwortungsbewussten 
Persönlichkeiten. Den Jugendlichen soll vor allem die Achtung vor der 
Kreatur und die Bedeutung des Natur-, Umwelt- und Tierschutzes bewusst 
gemacht werden. Diese Grundsätze sind bei allen Aktivitäten der 
Jugendgruppe zu beachten. Unter Anderem werden Nachtwanderungen, 
Nachtangeln, Führungen, Gewässeruntersuchungen und Leben mit und in 
der Natur, vermittelt. Wir fordern dieses, auch weiterhin unter Beachtung 
der Grundsätze unserer Satzung, uneingeschränkt durchführen zu können. 
 
6. Um an das Gewässer zu kommen und das Angelrecht ausüben zu 
können, ist es erforderlich, öffentliche Wege und Brücken im LSG befahren 
und nutzen zu dürfen. Wir beantragen dieses uneingeschränkt in der 
Verordnung aufzunehmen. 
7. Der ASV führt jährlich Besatzmaßnahmen, gemäß dem 
Pachtvertrag, mit der Fischereigenossenschaft, an der Gerdau durch. 
Dieses geschieht an unterschiedlichen Plätzen entlang der Gerdau. Hierzu 
ist es erforderlich, im LSG, mit dazu geeigneten Transportfahrzeugen, den 
Besatz an und in das Gewässer zu bringen. Wir beantragen das 
uneingeschränkte Recht, dieses durchführen zu dürfen, um zielgerichtet 
besetzen zu können. 

 
Das Entfernen von Gehölzen und andere Maßnahmen im Rahmen der 
Unterhaltung oder Instandsetzung der Teichanlage werden durch die 
Landschaftsschutzgebietsverordnung nicht eingeschränkt. Die fischereiliche 
Nutzung ist in § 5 Abs. 2 Nr. 16 des Verordnungsentwurfs freigestellt. Darüber 
hinaus gehende Maßnahmen zur Nutzung, Unterhaltung und Instandsetzung 
bestehender Anlagen sind in § 5 Absatz 2 Nr. 13 freigestellt.  
Zeitpunkt und Umfang der Maßnahmen richten sich nach der wasserrechtlichen 
Erlaubnis sowie nach den Vorschriften zum Biotop- und Artenschutz (§ 30 und 
§ 44 BNatSchG). Baumfällungen außerhalb des Waldes und gärtnerisch 
genutzter Flächen sind gemäß § 39 Absatz 5 BNatSchG nur nach dem 30. 
September und vor dem 1. März zulässig.  
 
 
Die geschilderten Aktivitäten sind nicht unter „organisierte Veranstaltungen“ zu 
fassen und werden durch die Landschaftsschutzgebietsverordnung daher nicht 
eingeschränkt. Für weiter gehende Aktivitäten, wäre die Erteilung einer (über 
einen längeren Zeitraum geltenden) Befreiung gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 6 des 
Verordnungsentwurfs möglich. Unabhängig von der 
Landschaftsschutzgebietsverordnung gelten die o.g. Vorschriften zum Biotop- 
und Artenschutz. 
 
 
 
 
 
 
 
Das Verbot des Fahrens mit Kraftfahrzeugen gilt nur abseits der öffentlichen 
Straßen (§ 3 Abs. 2 Nr. 10 des Verordnungsentwurfs). Dies umfasst Wege und 
Brücken. Das Befahren mit Kraftfahrzeugen im Rahmen der Ausübung der 
Fischerei fällt zudem unter das Befahren durch Nutzungsberechtigte, das in § 5 
Abs. 2 Nr. 3 freigestellt ist.   
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8. Unser Ziel ist es, autochthone Besatzmaßnahmen durchzuführen. 
Hierzu wird, mit behördlicher Genehmigung, durch das Elektrofischen eine 
nachhaltige Bewirtschaftung sichergestellt. Es ist erforderlich, Wege, 
Flächen und Brücken zu befahren um Material (Stromerzeuger, Boot, 
Anhänger) an das Gewässer zu bringen. Gleichzeitig muss das Einsetzen 
und Anlanden mit dem Boot als Träger des Gerätes, überall im LSG 
möglich sein, um Bedarfsgerecht agieren zu können. 
In Niedersachsen darf die Elektrofischerei nach § 44 des 
Niedersächsischen Fischereigesetzes nur zur nachhaltigen Bewirtschaftung 
von Gewässern und zu wissenschaftlichen Zwecken durchgeführt werden. 
Dabei ist der Einsatz der Elektrofischerei genehmigungspflichtig. 
Wir fordern, das Elektrofischen weiterhin im LSG durführen zu können. 

 
Die geschilderten Tätigkeiten dienen dem Naturschutz und werden gemäß Nds. 
Fischereigesetz und Binnenfischereiordnung durch das LAVES geregelt. Eine 
Einschränkung der genannten gesetzlichen Regelungen durch die 
Landschaftsschutzgebietsverordnung ist nicht erkennbar (Freistellung gemäß 
§ 5 Abs. 2 Nr. 16). Das Genehmigungsverfahren wird durch die §§ 10 und 11 
der Binnenfischereiordnung geregelt.  

  

Erdgas Münster GmbH Eingang 28.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 22) 

Vielen Dank für Ihr Schreiben, mit dem Sie uns als Träger öffentlicher 
Belange am obigen Verfahren beteiligen.  
 
In Bereich des auszuweisenden Schutzgebietes verlaufen unsere oben 
genannten, der öffentlichen Energieversorgung dienenden 
Gashochdruckleitungen. Mit diesem Schreiben erhalten Sie einen 
Übersichtsplan M 1: 25.000 sowie einen Lageplan M 1: 2.000, in denen die 
Anlagen dargestellt sind. 
 
Die Planunterlagen dienen lediglich zur unverbindlichen Vorinformation in 
der Planungsphase, sind zeitlich nur begrenzt gültig und dürfen nicht für 
Leitungsauskünfte an Dritte verwendet werden. Für zusätzliche Angaben 
über Lage und Verlauf der Leitung BTG 21.1 steht Ihnen unser nachfolgend 
genannter Betriebsführer zur Verfügung. WIHO, Barnstorf Rechterner 
Straße 16, 49406 Barnstorf Tel. 05442 / 20 221 
 
Den Bau neuer Anlagen planen wir hier derzeit nicht. 
 
Auskünfte zu der Leitung 21 erteilt zuständigkeitshalber die Gasunie 
Deutschland Transport Services GmbH, Pelikanplatz 5, 30177 Hannover 
(Telefon: 0511/640607-0). Falls noch nicht geschehen, bitten wir, auch die 
Gasunie Deutschland Transport Services GmbH zu beteiligen. 
 
Unsere Gashochdruckleitungen sind durch beschränkte persönliche 

Wird zur Kenntnis genommen.  
Siehe Anlage 5, Punkt 4 „bauliche Anlagen im FFH-Gebiet, 
Betriebserweiterungen“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beteiligung erfolgte im offiziellen Beteiligungsverfahren am 20.10.2016. 
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Dienstbarkeiten rechtlich gesichert und jeweils in einem Schutzstreifen 
(Breite s. o.) verlegt. Nach dem Wortlaut der zur Leitungssicherheit 
eingetragenen beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten sind innerhalb 
des Schutzstreifens die Errichtung von Gebäuden sowie 
leitungsgefährdende Einwirkungen untersagt. 
 
Die Möglichkeit der Durchführung von Wartungs- und 
Unterhaltungsmaßnahmen im Rahmen eines pflicht- und 
ordnungsgemäßen Betriebes unserer Anlagen muss weiterhin gewährleistet 
sein. Hierzu gehört insbesondere das Freihalten der Leitungstrasse von 
Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern. 
 
Insoweit gehen wir davon aus, dass vorgenannte Maßnahmen unter die 
allgemeine Freistellungsregelung gemäß § 5 (2) Nr. 13. fallen. 
Selbstverständlich sind wir stets bemüht, alle Wartungs- und 
Unterhaltungsmaßnahmen möglichst umweltschonend auszuführen. 
 
In Bezug auf etwaige naturschutzfachliche Arbeiten oder Maßnahmen im 
Leitungsbereich weisen wir vorsorglich darauf hin, dass hierüber unser 
vorgenannter Betriebsführer mindestens eine Woche vor Beginn der 
Arbeiten zu benachrichtigen ist.  
 
Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen und stehen Ihnen 
für Rückfragen gerne zur Verfügung. 

  

Stadt Uelzen Eingang 29.11.2016 (Träger öffentlicher Belange 23) 

Aus Sicht der Hansestadt Uelzen sind hinsichtlich der Abgrenzung des 
geplanten Landschaftsschutzsgebietes „Mittleres Gerdautal“ keine 
Anregungen vorzutragen. 
Der Verordnungstext über das Landschaftsschutzgebiet „Mittleres 
Gerdautal“ sollte aus Sicht der Hansestadt Uelzen dahingehend ergänzt 
werden, dass Festsetzungen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im 
Rahmen eines Bauleitplanverfahrens innerhalb des LSG zulässig sind, 
wenn sie dem Schutzzweck des LSG nicht entgegenstehen. Weitere 
Anregungen bestehen von Seiten der Hansestadt Uelzen nicht. 

 
 
 
Die Durchführung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im 
Landschaftsschutzgebiet ist grundsätzlich zulässig, soweit diese Maßnahmen 
nicht lediglich der Umsetzung rechtlicher Verpflichtungen dienen. Ein 
gesonderter Hinweis wird für nicht erforderlich gehalten.  
 

  

NLWKN – Betriebsstelle Lüneburg Eingang 01.12.2016 (Träger öffentlicher Belange 24) 

Zu dem vorgelegten Verordnungsentwurf nehme ich wie folgt Stellung und Wird zur Kenntnis genommen und (teilweise) im Verordnungstext 
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bitte, die vorgebrachten Aspekte bei der Überarbeitung des 

Verordnungsentwurfs zu berücksichtigen.  

 
1. Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange für die 

Landesnaturschutzflächen 
Der NLWKN ist gem. § 3 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung über 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege (ZustVO-Naturschutz) zuständig für Pflege-, 
Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen auf den Flächen, die 
für Naturschutzzwecke vom Land Niedersachsen erworben wurden. Die 
Einbeziehung der im künftigen Schutzgebiet liegenden landeseigenen 
Naturschutzflächen wird ausdrücklich begrüßt: Flurstücke 3 und 4 Flur 1 
Gemarkung Holthusen. Es handelt sich hierbei um jüngere 
Erlenbestände (ca. 30 – 35 Jahre alt). Ggf. erforderliche Maßnahmen 
zur Verbesserung des Wasserhaushaltes oder FGE-Maßnahmen fallen 
unter die Freistellungen des § 5 Abs.2 Nr.1 der LSG-VO und werden 
einvernehmlich zwischen UNB und NLWKN festgelegt. Eine gesonderte 
kartografische Darstellung dieser Fläche in der Verordnungskarte wird 
nicht gewünscht. Von daher bestehen aus meiner Sicht weder 
Anregungen noch Bedenken zum Verordnungsentwurf. 
 

2. Stellungnahme als Fachbehörde für Naturschutz 
Hinsichtlich der Abgrenzung des Schutzgebietes und der Wahl des 
Schutzinstrumentes verwiese ich auf meine Stellungnahme zum 
Vorentwurf vom 05.06.2015.  
 
Zu § 2 Schutzgegenstand und Schutzzweck: 
Wie bereits in meiner Stellungnahme vom 05.06.2015 möchte ich erneut 
darauf hinweisen, dass es sich bei der „Mittleren Gerdau“ lediglich um 
ein Teilgebiet des gesamten FFH-Gebietes 071 handelt und daher in 
der Verordnung deutlich gemacht werden sollte, dass es sich bei dieser 
Unterschutzstellung um einen wesentlichen Beitrag zur Erhaltung und 
Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustand der 
Lebensraumtypen und Arten des ganzen FFH-Gebietes handelt. Daher 
wird folgende Ergänzung empfohlen (kursiv): 
(3) Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) für das 
Landschaftsschutzgebiet als wesentlicher Bestandteil des FFH-
Gebietes 071 ist die Erhaltung … 

angepasst. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird im Verordnungstext angepasst. 
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In Abs. 3 Nr.1 b) ist die Rede von Weidenauwäldern. Solche kommen 
im Teilgebiet „Mittlere Gerdau“ des FFH-Gebietes 071 nicht vor. Ich 
empfehle daher, die Streichung der Weidenauwälder, zumal in den 
Erhaltungszielen für den LRT 91E0* bewusst auf die Benennung der 
Weiden verzichtet wird. Wenn letzteres so beibehalten wird (siehe 
folgender Absatz), sollten in der Konsequenz auch im allgemeinen 
Schutzzweck die Weiden-Auwälder gestrichen werden. 
 
In Abs. 3 Nr.2 a) und ff) werden die Lebensraumtypen nach Anhang I 
der FFH-Richtlinie mit Bezeichnungen versehen, die von der auf der 
Liste der FFH-Lebensraumtypen Niedersachsen vorgesehenen 
vereinfachten Bezeichnungen abweichen. Begründet wird dies damit, 
dass die in der FFH-Richtlinie vorgesehen Bezeichnung mehrere 
Ausprägungen eines Lebensraumtyps umfassen kann, in der VO zum, 
„Mittleren Gerdautal“ aber nur die dort vorkommenden Ausprägungen 
benannt werden sollen. Um landesweit die Verwendung von 
einheitlichen Bezeichnungen der Lebensraumtypen sicherzustellen, 
wurde die o.a. Liste erstellt, die bereits eine Vereinfachung der 
Bezeichnungen im Vergleich zu den in der FFH-RL vorgesehenen 
Begriffen vollzogen hat einschließlich einer Übersetzung der 
wissenschaftlichen Artnamen. Ich empfehle daher, die Bezeichnungen 
aus dieser Liste 
(http://www.nlwkn.niedersachsen.de/naturschutz/natura_2000/download
s_zu_natura_2000/downloads-zu-natura-2000-46104.html#LRTeinfach) 
zu verwenden und die gebietstypische Ausprägung durch eine 
Formulierung im folgenden Sinne herauszuheben: 
91E0* Auenwälder mit Erle, Esche, Weide 
Erhaltung und Entwicklung dieses Lebensraumtyps in der Ausprägung 
als Auenwald mit Erle und Esche …. 
bzw.  
9160 Feuchte Eichen- und Hainbuchenwälder  
… 
In Abs. 3 Nr.2 ff) ist die Winterlinde zu streichen, sofern indigene 
Vorkommen nicht belegt sind. Natürliche Vorkommen der Winterlinde in 
Niedersachsen sind weitgehend auf Südost-Niedersachsen beschränkt. 
 
Zu § 3 Verbote: 
In Abs. 1 empfehle ich neben dem § 30 BNatSchG auch den § 44 

 
Wird im Verordnungstext angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
Wird im Verordnungstext angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird im Verordnungstext angepasst. 
 
 
 
 
Wird im Verordnungstext angepasst. 
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BNatSchG zum besonderen Artenschutz aufzuführen. 
 
In Abs. 2 Nr.5 werden zum Schutz der Gewässer folgende ergänzende 
Regelungen empfohlen (kursiv): „…zu beseitigen, ihre Wasser- und 
Ufervegetation zu beschädigen oder sie auf andere Weise …“ 
 
In Abs. 2 Nr. 11 wird das Befahren der Fließgewässer mit 
Wasserfahrzeugen verboten. Dieses Verbot wird durch die Freistellung 
nach § 5 Abs. 2 Nr. 9 modifiziert. Begründet werden die Regelungen mit 
dem Schutz des LRT 3260 Fließgewässer mit flutender 
Wasservegetation einschließlich dessen charakteristischer Arten und 
der Anhang II-Arten Flussperlmuschel und Groppe. Die Regelungen 
werden seitens der Fachbehörde für erforderlich gehalten und 
ausdrücklich begrüßt. In diesem Zusammenhang wird jedoch seitens 
der Fachbehörde auch ein Betretungsverbot der Gewässersohle zu 
Angelzwecken (Watfischerei) für unverzichtbar gehalten. Hintergrund 
hierfür ist in erster Linie der Flussperlmuschelschutz. Die 
Flussperlmuschel benötigt als Wirtsfisch für ihre Larven junge 
Bachforellen. Diese halten sich vorzugsweise in flachen, stärker 
überströmten, kiesigen Fließgewässerabschnitten auf. Dort sind bei 
erfolgreicher Reproduktion auch die Jungmuscheln der 
Flussperlmuscheln zu finden. Ein Betreten dieser Bereiche kann zu 
einer erheblichen Beeinträchtigung, wenn nicht sogar Zerstörung der 
empfindlichen Bestände führen. Es gibt aktuell in der atlantischen 
Region nur zwei FFH-Gebiete mit Vorkommen der Flussperlmuschel, 
beide liegen in Niedersachsen und eines davon ist das FFH 071 
Ilmenau mit Nebenbächen. Insofern besteht in diesem FFH-Gebiet 
hinsichtlich der Erhaltung und Entwicklung dieser Anhang II-Art eine 
besondere, sehr hohe Verantwortung. Der Erhaltungszustand der 
Flussperlmuschel in der atlantischen Region wird als schlecht bewertet. 
Der in der Gerdau derzeit laufende Wiederansiedlungsversuch für die 
Flussperlmuschel läuft in enger Zusammenarbeit mit dem ASV 
Gerdautal. 
 
In Abs. 2 Nr.12 wird folgende Ergänzung empfohlen: „Tier- und 
Pflanzenarten, insbesondere …“ 

 
 
Die in Abs. 4 enthaltenen Auflagen für den Lebensraumtyp „Magere 

 
 
Wird im Verordnungstext angepasst. 
 
 
 
Nach Rücksprache mit dem Angelsportverein Gerdautal wird für die Strecke 
von der Brücke der Kreisstraße 12 bei Verhorns Mühle 200 m stromabwärts bis 
zur Einmündung des alten Mühlengrabens ein Betretungsverbot für die 
Gewässersohle eingefügt. Der Abschnitt ist bereits Schonstrecke des ASV 
Gerdautal.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Verbot, nichtheimische, gebietsfremde oder invasive Arten einzubringen 
wird für ausreichend gehalten, besonders da im Gebiet private Gartenanlagen 
liegen. 
 
Allein aus naturschutzfachlicher Sicht wäre dies sinnvoll. Auf eine Aufnahme 
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Flachland-Mähwiesen“ sind geeignet und aus fachlicher Sicht 
erforderlich, um die Biotoptypen des sonstigen mesophilen Grünlands 
sowie des Feucht- und Nassgrünlands (GM, GF, GN), die nach § 30 
BNatSchG geschützt sind, vor schleichenden Beeinträchtigungen im 
Rahmen der Nutzung zu schützen. Es wird empfohlen, diese 
Biotoptypen in Abs. 4 aufzunehmen. 
 
Zu § 4 Erlaubnisvorbehalte: 
Zu Abs.1 Nr.2: Ich lege nahe, die Neuanlage von Wegen, Straßen und 
sonstigen Verkehrsflächen unter die Verbote zu fassen. Ebenso wie dort 
unter § 3 Abs. 2 Nr.7 genannten baulichen Anlagen können auch neue 
Wege und Brücken einen Flächen-, Boden- und Biotopverlust und somit 
eine erhebliche Beeinträchtigung des Gebietes darstellen (siehe 
Begründung zu dieser Regelung).   
 
 
Zu Abs.1 Nr.7: Was bei jedem einzelnen Antragsteller ein Einzelfall ist, 
kann in der Summe eine große, in diesem Falle negative Wirkung auf 
das künftige Schutzgebiet haben. Daher empfehle ich, diesen Punkt zu 
streichen. Die Strukturen nach § 4 Nr.5 sind wichtige, insbesondere 
auch biotopverbindende Bestandteile des Naturhaushaltes, deren 
Beseitigung nicht erleichtert werden sollte. Im Übrigen sind besagte 
Strukturen derzeit nicht Bestandteil des Schutzzwecks. Hier empfiehlt 
sich eine Ergänzung im Sinne von „vielfältigen Gehölz- und 
Saumstrukturen“. 
 
Zu § 5: Freistellungen: 
In Abs. 2 Nr.1 lege ich folgende Ergänzung nahe (kursiv): … im Auftrag 
oder auf Anordnung der zuständigen Naturschutzbehörde oder mit 
deren vorheriger Zustimmung. Somit kann beispielsweise freiwilligen 
Pflege- oder Entwicklungsmaßnahmen von Verbandsseite oder privaten 
Flächeneigentümern ohne großen Verwaltungsaufwand zugestimmt und 
diese somit umgesetzt werden. 
 
In Abs. 2 Nr.9 empfehle ich nach „ab der Kreuzung mit der 
Landesstraße 233“ „in der Ortschaft Groß-Süstedt“ zu ergänzen, um 
das Auffinden der Örtlichkeit in der Karte zu erleichtern. 
 
Zu Abs. 2 Nr.14: Bezüglich des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln auf 

wurde jedoch bewusst verzichtet um die Beantragung von 
Erschwernisausgleich für Auflagen die sich aus dem gesetzlichen Biotopschutz 
ergeben, zu ermöglichen. Darüber hinausstellt sich hier die Frage, ob 
einheitliche Regelungen für unterschiedliche Biotopausprägungen fachlich 
angemessen wären.  
 
 
 
Es ist zutreffend, dass der Neubau von Wegen oder Brücken eine erhebliche 
Beeinträchtigung des Gebietes darstellen kann. Da das Gebiet jedoch durch 
vier Ortschaften und die dazugehörigen Verbindungswege geprägt ist, soll auf 
Wunsch der betroffenen Gemeinden die Schwelle für (kleinere) Anpassungen 
am Wegenetz nicht zu hoch angesetzt werden. Der Erlaubnisvorbehalt stellt 
sicher, dass nur solche Vorhaben möglich sind, die keine erhebliche 
Beeinträchtigung des Gebiets darstellen. 
 
Die Regelung beinhaltet bereits eine Abwägung gegenüber den Interessen der 
landwirtschaftlichen Nutzer im Gebiet. Wenn sich mehrere Einzelvorhaben zu 
einer Gefährdung des Schutzzwecks summieren, beispielsweise wenn die 
Funktion der Gehölze als verbindendes Element gefährdet ist, muss die 
Erlaubnis verwehrt werden.   
Um zu verdeutlichen, dass der naturschutzfachliche Wert der Gehölzstrukturen 
in der Summe nicht abnehmen darf, wird ein „gleichwertiger Ersatz“ ergänzt. 
„Vielfältige Gehölz- und Saumstrukturen einschließlich der Kleingehölze“ 
werden im Schutzzweck ergänzt. 
 
 
Wird im Verordnungstext ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
Wird im Verordnungstext ergänzt. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Dauergrünland erscheint der Anzeigevorbehalt auf sonstigem Grünland 
angemessen, für den LRT 6510 „Magere Flachland-Mähwiesen“ jedoch 
nicht ausreichend. Hier sollte ein Zustimmungsvorbehalt gelten, da der 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln insbesondere abhängig von der 
Flächengröße der Anwendung eine erhebliche Beeinträchtigung des 
Erhaltungszustandes des LRT darstellen kann. 
 
Die Regelung in Abs. 2 Nr.17 sollte dahingehend ergänzt werden, dass 
die Anlage von Wildäckern zumindest einer Anzeige bei der UNB 
bedarf. Insbesondere in Niederungsbereichen und Bachtälern besteht 
die Gefahr, dass aus naturschutzfachlicher Sicht wertvolle Bereiche für 
die Anlage von Wildäckern genutzt werden. 
 
Zu § 6 Besondere Freistellungen der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft: 
In Abs. 2 empfehle ich zur besseren Lesbarkeit und Zitierfähigkeit der 
Regelungen diese nummeriert im folgenden Sinne aufzuführen:  
(2) Verboten ist 
1. die vorhandenen Waldbestände … zu beeinträchtigen 
2. … 
 
In Abs. 3 wird ein Bezug zu den in der maßgeblichen Karte als Wald 
dargestellten Flächen hergestellt. § 6 Abs. 3 findet sich jedoch in der 
Legende zur maßgeblichen Karte nicht wieder. Hier ist eine 
entsprechende Ergänzung vorzunehmen. 
Weiterhin empfehle ich, die beiden letzten Regelungen zu 
befahrensempfindlichen Böden und der Unterhaltung von Wegen als 
Nummern 9 und 10 aufzuführen (Begründung siehe Ausführung zu 
Absatz 2). Des Weiteren ist im Sinne der Bestimmtheit der Regelungen 
räumlich genau zu definieren, wo sich diese befahrensempfindlichen 
Standorte im Gebiet befinden.  
 
In den Absätzen 4 und 6 ist zur korrekten Anwendung des 
Gemeinsamen Runderlass des MU und des ML zur Unterschutzstellung 
von Natura 2000-Gebieten im Wald durch 
Naturschutzgebietsverordnung vom 21.10.2015 
(Unterschutzstellungserlass Wald) jeweils der Begriff „Lebensraumtyp-“ 
wie folgt zu ergänzen: „je Hektar der Lebensraumtypfläche“. Dies dient 
der Eindeutigkeit der gemeinten Bezugsfläche. 
Der Klarstellung dient auch die wörtliche Übernahme der Formulierung 

 
 
 
 
 
 
 
Nach Rücksprache mit der unteren Jagdbehörde und dem Kreisjägermeister 
wird ein Anzeigevorbehalt für die Neuanlage von Wildäckern ergänzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird im Verordnungstext angepasst als „Wald mit FFH-Lebensraumtypen“. 
Diese Kategorie findet sich eindeutiger in der Legende wieder. 
 
 
Es handelt sich um Gebote, die daher nicht unter die Verbote als Nr. 9 und 10 
aufgenommen werden können. Eine Kartendarstellung ist angesichts der 
Datenlage nicht zufriedenstellend umsetzbar, insbesondere in diesem 
kleinräumig strukturierten Gebiet. Im Rahmen der forstlichen Nutzung sollten 
Eigentümern bzw. Beratungsförstern die Standortbedingungen aber bekannt 
und die Regelung daher auch ausreichend bestimmt sein. 
 
Wird im Verordnungstext ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
Wird im Verordnungstext ergänzt. 
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zu den artenschutzrechtlichen Bestimmungen aus dem 
Unterschutzstellungserlass Wald (dort: Anlage B II Nr.1 Buchst. b und III 
Nr.1 Buchst. b) in den Nr.2 der Absätze 4 und 6. Dort heißt es „ 
artenschutzrechtliche Regelungen zum Schutz von Horst- und 
Höhlenbäumen bleiben unberührt“.  
 
Aus fachlicher Sicht sollte ein Mindestanteil an Stiel- und Traubeneiche 
in den LRT 9160 und 9190 und an Buche im LRT 9110 sichergestellt 
werden. Ich empfehle diesbezüglich die Vorgaben der Vollzugshinweise 
zu nutzen und zumindest die Begründung entsprechend zu ergänzen. 
 
Absatz 8 gibt den Unterschutzstellungserlass Wald nicht korrekt wieder, 
er weicht die Vorgaben des Erlasses auf und bedarf daher einer 
Berichtigung. Die Freistellung von Maßnahmen im Wald, die in einem 
Bewirtschaftungsplan im Sinne des § 32 Abs.5 BNatSchG hinsichtlich 
Zeitpunkt, Dauer und Art ihrer Durchführung festgelegt sind, gilt nach 
Nr.1.7 des Erlasses ausdrücklich nur für Maßnahmen nach Abschnitt B 
Teil I Nrn.6 bis 12 und nicht wie im vorliegenden Verordnungsentwurf 
mit dem Verweis auf die Absätze 2 bis 7 der Verordnung dargestellt für 
alle im Schutzgebiet anzuwendenden Regelungen aus dem Erlass.   
 
Zu § 8 Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen: 
Ich lege nahe, diesen Paragraphen inhaltlich zu überarbeiten und 
insbesondere um folgende Punkte zu ergänzen: 
- Duldungspflicht i. S. des § 65 BNatSchG, insbesondere für das 
Aufstellen von Schildern zur Kennzeichnung des LSG 
- ggf. konkret benennbare Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 
- Angabe der Unteren Naturschutzbehörde als die Institution, die den 
Pflege- und Entwicklungsplan erstellen wird. 
Für eine Überarbeitung empfehle ich eine Anlehnung an den § 7 der 
Muster-Verordnung für Naturschutzgebiete des NLWKN (Stand 
27.09.2016). 
 

3. Stellungnahme als Gewässerkundlicher Landesdienst (TÖB) 
Es bestehen weder Anregungen noch Bedenken. Die Zugänglichkeit der 
im künftigen Schutzgebiet vorhandenen Messstellen des GLD ist über 
die Freistellung des § 5 Abs. 2 und 3 gewährleistet. 

 
 
 
 
 
 
Wird in der Begründung ergänzt. 
 
 
 
 
Wird im Verordnungstext angepasst. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Duldungspflicht ist gesetzlich ausreichend normiert, eine Änderung wird 
daher nicht für erforderlich gehalten. 
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Wintershall Holding GmbH Eingang 07.12.2016 (Träger öffentlicher Belange 25) 

Wir bedanken uns für die Beteiligung an der o. g. Maßnahme und nehmen 
hierzu wie folgt Stellung: unsere mit Schreiben vom 19.10.2016 (AFD-2016-
0777) gemachten Ausführungen besitzen weiterhin Gültigkeit. 
 
Wir bedanken uns für die Beteiligung an der o. g. Maßnahme und nehmen 
hierzu wie folgt Stellung: Der räumliche Geltungsbereich des o. g. 
Verfahrens liegt außerhalb unserer bergrechtlichen Erlaubnisfelder. Unter 
unserer Betriebsführung stehende Bohrungen oder Anlagen sind von den o. 
g. Verfahren ebenfalls nicht betroffen. Es bestehen keine Bedenken bzgl. 
der Durchführung des o. g. Vorhabens. 
 
HINWEIS: Wir weisen darauf hin, dass im Planungsbereich Anlagen der 
Erdgas Münster GmbH (techn. Betriebsführung Wintershall Holding GmbH) 
befinden. Wir bitten darum die Erdgas Münster GmbH ebenfalls am 
Verfahren zu Beteiligen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beteiligung der Erdgas Münster GmbH (Erdgas-Verkaufs-Gesellschaft 
mbH) erfolgte im offiziellen Verfahren am 20.10.2016. 
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Anlage 4: 
Aufstellung der Anregungen und Einwendungen bezüglich der geplanten Landschaftsschutzgebietsverordnung „Mittleres Gerdautal“ als 

Teilgebiet des FFH-Gebietes 071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ 
 

- Übersicht der Sonstigen Einwender - 
 
Anregungen/Einwendungen (Zitate) Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde 
SPD-Fraktion im Rat der Gemeinde Gerdau 
Hahnemann, Wolfgang und Meyer, Hermann 

Eingang 08.12.2016 (Sonstige Einwender 01) 

Der LK Uelzen plant die Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes (LSG) 
„Mittleres Gerdautal. Die An- und Einwohner sind aufgefordert, ihre 
Einwände und Bedenken, sofern sie denn vorhanden sind, bei Ihnen 
vorzubringen. 
 
Unsere Bedenken haben wir in der nachstehenden Stellungnahme der 
Gerdau zum Entwurf der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet 
(LSG) „Mittleres Gerdautal“ zusammengefasst, die wir unter das Motto 
stellen: 
 „Mögliche Wechselwirkungen zwischen der Ausweisung des LSG 
und der Bohrschlammgrube der Wintershall AG in der Gemarkung Bohlsen“ 
 
I. Nach § 3 Abs. 2 des Verordnungsentwurfs (VO) ist es untersagt, 
Bauschutt oder Abfälle jeglicher Art in das LSG einzubringen oder 
abzulagern. 
In ca. 500m Entfernung zum eigentlichen Schutzgebiet befindet sich eine 
Bohrschlammgrube der Wintershall AG, in der zwischen 1969 und 2006 
insgesamt 69 800 Kubikmeter Bohrschlamm eingelagert worden sind (AZ 
vom 26. 05. 2015). 
Die Bohrschlammgrube ist zwar vor einigen Jahren bereits einmal saniert 
worden, dennoch ist anzunehmen, dass weiterhin umweltgefährdende 
Stoffe aus Deponie austreten (s.u.). 
 
Diese Stoffe werden im unterirdischen Wasser gelöst und gelangen 
entsprechend der natürlichen Fließrichtung dieser Gewässer in die Gerdau. 
Trotz einer über den Landkreis an das LBEG gerichteten Anfrage zu 
aktuellen Messwerten, waren diese nicht zu erhalten. 
Die Wintershall AG war nicht bereit, diese Daten zur Verfügung zu stellen. 
Unabhängig von der Frage, ob diese Verweigerungshaltung bei einer - nach 
hiesigen Informationen noch dem Bergrecht unterstehenden - 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Die Einwendung bezieht sich inhaltlich nicht auf die Ausweisung des 
Landschaftsschutzgebietes, sondern auf eine außerhalb des Gebietes 
befindliche Anlage. Es besteht keine Verbindung zwischen der Genehmigung 
der Anlage und der Ausweisung als Landchaftsschutzgebiet. 
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Bohrschlammgrube überhaupt zulässig ist, so muss man vermuten, dass 
die mangelnde Transparenz ein starkes Indiz dafür ist, dass die 
Bohrschlammdeponie nach wie vor Schadstoffe in umweltgefährdender 
Menge emittiert. 
 
Zu klären ist hierbei, ob neben den verschiedenen Salzen auch 
Schwermetalle in die Umwelt gelangen. 
Die Auswirkungen dieser Schadstoffemissionen sind nicht zuletzt durch die 
hohen Krebsraten im Landkreis Rotenburg, bei denen eine Verbindung mit 
der Erdgasförderung und deren Hinterlassenschaften im Raum steht, in den 
Blickpunkt der Öffentlichkeit gerückt. 
Die Niedersächsische Landesregierung hat deshalb mit dem 
Bundesverband Erdgas, Erdöl und Geoenergie eine Vereinbarung 
getroffen, die es ermöglicht, die Untersuchung von 
Schlammgrubenverdachtsflächen zu fördern.  
Da die Bohrschlammdeponie Bohlsen mit hoher Wahrscheinlichkeit trotz 
einer bereits erfolgten Sanierung weiterhin Schadstoffe emittiert, muss 
diese baldmöglichst erneut umfassend saniert werden. 
Da ein bereits bei der erstmaligen Sanierung erfolgtes Verfüllen mit Beton 
offenbar den Schadstoffaustritt nicht verhindern konnte, bleibt nur der 
vollständige Aushub der Bohrschlammdeponie und die abschließende 
Lagerung des Aushubs auf einer hierfür geeigneten Sondermülldeponie. 
Dies wird mit enormen Kosten verbunden sein. 
 
II. Es dürfte unstrittig sein, dass die Neuerrichtung einer 
Bohrschlammdeponie mit den entsprechenden Schadstoffemissionen in 
den Bereich des LSG künftig unzulässig ist. 
Da bezüglich der bestehenden Bohrschlammdeponie jedoch bereits von 
einer bestandskräftig genehmigten Deponie auszugehen ist, stellen sich 
Fragen, was die Genehmigung des LSG für die Deponie bedeutet. 
 
So ist besonders die Frage zu klären, ob die Genehmigung für die Deponie 
den bisherigen Schadstoffaustritt noch legitimiert oder nicht. 
Wenn nein, müssten auf Basis der derzeitigen Genehmigungslage 
Konsequenzen gezogen werden und der Betreiber der Deponie zur 
umfassenden Sanierung verpflichtet werden. 
Sollte der derzeitige Schadstoffaustritt sich jedoch noch im Rahmen der 
Deponiegenehmigung befinden, müsste geklärt werden, wie diese 
Emissionen unter den verschärften Rahmenbedingungen des FFH-
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Gebietes zu bewerten wären. 
Sollten diese Emissionen mit den Schutzinteressen des LSG nicht mehr 
vereinbar sein, stellt sich hier möglicherweise die Frage von 
Entschädigungsansprüchen des Betreibers (der Wintershall AG) gegenüber 
dem Landkreis, weil in eine bestandskräftige Genehmigung eingegriffen 
wird. 
Es müsste auch geklärt werden, ob mögliche Sanierungskosten auf die 
Grundstückseigentümer abgewälzt werden könnten, falls sich die 
Wintershall AG erfolgreich auf Bestandsschutz berufen könnte, der Status 
als FFH-Gebiet jedoch eine Sanierung zwingend erfordert. 
Da der Umweltschutz in den 60-er und frühen 70-er Jahren noch kein 
Thema war, besteht Grund zu der Annahme, dass die Verträge zwischen 
der Wintershall AG und den Grundeigentümern keine Regelungen zu 
Haftungsfragen oder Sanierungskosten enthalten. 
 
Zusammenfassend ist Folgendes festzuhalten: 

- Die Ausweisung des LSG darf nicht zu einer Belastung der 
Grundeigentümer durch eine möglicherweise notwendige Sanierung 
der Bohrschlammgrube führen, 

- die Ausweisung des LSG darf nicht zu einer faktischen Tolerierung 
der Schadstoffimissionen für die Zukunft führen, um möglichen 
Entschädigungsansprüchen des Betreibers die Grundlage zu 
entziehen. 

- Es muss das Ziel sein, die Bohrschlammdeponie umfassend zu 
sanieren, so dass künftige Schadstoffimissionen ausgeschlossen 
sind. Die Kosten hierfür müssen rechtssicher dem Betreiber 
auferlegt werden können. 
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 Anlage 5:  
Aufstellung der Anregungen und Einwendungen bezüglich der geplanten Landschaftsschutzgebietsverordnung „Mittleres Gerdautal“ als 

Teilgebiet des FFH-Gebietes 071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ 

- Gemeinsame themenbezogene Beantwortung der Einwände, die in mehreren Stellungnahmen benannt werden - 
 
 Thema Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehörde 
1 Abgrenzung des 

Landschaftsschutzgebiets 
Die Gebietsabgrenzung ergibt sich aus der Grenze des FFH-Gebiets, die das Land Niedersachsen (via Bund) an die 
EU-Kommission gemeldet hat. Diese wurde im Maßstab 1:50.000 vorgenommen und ist deshalb für die 
Schutzgebietsausweisung zu ungenau. Die Landesbehörde für Naturschutz, NLWKN, hat die Grenze nach 
fachlichen Kriterien  und anhand der Frage „was war mit der Meldung gemeint“ auf den Maßstab 1:5.000 präzisiert. 
Der Landkreis orientiert sich mit der Abgrenzung des Landschaftsschutzgebiets mit wenigen Ausnahmen an dieser 
Leitlinie des Landes. Eine Abweichung von dieser Grenze im Sinne einer Abwägung gegenüber anderen Belangen 
(z. B. mögliche Bauvorhaben in der Zukunft) ist ausdrücklich nicht vorgesehen.  

2 Beschränkung des Eigentums Art. 14 des Grundgesetzes schreibt ausdrücklich fest, dass der Gebrauch des Privateigentums auch dem Wohle der 
Allgemeinheit dienen soll. Die durch die Schutzgebietsverordnung erfolgte Sicherung des Status Quo ist nach 
ständiger höchstrichterlicher Rechtsprechung durch diese Sozialbindung des Eigentums gedeckt. Auch eine aus 
dem Schutzzweck hergeleitete und zu dessen Erreichung notwendige Regelung von gegenwärtig ausgeübten 
Nutzungen ist, solange sie diese Nutzungen im Grundsatz weiterhin zulässt, als Bestimmung von Inhalt und 
Schranken des Eigentums zu sehen und damit vom Eigentümer entschädigungslos hinzunehmen (vergl. BVerwG, 
Urteil vom 24.6.1993 - 7 C 26.92 und Urteil vom 17.01.2000 - 6 BN 2.99). Die entsprechenden Regelungen der 
Verordnung konkretisieren letztendlich eine Sozialbindung, die dem Grundstück aufgrund seiner 
Situationsgebundenheit ohnehin anhaftet. 
Entschädigungen gemäß § 68 BNatSchG sind nur für Fälle vorgesehen, in denen ein ohne Entschädigung nicht 
zumutbarer Eingriff in das Eigentum vorliegt. Erschwernisausgleich gemäß § 68 Abs. 4 BNatSchG i.V.m § 42 Abs. 4 
NAGBNatSchG kann bei Eigentumseingriffen unterhalb der Entschädigungsschwelle gewährt werden. Gemäß der 
gültigen Erschwernisausgleichsverordnung Grünland wird dieser jedoch nicht für die Regelungen einer 
Landschaftsschutzgebietsverordnung gewährt. Für Auflagen, die sich aus gesetzlich geschützten Biotopen im 
Grünland gemäß § 30 BNatSchG ergeben, kann Erschwernisausgleich beantragt werden. 

3 Wertminderung des Eigentums Der Verkehrswert /der Pachtwert eines Grundstücks fußt neben Lage, Schnitt, Erschließung, Boden etc. auf dessen 
Nutzbarkeit, also auf der aktuell dort zu erzielenden Wertschöpfung. Die gegenwärtig rechtmäßig ausgeübte 
Flächennutzung wird aber durch die Schutzgebietsausweisung nicht verhindert oder in unzumutbarer Weise 
eingeschränkt. Es besteht daher objektiv kein Grund, dass sich am wirtschaftlichen Wert der Fläche und damit auch 
am zu erzielenden Verkaufserlös bzw. an der zu erzielenden Pacht maßgebliche Änderungen ergeben.  
Die theoretische Option einer zukünftigen Wertsteigerung durch Umnutzung ist für die Annahme einer 
Wertminderung nicht ausreichend. Eine (zumutbare) Wertminderung wäre durch den Eigentümer zudem im Rahmen 
der Sozialpflichtigkeit des Eigentums (Art. 14 GG i.V.m. § 68 BNatSchG) hinzunehmen. Entgangene  
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Entwicklungschancen sind nach höchstrichterlicher Rechtsprechung kein Bestandteil des grundgesetzlich  
garantierten Eigentumsschutzes (siehe z. B. Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 22.05.1979                     
[1 BvL 9/75]).  
 

4 bauliche Anlagen im FFH-Gebiet, 
Betriebserweiterungen 

Die Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet bezweckt die nationale Unterschutzstellung (Sicherung) des „Mittleren 
Gerdautals“ als Teil des FFH-Gebiets „Ilmenau mit Nebenbächen“ (DE-2628-331). Das FFH-Gebiet ist seit Ende 
2004 offiziell in die Liste der Besonderen Erhaltungsgebiete (Special Areas of Conservation) der EU-Kommission 
aufgenommen. Für das Gebiet gilt bereits seit diesem Zeitpunkt das Verschlechterungsverbot des § 33 BNatSchG. 
Für alle Vorhaben („Projekte“), die geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beeinträchtigen, gilt bereits heute das 
Erfordernis einer Verträglichkeits(vor-)prüfung gemäß § 34 BNatSchG.  
Die LSG-Verordnung stellt nach ihrem Inkrafttreten gemäß § 34 Abs. 1 Satz 2 die Grundlage für FFH-
Verträglichkeitsprüfungen dar. Da das FFH-Gebiet „Ilmenau mit Nebenbächen“ ein großes und komplexes Gebiet 
ist, vereinfacht die Sicherung mögliche Verträglichkeitsprüfungen erheblich. Da die Prüfungsgrundlage inhaltlich und 
räumlich konkreter ist, stärkt dies zudem die Rechtssicherheit der Prüfung. 
Für Vorhaben innerhalb des Landschaftsschutzgebiets kommt zusätzlich das Erfordernis einer Befreiung gemäß § 7 
der Landschaftsschutzgebietsverordnung hinzu. 
Eine Freistellung in der Landschaftsschutzgebietsverordnung ist nur für Handlungen oder Vorhaben möglich, bei 
denen eine erhebliche Beeinträchtigung des FFH-Gebiets von vornherein ausgeschlossen werden kann. Das trifft 
auf die Errichtung von Zäunen und Weideunterständen zu, die in § 5 Abs. 2 Nr. 8 freigestellt sind. Der Begriff 
„(privilegierte landwirtschaftliche) bauliche Anlagen“ umfasst ein breites Spektrum an sehr unterschiedlichen 
Vorhaben und zumeist die Versiegelung von Flächen im Gebiet. Eine erhebliche Beeinträchtigung lässt sich daher 
nicht allgemein ausschließen. Zudem handelt es sich bei der Errichtung baulicher Anlagen im FFH-Gebiet um einen 
selten eintretenden Sonderfall. Hierfür ist der § 7 Befreiungen vorgesehen.   
 

5 Unterhaltung und Instandsetzung 
bestehender Anlagen 

Satz zu Anlagenunterhaltung allgemein: 
Rechtmäßig bestehende Anlagen wie insbesondere ober- und unterirdische Leitungstrassen, Beregnungsanlagen 
oder Verrohrungen bedürfen z. T. regelmäßig oder nach Bedarf Maßnahmen zur Unterhaltung und Instandsetzung, 
um ihre Funktionsfähigkeit dauerhaft zu gewährleisten. Diese notwendigen Maßnahmen sind Teil der Genehmigung 
der Anlagen und somit ohne eine besondere Befreiung oder naturschutzfachliche Genehmigung durchführbar. Nach 
Ablauf der Genehmigung oder Erlaubnis kann allerdings eine Verlängerung nicht garantiert werden. Hier sind 
möglicherweise weitere naturschutzfachliche Untersuchungen durchzuführen. 
 
Das Befahren des LSG durch Grundstückseigentümer und Nutzungsberechtigte ist in § 5 Abs. 2 Nr. 3 freigestellt.   
Der fachgerechte Schnitt von Gehölzen wird nicht eingeschränkt. Wenn die Entfernung von Gehölzen erforderlich 
ist, kann dies im Einzelfall unter § 5 Abs. 2 Nr. 13 „die Nutzung, Unterhaltung und Instandsetzung sonstiger 
rechtmäßig bestehender Anlagen und Einrichtungen“ fallen, soweit die gültige Genehmigung diese Maßnahmen 
umfasst.   
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Gehölzschnittmaßnahmen, die über den Umfang der gültigen Genehmigung(en) hinausgehen, erfordern gemäß § 4 
Abs. 5 eine Erlaubnis der zuständigen Naturschutzbehörde sowie entsprechenden Ersatz innerhalb des LSG.  
Eine vorherige Rücksprache bei Maßnahmen zu Gehölzrückschnitt und -entfernung mit dem Landkreis Uelzen als 
unterer Naturschutzbehörde wird empfohlen. 
 

6 Grünlanderneuerung Eine Grünlanderneuerung ist für Empfänger von EU-Direktzahlungen auf umweltsensiblem Dauergrünland 
(Dauergrünland im FFH-Gebiet, das bereits seit dem 1.1.2015 Dauergrünland ist) bereits heute nicht zulässig. Dies 
betrifft die meisten im landwirtschaftlichen, im Haupt- oder Nebenerwerb genutzten Grünlandflächen im Gebiet.  
Eine Grünlanderneuerung führt im Vergleich zu einer dauerhaft geschlossenen Grasnarbe zu einer Erhöhung der 
Erosion und damit zu Stoffeinträgen in die teilweise direkt angrenzenden Gewässer. Zudem wird das Arteninventar 
der Grünländer verändert. Dies hat Auswirkungen auf die Vielfalt an Pflanzen- und Tierarten im Gebiet, da auch in 
Wirtschaftsgrünländern teilweise wertvolle Arten vorkommen. Bei einer Grünlanderneuerung durch Pflügen würde 
zusätzlich die Bodenbeschaffenheit und -struktur beeinträchtigt.  
 

7 Nachsaaten Ziel der Regelung ist es, nur Nachsaatverfahren zuzulassen, bei denen die Grasnarbe überwiegend intakt bleibt. 
Nicht ausgeführt werden soll z. B. das Frässaatverfahren. 
Das Breitsaatverfahren z. B. in Kombination mit einem Striegel ist jedoch vergleichbar mit den im 
Verordnungsentwurf bereits aufgeführten Verfahren und wird daher im Verordnungstext ergänzt. 
§ 3 Abs. 3 Nr. 3 des Verordnungsentwurfs wird wie folgt ergänzt: (untersagt ist…) „die Durchführung von Nach- oder 
Neueinsaaten; zulässig sind Nachsaaten im Breitsaat-, Scheiben- oder Schlitzdrillverfahren oder per Handaussaat“. 
 

8. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Pflanzenschutzmittel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Grünländer im „Mittleren Gerdautal“ bilden ein Mosaik aus sehr unterschiedlichen Nutzungsintensitäten und 
grenzen an wertvolle Bereiche an. Es gibt eine hohe Dichte an Flächen, die nach § 30 BNatSchG i.V.m. § 24 
NAGBNatSchG bzw. nach § 22 NAGBNatSchG geschützt sind. In der Gesamtbetrachtung ist dies ein besonders 
sensibler Bereich, für den die allgemeinen Anforderungen des landwirtschaftlichen Fachrechts nicht ausreichen. Da 
diese Regelungen landes- bzw. bundesweit gelten, sind sie auf eine durchschnittlich sensible „Normallandschaft“ 
zugeschnitten. Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln richtet sich in der Regel gegen eine Gruppe von 
Pflanzenarten und ermöglicht keine selektive Bekämpfung einzelner Arten. Daher ist eine Verarmung des 
Arteninventars im Gebiet zumindest wahrscheinlich, da die Grünländer auch eine verbindende Funktion zwischen 
den einzelnen wertvollen Bereichen erfüllen. Durch Abdrift oder Abfluss über Drainagen ist auch ein direkter Kontakt 
wertvoller Bereiche mit Herbiziden nicht auszuschließen.   
Eines besonderen Schutzes bedarf zudem die Gerdau als FFH-Lebensraumtyp „Fließgewässer mit flutender 
Wasservegetation“.  
Die Pflanzenarten im Gewässer sind den zu bekämpfenden Arten teilweise sehr ähnlich (z.B. Wasser-Hahnenfuß) 
und reagieren auf direkte Wirkungen daher empfindlich. Selbst wenn sich die Einträge ins Gewässer bei korrekter 
Anwendung nur auf Rückstände oder Abbauprodukte belaufen, besteht hier eine Verpflichtung zur Vorsorge, da die 
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Pflanzenschutzmittel – 
Hahnenfußgewächse 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pflanzenschutzmittel – 
Reduzierung der Futterqualität 

Wirkungen der Abbauprodukte (und ihrer komplexen Wechselwirkungen) auf die Tier- und Pflanzenarten des 
Schutzzwecks nicht hinreichend erforscht sind. 
 
Der Anzeigevorbehalt stellt das mildeste Mittel dar, um auf unverhältnismäßige Anwendungen oder Anwendungen in 
besonders sensiblen Bereichen reagieren zu können und eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzzwecks zu 
vermeiden. 
 
Es wird auf den Kriechenden Hahnenfuß als zu bekämpfende, giftige Art verwiesen. Dies ist schwer 
nachvollziehbar, da gerade der Kriechende Hahnenfuß einen vergleichsweise geringen Protoanemoningehalt 
aufweist und damit für Weidetiere nur schwach giftig ist. Vielleicht ist hier der Scharfe Hahnenfuß gemeint, der einen 
höheren Gehalt aufweist? Der Giftstoff der Hahnenfußgewächse wird im silierten Schnittgut nach wenigen Wochen 
ab und ist damit nicht mehr schädlich. Es sollte folglich aus diesem Grund keine Ernte verworfen werden müssen. 
Der Kriechende Hahnenfuß ist ein weit verbreiteter Bestandteil der Grünlandvegetation und kann keineswegs als 
„Problemunkraut“ gelten. Ein landwirtschaftliches Informationsportal bezeichnet ihn als „mittelwertig bis gut bei 
Bestandsanteilen von bis zu 20 %“. 
Durch eine Anpassung des Maschineneinsatzes (Verdichtung) und eine angepasste Düngung und Mahd kann einer 
starken Verbreitung des Kriechenden und Scharfen Hahnenfußes auch ohne Pflanzenschutzmitteleinsatz 
entgegengewirkt werden.  
 
Nach Aussage der Landwirte, mit denen im Vorfeld Gespräche geführt wurden, ist der Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln im betreffenden Gebiet vergleichsweise selten erforderlich (z. B. alle drei Jahre auf einer 
Fläche). Eine Reduzierung der Futterqualität träte folglich nicht flächendeckend sondern vereinzelt auf Teilflächen 
auf. 
 

9 Mahd von Uferbereichen/ 
Uferrandstreifen 

Die Regelung bezieht sich ausdrücklich auf die naturnahen Gewässerrandstreifen und dort die Entfernung 
naturnaher oder natürlicher Vegetation. Würde die Regelung wie vorgeschlagen angepasst, wäre auch eine 
jährliche und/oder flächendeckende Mahd möglich. Dies ist im Hinblick eine naturnahe Entwicklung nicht mit dem 
Schutzzweck der Verordnung vereinbar. In vielen Uferbereichen wäre eine Mahd nur als Pflegemahd im Abstand 
von einigen Jahren sinnvoll (u.a. § 2 Abs. 2 Nr. 2 cc, Lebensraumtyp 6430 „Feuchte Hochstaudenfluren“). 
Da die Maßnahmen durch den Unterhaltungs- bzw. den Landschaftspflegeverband durchgeführt werden, soll die 
Problematik mit einer jährlichen Abstimmung ähnlich dem Gewässerunterhaltungsplan gelöst werden (als 
Pflegemaßnahme). Auf diese Weise können die Vereinbarungen in den Pacht-/Gestattungsverträge eingehalten 
werden.  
 
§ 5 Abs. 2 Nr. 1 des Verordnungsentwurfs wird entsprechend ergänzt: 
„Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung sowie Untersuchungen und Kontrollen des 
Landschaftsschutzgebiets im Auftrag oder auf Anordnung der zuständigen Naturschutzbehörde sowie mit deren 
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Zustimmung.“   
 

10 Düngung In Abwägung gegenüber den Belangen der landwirtschaftlichen Nutzung wurde auf eine Beschränkung der 
Gesamtmenge der Düngergaben verzichtet, auch wenn dies naturschutzfachlich sinnvoll gewesen wäre 
(ausgenommen 1,8 ha Grünland mit FFH-Lebensraumtyp 6510 gemäß § 3 Abs. 4 des Verordnungsentwurfs).  
Eine späte Düngemittelgabe am Ende der Vegetationszeit wird im Regelfall von den Pflanzen  in geringerem Maße 
aufgenommen. Damit ist das Risiko einer Auswaschung in das Gewässer erhöht.   

11 Regelungen gemäß Walderlass Der Erlass zur „Unterschutzstellung von Natura 2000-Gebieten im Wald durch Naturschutzgebietsverordnung“ des 
Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz und des Niedersächsischen Ministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz  21.10.2015 (Nds. MBl. Nr. 40/2015, S. 1300) ist durch den 
Landkreis Uelzen als untere Naturschutzbehörde verbindlich umzusetzen. Eine Sicherung als 
Landschaftsschutzgebiet ist möglich, soweit die Regelungen des Erlasses entsprechend umgesetzt werden, vgl. 
Ziffer 1.11 des Erlasses. Die in die Verordnung übernommenen Regelungen entsprechen den Vorgaben des 
Erlasses. Bei den Regelungen des § 6 Abs. 3, 4, 5 und 6 besteht daher kein Ermessensspielraum. Die zuständige 
Stelle im Umweltministerium wird über die Inhalte der Stellungnahme informiert. 
 

12 Kanusport Die Vertreter des organisierten Kanusports werden künftig frühzeitiger eingebunden. 
Aus formaler Sicht ist allein die öffentliche Auslegung relevant, in deren Rahmen der Landessportbund, der Landes-
Kanu-Verband und der Uelzener Kanu Club jeweils angeschrieben wurden und damit Gelegenheit zur 
Stellungnahme bekommen haben. 
 
Die Bootsmaße wurden als allgemeiner Rahmen festgelegt, der sich an gängigen Bootstypen orientiert. Hierzu 
zählen Kajaks, die häufig über 5 m lang sind (2er), aber auch Schlauchboote, die kürzer und dafür breiter sind.    
 
Die Regelungen der Verordnung berücksichtigen das Erholungs- und Naturerlebnisinteresse der Bürger, indem auf 
dem Abschnitt unterhalb Groß Süstedt das Befahren mit Booten erlaubt ist.  
Der Bereich zwischen Eimke und Verhorn ist der einzige im Ilmenausystem, der für einen auf Dauer stabilen 
Bestand der Flussperlmuschel infrage kommt. Aus diesem Grund findet dort ein Wiederansiedlungsversuch statt. 
Neben den Restbeständen der Art im Ilmenausystem kommt die Flussperlmuschel in der altantischen 
Biogeographischen Region nur im Lutter-Lachte-System vor. Der Wiederansiedlungsversuch an der oberen Gerdau 
stellt somit einen entscheidenden Baustein für die Erhaltung der Art dar.  
Aus diesem Grund ist für diesen Bereich ein Befahrensverbot erforderlich. Hinzu kommt, dass ein Einstieg nur in 
Eimke oder an der Mühle Verhorn möglich ist. An der Mühle Verhorn befindet sich jedoch eine neu angelegte, 
naturnahe Strecke der Gerdau mit flachen Kiesstrecken und Kiesbänken, die neben der Flussperlmuschel auch der 
Groppe und anderen Fischarten sowie Neunaugen Laichhabitate bietet. Da Kiesgeprägte Sohlbereiche durch die 
Ausbaggerung der Sohle an der Gerdau kaum noch vorhanden sind, kommt diesem Bereich eine hohe Bedeutung 
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zu. Auch beim Paddeln mit kleineren Booten besteht eine hinreichende Wahrscheinlichkeit, dass Schäden an der 
Sohlstruktur entstehen, die zum Teil irreparabel wären. Das Gleiche gilt in höherem Maße für das Betreten der 
Sohle, das beim Einstieg und ggf. Festsitzen bei niedrigen Wasserständen in den flachen Bereichen nicht zu 
vermeiden wäre. Eine gute Ausbildung und Sensibilisierung für Naturschutzbelange ist sehr begrüßenswert. Die 
genannten Probleme lassen sich aber auch durch eine gute Schulung nicht vermeiden, da das Gewässer zu klein 
ist, um immer ausreichend tiefe Bereiche als Ausweichmöglichkeit zu haben. Von einer erheblich stärkeren 
Frequentierung anderer Gewässer durch das Verbot auf dem oberen Abschnitt der Gerdau ist nicht auszugehen, da 
der überwiegende Teil der Paddler bereits heute in Bohlsen einsteigt um das Mühlenwehr zu umgehen.  
 

13 Entwässerung Nasse, feuchte und quellige Bereiche, die teilweise kleinflächig an Nutzflächen angrenzen, sind ein wesentlicher 
Bestandteil der naturnahen Bachaue und beherbergen eine Vielzahl an Pflanzen- und Tierarten. Im Sinne des 
Schutzzwecks ist es daher von großer Bedeutung, zusätzliche Entwässerungsmaßnahmen zu vermeiden. Dies 
bedeutet auch, dass grundlegende Umstrukturierungen der Entwässerung im Gebiet zu vermeiden sind. Der 
Verordnungsentwurf verbietet aus diesem Grund den Ausbau von Drainageeinrichtungen und Gräben. Eine 
Unterhaltung ist weiterhin möglich, eine Instandsetzung (Drainagen) nur nach Anzeige bei der unteren 
Naturschutzbehörde (§ 5 Abs. 2 Nr. 11 und 12). Ob eine Instandsetzung im Einzelfall auch den (teilweisen) Ersatz 
von Tondrainagen durch moderne Kunststoffrohre umfasst, kann nur im Einzelfall entschieden werden. Ob dies 
möglich ist, hängt davon ab, ob eine Maßnahme mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu einer zusätzlichen 
Entwässerung der betreffenden Fläche und/oder angrenzender Flächen führt.  
 

14 Wasserstand der Gerdau und 
folgen für die Entwässerung 

Die Unterhaltungsverbände sorgen weiterhin für einen ordnungsgemäßen Wasserabfluß  überwiegend durch die 
Beseitigung von Abflusshindernissen und den Rückschnitt des Bewuchses. Hierbei sollen auch die Belange des 
Naturschutzes berücksichtigt werden. In den jährlich durchzuführenden Gewässerschauen wird der Bedarf ermittelt 
und in einem Unterhaltungsplan der Wasserbehörde und Naturschutzbehörde vorgelegt. Es gelten hierbei die 
Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes, der Niedersächsischen Wassergesetzes und der EU- 
Wasserrahmenrichtlinie. 
Aufsandungen müssen bei Bedarf alle paar Jahre durch Sohlräumung reduziert werden. An geeigneten Stellen 
können Sandfänge angelegt werden, um die Sandfracht zu reduzieren (Entwicklungsmaßnahme § 5 Abs.2 Nr. 5). 
Gewässer innerhalb des Waldes oder stark beschattete Gewässer weisen weniger Bewuchs auf und werden nur 
sehr verhalten geräumt. Die Gewässersohle soll in ihrer Struktur ungestört bleiben, um als  Lebensraum 
insbesondere für die Flussperlmuschel und die Groppe zu dienen und den Wiederansiedlungsversuchen nicht 
entgegenzustehen. Zur Lebensraumsicherung des Fischotters wird die Böschungsmahd nur einseitig oder 
Abschnittsweise durchgeführt. 
Die Entwässerung der Grünlandflächen zur weiteren Nutzung der Flächen soll gewährleistet bleiben. Lediglich eine 
im Vergleich zum Status quo zusätzliche Entwässerung ist nicht vorgesehen. 

15 Basiserfassung Die Basiserfassung aus dem Jahr 2003 ist deshalb von zentraler Bedeutung, da sie die Referenz darstellt, an dem 
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das Verschlechterungsverbot des § 33 BNatSchG zu bemessen ist. Ist ein signifikantes Vorkommen eines 
Lebensraumtyps des Anhangs I der FFH-Richtlinie 2002/03 auf einer Fläche festgestellt worden, dann besteht hier 
eine Verpflichtung zur Erhaltung bzw. Entwicklung (je nach dem ob sich der Lebensraumtyp in einem günstigen oder 
ungünstigen Erhaltungszustand befunden hat). Die Tatsache, dass die Sicherung erst über zehn Jahre nach der 
Gebietsmeldung stattfindet, führt nicht zu einer Entlassung aus dieser Verpflichtung. Entscheidend ist also nicht in 
erster Linie, ob ein Lebensraumtyp dort heute noch in guter Ausprägung vorkommt, sondern ob er zum Zeitpunkt 
der Gebietsmeldung bzw. der Annahme durch die EU-Kommission dort vorkam.  
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Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Mittleres Gerdautal“ des Landkreises 
Uelzen vom xx.xx.xx – Stand: 18.10.201620.01.2017 

Aufgrund der §§ 22, 26 und 32 Absatz 3 des Gesetzes über Naturschutz und 
Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 
2542) sowie der §§ 14, 15, 19, 23 und 32 Absatz 1 des Niedersächsischen 
Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 
(Nds. GVBl. S. 104) wird verordnet: 

 

§ 1 Landschaftsschutzgebiet 

(1) Das in Absatz 2 näher bezeichnete Gebiet wird zum Landschaftsschutzgebiet „Mittleres 
Gerdautal“ erklärt. 
 
(2) Das Landschaftsschutzgebiet liegt im Landkreis Uelzen. Es befindet sich in der 
Gemeinde Gerdau, der Gemeinde Schwienau und der Stadt Uelzen. Die Grenze ergibt sich 
aus der maßgeblichen Karte im Maßstab 1:5.000 (Anlage 2) und aus der mitveröffentlichten 
Übersichtskarte im Maßstab 1:25.000 (Anlage 1). Maßgebend für den Grenzverlauf ist die 
Innenseite der dargestellten Linie. Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. Sie 
können von jedermann während der Dienststunden bei der Gemeinde Gerdau, der 
Samtgemeinde Suderburg, der Gemeinde Schwienau, der Samtgemeinde Bevensen-
Ebstorf, der Stadt Uelzen und dem Landkreis Uelzen – Untere Naturschutzbehörde – 
unentgeltlich eingesehen werden. 
 
(3) Das Gebiet ist Teil des FFH-Gebietes Nr. 071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ (DE 2628-
331).  
 
(4) Das Landschaftsschutzgebiet hat eine Größe von rund 240 ha. 
 
 
§ 2 Schutzgegenstand und Schutzzweck 
 
(1) Das Landschaftsschutzgebiet liegt in den Naturräumen Hohe Heide und Uelzener 
Becken. Das Gebiet ist durch die von West (ab Mühle Verhorn) nach Ost (bis zur Bahnlinie 
Hannover/Uelzen) verlaufende, mäßig ausgebaute Gerdau geprägt. Weite Teile der 
Gerdauniederung sind durch Grünlandnutzung gekennzeichnet. Charakteristisch sind 
weiterhin in der Niederung und an den Hangkanten Erlen-Eschen-Wälder, Erlenbruchwälder, 
Erlen-Sumpfwälder sowie Weiden-Auwälder. Vielfach im Übergang zu den Feuchtwäldern,  
stocken an den Niederungskanten mesophile Laubwälder. Gebietsprägend sind das 
vielfältige Bodenrelief, sind auch einige naturnahe nährstoffreiche Stillgewässer und 
Quellbereiche. Das Landschaftsschutzgebiet ist Teil des Europäischen Ökologischen Netzes 
„Natura 2000“; die Unterschutzstellung dient der Erhaltung als FFH-Gebiet nach der 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (FFH-Richtlinie) (ABI. EG Nr. L 
206 S. 7). 
 
(2) Allgemeiner Schutzzweck für das Landschaftsschutzgebiet ist die Erhaltung, Pflege und 
Entwicklung des mittleren Gerdautals als Lebensstätte schutzbedürftiger Tier- und 
Pflanzenarten und deren Lebensgemeinschaften sowie als Landschaft von Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit. Die Erklärung zum Landschaftsschutzgebiet bezweckt die Erhaltung und 
Förderung des naturnahen Gewässerlaufs der Gerdau mit ihrer Niederung und ihren 
Hangkanten, insbesondere die Erhaltung und Förderung des Extensivgrünlandes, der 
Feucht- und Bruchwälder mit ihren Übergängen zu mesophilen Laubwäldern sowie der 
naturnahen, nährstoffreichen Stillgewässer, Sümpfe und feuchten Staudenfluren. Hierdurch 
soll auch die Bedeutung des Gebietes für die Erholung gewährleistet werden. 
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(3) Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) für das Landschaftsschutzgebiet ist die 
Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes als wesentlicher 
Bestandteil des FFH-Gebietes 071 durch  
 
1. den Schutz und die Entwicklung 
 

a) der Gerdau als naturnaher Gewässerlauf, 
b) von naturnahen Laubwäldern, insbesondere von Erlen-Eschenwäldern der Auen und 

Quellbereiche, Erlenbruchwäldern, feuchten Eichen-Hainbuchenwäldern, bodensauren 
Eichenmischwäldern, bodensauren und mesophilen Buchenwäldern sowie 
Weidenauwäldern, 

c) von artenreichem Grünland, insbesondere Feucht- und Nassgrünland sowie 
mesophilem Grünland, 

c)d) der vielfältigen Gehölz- und Saumstrukturen,  
d)e) sonstiger naturnaher Lebensräume wie naturnaher, nährstoffreicher Stillgewässer, 

Feuchtgebüsche, Röhrichte, Sümpfe, Rieder und Hochstaudenfluren, 
e)f) der ökologisch durchgängigen naturnahen Fließgewässer als Lebensraum 

insbesondere von Fluss-, Meer- und Bachneunauge, Groppe, Flussperl- und 
Bachmuschel, Grüner Keiljungfer, Fischotter und zahlreichen Vogelarten der EU-
Vogelschutzrichtlinie.  

 
2. die Erhaltung, Förderung und Entwicklung  
 

a) des prioritären Lebensraumtyps (Anhang I FFH-Richtlinie) einschließlich seiner typi-  
schen Tier- und Pflanzenarten: 
 

91E0* Auenwälder mit Erle, Esche, WeideAuenwälder mit Schwarzerle und Esche 
Erhaltung und Entwicklung dieses Lebensraumtyps, der im Bearbeitungsgebiet mit 
Abstand den größten Flächenanteil aller Lebensraumtypen einnimmt, als naturnahe, 
strukturreiche und unzerschnittene Erlen- und Eschenwälder verschiedenster Ausprägung 
entlang der Gerdau. Diese Wälder weisen verschiedene Entwicklungsphasen aller 
Altersstufen in mosaikartiger Verzahnung auf und sind aus standortgerechten, 
autochthonen Baumarten (v. a. Schwarzerle und Esche) zusammengesetzt. Sie stocken 
auf feuchten bis nassen Standorten, die von einem naturnahen Wasserhaushalt mit 
periodischen Überflutungen geprägt sind. Der Anteil von Höhlenbäumen und sonstigen 
lebenden Habitatbäumen sowie von Altholz und starkem, liegendem und stehendem 
Totholz ist kontinuierlich hoch. Spezifische auentypische Habitatstrukturen wie 
Altgewässer, Flutrinnen, feuchte Senken, Tümpel und Lichtungen sind von besonderer 
Bedeutung für die Artenvielfalt. Die charakteristischen Tier- und Pflanzenarten der Erlen-
Eschenwälder kommen in stabilen Populationen vor. 
 
b) der übrigen Lebensraumtypen (Anhang I der FFH-Richtlinie), jeweils einschließlich der 
typischen Tier- und Pflanzenarten: 
 
aa) 3150 Natürliche und naturnahe nährstoffreiche Stillgewässer mit Laichkraut- und                                                                                      

Froschbiss-Gesellschaften 
Erhaltung und Entwicklung des in der Gerdauniederung insbesondere bei Gerdau 
vorkommenden Lebensraumtyps als natürliche und naturnahe Stillgewässer mit klarem 
nährstoffreichem Wasser sowie gut entwickelter Wasser- und Verlandungsvegetation. Die 
Gewässer sind ausreichend besonnt und bieten insbesondere mit den angrenzenden 
Sümpfen, Röhrichten und Feuchtgebüschen zahlreichen charakteristischen Tier- und 
Pflanzenarten einen günstigen Lebensraum. Die Stillgewässer dieses Lebensraumtyps 
stellen darüber hinaus wichtige Teillebensräume für den Fischotter dar. 
 

Kommentar [MJ2]: Ergänzung 
aufgrund Stn. TöB 24 NLWKN 

Kommentar [MJ3]: Entfernt aufgrund 
Stn. TöB 24 NLWKN 

Kommentar [MJ4]: Ergänzung 
aufgrund Stn. TöB 24 NLWKN, 
Naturschutzverbände 2 und 3 

Kommentar [MJ5]: Anpassung der 
Lebensraumtyp-Bezeichnungen aufgrund 
Stn. TöB 24 NLWKN 
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bb) 3260 Fließgewässer mit flutender Wasservegetation 
Erhaltung und Entwicklung der Gerdau als Teil des Ilmenausystems als durchgängiges, 
naturnahes Fließgewässer mit unverbauten Ufern, vielfältigen gewässertypischen 
Sedimentstrukturen aus stabilen Sandbänken und kiesigen Bereichen, guter 
Wasserqualität, einer weitgehend natürlichen Dynamik des Abflussgeschehens sowie 
einem mäandrierenden Verlauf. Darüber hinaus sind Prallhänge mit Abbruchkanten sowie 
ein ausgeprägtes Unterwasserrelief mit zahlreichen Strömungswechseln, Kehrwassern 
und Kolken unverzichtbare Bestandteile dieses Lebensraumtyps. Der Gewässerlauf wird 
überwiegend beidseits von naturnahen Gehölzbeständen, insbesondere von Auenwäldern 
mit Erlen, Eschen und Weiden, Weidengebüschen sowie feuchten Hochstaudenfluren 
begleitet und besitzt vor allem in besonnten Bereichen eine gut entwickelte flutende 
Wasservegetation. Im gesamten Verlauf kommen gewässertypische Tier- und 
Pflanzenarten in stabilen Beständen vor, zu denen insbesondere Fischotter und die 
vielfältige Fischfauna gehören. Von besonderer Bedeutung ist die Sicherung des 
funktionalen Zusammenhangs mit den naturraumtypischen Biotopen der Ufer und der bei 
Hochwasser überschwemmten Niederung. 
 
cc) 6430 Feuchte Hochstaudenfluren 
Erhaltung und Entwicklung dieses Lebensraumtyps als artenreiche Hochstaudenfluren auf 
mäßig nährstoffreichen, feuchten bis nassen Standorten naturnaher Ufer und Waldränder 
ohne dominierende Anteile von Nitrophyten und Neophyten. Die feuchten 
Hochstaudenfluren stehen insbesondere mit naturnahen Fließ- und Stillgewässern und 
Auenwäldern in enger räumlich funktionaler Vernetzung. Die charakteristischen Tier- und 
Pflanzenarten kommen in stabilen Beständen vor.  
 
dd) 6510 Magere Flachland-Mähwiesen 
Erhaltung und Entwicklung dieses Lebensraumtyps als artenreiche, nicht oder wenig 
gedüngte Mähwiesen bzw. wiesenartige Extensiv-Weiden. Die mageren Flachland-
Mähwiesen kommen in der Gerdauniederung gleichmäßig verteilt auf mäßig feuchten bis 
mäßig trockenen Standorten mit natürlichem Relief vor. Sie bieten einer Vielzahl an 
charakteristischen Tier- und Pflanzenarten einen Lebensraum. Eine enge Verzahnung mit 
Feuchtgrünland, Magerrasen sowie landschaftstypischen Gehölzen ist gegeben. 
 
ee) 9110 Hainsimsen-BuchenwaldBuchenwälder 
Erhaltung und Entwicklung der insbesondere an den Hangkanten vorkommenden 
Hainsimsen-Buchenwälder als naturnahe und strukturreiche Bestände auf mehr oder 
weniger basenarmen, trockenen bis mäßig feuchten Standorten. Die Bestände stocken auf 
Standorten mit einem natürlichem Relief und einer intakten Bodenstruktur und umfassen je 
nach Bestandsgröße verschiedene natürliche oder naturnahe Alters- und 
Entwicklungsphasen in mosaikartiger Verzahnung und mit ausreichenden Flächenanteilen. 
Die Baumschicht wird von der Rotbuche dominiert, beigemischt finden sich aber auch 
weitere standortheimische Baumarten wie die Stieleiche, die Sandbirke oder die 
Eberesche. Die Krautschicht besteht aus den standorttypischen charakteristischen Arten. 
Die Naturverjüngung der Buche und ggf. standortgerechter Mischbaumarten ist ohne 
Gatter möglich. Der Anteil von Höhlenbäumen und sonstigen lebenden Habitatbäumen 
sowie von Altholz und starkem, liegendem und stehendem Totholz ist kontinuierlich hoch. 
Die charakteristischen Tier- und Pflanzenarten der bodensauren Buchenwälder kommen in 
stabilen Populationen vor. 
 
ff) 9160 Feuchte Eichen- und Hainbuchen-MischwälderEichen-Hainbuchenwald 
Erhaltung und Entwicklung des im Gebiet vereinzelt vorkommenden Lebensraumtyps als 
naturnahe, strukturreiche und unzerschnittene Eichen-Hainbuchenwälder auf mehr oder 
weniger feuchten, mehr oder weniger basenreichen Standorten mit intaktem 
Wasserhaushalt sowie natürlichem Relief und intakter Bodenstruktur. In den Beständen 
sind je nach Bestandsgröße verschiedene natürliche oder naturnahe Alters- und 
Entwicklungsphasen in mosaikartiger Verzahnung und mit ausreichenden Flächenanteilen 
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zu finden. Die zwei- bis mehrschichtige Baumschicht besteht je nach Ausprägung aus 
standortgerechten, autochthonen Arten mit verschieden hohen Anteilen von Stieleiche und 
Hainbuche sowie mit standortgerechten Mischbaumarten wie z. B. Esche, oder Feldahorn 
oder Winterlinde. Die Strauch- und Krautschicht sind standorttypisch ausgeprägt. Der 
Anteil von Höhlenbäumen und sonstigen lebenden Habitatbäumen sowie von Altholz und 
starkem, liegendem und stehendem Totholz ist kontinuierlich hoch. Die charakteristischen 
Tier- und Pflanzenarten feuchter Eichen-Hainbuchenwälder kommen in stabilen 
Populationen vor. 
 
gg) 9190 Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandböden mit Stieleiche 
Erhaltung und Entwicklung der einzelnen Vorkommen als naturnahe, strukturreiche und 
unzerschnittene Bestände auf mehr oder weniger basenarmen, überwiegend mäßig 
feuchten Standorten mit natürlichem Relief und intakter Bodenstruktur. Die Bestände 
umfassen alle natürlichen oder naturnahen Alters- und Entwicklungsphasen in 
mosaikartiger Verzahnung und mit ausreichenden Flächenanteilen. Die Baumschicht wird 
in diesem Gebiet von der Stieleiche dominiert. Beigemischt sind je nach Standort und 
Entwicklungsphase Sand- und Moorbirke, Eberesche, Zitterpappel, Waldkiefer und/oder 
mit geringen Anteilen Buche. In den wenigen im Gebiet vorhandenen Übergangsbereichen 
zu den Eichen-Hainbuchenwäldern kann auch die Hainbuche beteiligt sein. In lichten 
Partien ist eine Strauchschicht aus Verjüngung der genannten Baumarten vorhanden. Die 
Krautschicht besteht aus den standorttypischen charakteristischen Arten nährstoffarmer 
Standorte. Der Anteil von Höhlenbäumen und sonstigen lebenden Habitatbäumen sowie 
von Altholz und starkem, liegendem und stehendem Totholz ist kontinuierlich hoch. Die 
charakteristischen Tier- und Pflanzenarten der bodensauren Eichen-Mischwälder kommen 
in stabilen Populationen vor. 
 
c) der Tierarten (Anhang II bzw. Anhang IV der FFH-Richtlinie) 
 
aa) Grüne Keiljungfer (Ophiogomphus cecilia) 
Erhaltung und Entwicklung einer vitalen und langfristig überlebensfähigen Population der 
Grünen Keiljungfer in der Gerdauniederung als Teil des Ilmenau-Fließgewässersystems. 
Die Niederung ist geprägt von naturnahen Strukturen, einer mäßigen 
Fließgeschwindigkeit, guter bis sehr guter Wasserqualität sowie einem feinsandigen bis 
kiesigen Gewässergrund. Flachwasserbereiche sowie vegetationsfreie Sand- und 
Kiesbänke sind ebenfalls unverzichtbare Habitatelemente. Die Ufer der Gerdau sind 
teilweise durch Bäume beschattet, der Wasserkörper überwiegend besonnt. 
 
bb) Flussperlmuschel (Margaritifera margaritifera) 
Erhaltung und Entwicklung einer vitalen und langfristig überlebensfähigen Population der 
Flussperlmuschel in der Gerdau als einem naturnahen, sommerkühlen Fließgewässer mit 
stabiler steinig-kiesiger, gut durchströmter und ungestörter Gewässersohle als 
unverzichtbarem Lebensraum der Jungmuscheln. Sedimentfrachten treten nur in einem 
sehr geringen Umfang auf und die für die Reproduktion der Flussperlmuschel notwendigen 
Wirtsfischarten sind in stabilen Beständen vorhanden. 
 
cc) Flussneunauge (Lampetra fluviatilis) 
Erhaltung und Entwicklung einer vitalen, langfristig überlebensfähigen Population in bis zu 
den Laichgewässern durchgängigen, unverbauten und unbelasteten Fließgewässern mit 
Flachwasserzonen, Neben- und Altarmen sowie einer naturraumtypischen 
Fischbiozönose. Vielfältige Sedimentstrukturen prägen das naturnahe, sauerstoffreiche 
und sommerkühle Fließgewässer. Flache Fließgewässerareale mit strukturreichem, kiesig-
steinigem Grund mit mittelstarker Strömung und besonnter Lage bieten den 
Flussneunaugen ideale Bedingungen zum Ablaichen; stabile, feinsandige Sedimentbänke 
stellen unverzichtbare Larvalhabitate dar.  
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dd) Bachneunauge (Lampetra planeri) 
Erhaltung und Entwicklung einer vitalen, langfristig überlebensfähigen Population im 
naturnahen, mit Gehölzen bestandenen Fließgewässersystem der Gerdau. Die Gerdau ist 
geprägt von einer lebhaften Strömung, einer guten Wasserqualität, unverbauten Ufern und 
vielfältigen hartsubstratreichen Sohlen- und Sedimentstrukturen. Eine enge Verzahnung 
von gewässertypischen Laicharealen (kiesige Bereiche) und Larvalhabitaten 
(Feinsedimentbänke) ist vorhanden. Ein Austausch zwischen Haupt- und 
Nebengewässern ist durch die durchgängige Vernetzung von Teillebensräumen 
unverzichtbar.  
 
ee) Groppe (Cottus gobio) 
Erhaltung und Entwicklung einer stabilen, langfristig sich selbst tragenden Population der 
Groppe durch die Sicherung und Entwicklung der Gerdau als Teil des Ilmenausystems als 
naturnahes, Gehölz bestandenes und lebhaft strömendes, sauberes und durchgängiges 
Fließgewässer mit einer reich strukturierten, festen Sohle und einem hohen Anteil an 
Hartsubstraten (Kiese, Steine, Totholz). Starke Sandfrachten und Feinsedimenteinträge 
werden unterbunden, der Unterhaltungsbedarf ist auf ein Minimum reduziert. 
 
ff) Fischotter (Lutra lutra) 
Erhaltung und Entwicklung einer stabilen, langfristig sich selbst tragenden Population des 
Fischotters in der gesamten Ilmenauniederung mit Nebenbächen. Voraussetzung hierfür 
ist die Wiederherstellung und Erhaltung günstiger Lebensraumbedingungen für den 
Fischotter innerhalb des Verbreitungsgebietes der Art. Das Fließgewässersystem der 
Ilmenau ist geprägt von durchgängigen naturnahen Gewässern mit einer natürlichen 
Dynamik, hoher Gewässergüte und strukturreichen Gewässerrändern. Die Niederungen 
sind überwiegend nicht oder nur extensiv genutzt und bieten vielfältige Deckungsräume für 
den Fischotter. Die Wandermöglichkeiten des Fischotters werden nicht durch zusätzliche 
Landschaftszerschneidungen eingeschränkt. Bei Querungen der Fließgewässer von 
Straßen, Wegen oder andere Bauwerken ist durch Bermen, weiten Lichtraumprofilen oder 
Umflutern ein gefahrloses Wandern des Fischotters und somit ein Lebensraumverbund 
gewährleistet. 

 
 
§ 3 Verbote 
 
(1) Im Landschaftsschutzgebiet sind nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Verordnung 
alle Handlungen verboten, die den Charakter des Gebiets verändern oder dem besonderen 
Schutzzweck zuwiderlaufen (§ 26 Abs. 2 BNatSchG). Sonstige öffentlich-rechtliche 
Vorschriften, insbesondere jene zum Schutz von Biotopen und Arten (§ 30 BNatSchG 
i. V. m. § 24 NAGBNatSchG sowie § 44 BNatSchG), werden durch diese Verordnung nicht 
berührt.  
 
(2) Unbeschadet sonstiger Ge- und Verbote sind im gesamten Landschaftsschutzgebiet 
insbesondere folgende Handlungen untersagt soweit nicht im Einzelfall eine Erlaubnis 
gemäß § 4 erteilt wird oder die Handlung gemäß § 5 freigestellt ist: 
 
1. das Boden- oder Landschaftsrelief durch Abgrabungen, Aufschüttungen oder auf 

andere Weise zu verändern, insbesondere durch das Verfüllen von Bodensenken,   
-mulden oder -rinnen sowie durch Einebnungen oder Planierungen,  

2.  den Grundwasserspiegel oder den Oberflächenwasserspiegel zu verändern, 
insbesondere durch das Anlegen oder den Ausbau von Gewässern, Gräben, 
Grüppen oder Drainagen, 

3. Verrohrungen von Gewässern oder Gewässerabschnitten vorzunehmen, 
4. in Gewässern neue Ufer- oder Sohlbefestigungen oder Querbauwerke jeglicher Art 

herzustellen, 
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5. Gewässer, einschließlich Teiche oder sonstige Kleingewässer, zu beseitigen, ihre 
Wasser- und Ufervegetation zu beschädigen oder sie auf andere Weise zu 
beeinträchtigen oder Vieh direkt an Gewässern zu tränken, 

6.  naturnahe, ungenutzte Uferbereiche der stehenden oder fließenden Gewässer zu 
befahren, zu beweiden, Vieh hindurch laufen zu lassen, zu beackern oder auf andere 
Weise die natürliche und naturnahe Vegetation und Fauna zu beeinträchtigen, 

7.  bauliche Anlagen zu errichten,  
8.  Bauschutt oder Abfälle jeglicher Art einzubringen oder abzulagern, 
9.  wild lebende Tiere oder die Ruhe der Natur ohne vernünftigen Grund durch Lärm 

oder auf andere Weise zu stören, 
10. abseits öffentlicher Straßen mit Kraftfahrzeugen zu fahren oder Kraftfahrzeuge dort 

abzustellen,    
11. Fließgewässer mit Wasserfahrzeugen zu befahren oder an deren Ufern mit 

Wasserfahrzeugen anzulanden, 
12.  die Sohle der Gerdau zwischen der Brücke der Kreisstraße 12 bei Verhorns Mühle 

und der 200 m stromabwärts gelegenen Einmündung des alten Mühlengrabens zu 
betreten,  

132. gentechnisch veränderte Organismen einzubringen, 
143. nichtheimische, gebietsfremde oder invasive Arten einzubringen oder anzusiedeln, 

soweit sie nicht der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung der vorhandenen Acker- 
oder Grünlandflächen dienen, 

154. nicht naturraumtypische Gehölze bei der Anpflanzung von Hecken, Gebüschen, 
Feldgehölzen, Baumgruppen oder Einzelbäumen zu verwenden, 

165. Weihnachtsbaumkulturen oder andere Sonderkulturen neu anzulegen, 
176. auf nicht landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Flächen 

Gülle, Jauche, Festmist, Geflügelkot, Gärreste, Klärschlamm, mineralischen Dünger 
oder Pflanzenschutzmittel jeglicher Art aufzubringen, 

187.  Bade-, Camping-, Zelt- oder Lagerplätze sowie ähnliche Erholungseinrichtungen neu 
anzulegen, 

198. außerhalb der in der maßgeblichen Karte entsprechend ausgewiesenen Bereiche  
a) zu lagern, zu zelten, Wohnwagen sowie andere für die Unterkunft geeignete 
Fahrzeuge oder Einrichtungen aufzustellen,  
b) Hunde frei oder an einer Leine, die länger als 2,50 m ist, laufen zu lassen; dies gilt 
nicht für Diensthunde, jagdlich geführte Hunde sowie für Hunde, die zum Hüten oder 
zum Schutz von Nutztierherden eingesetzt werden, 
c) offenes Feuer zu entzünden. 

(3) Auf Dauergrünlandflächen sind neben den Verboten gemäß Absatz 2 unbeschadet 
sonstiger Ge- und Verbote folgende Handlungen untersagt: 
 
1. die Umwandlung in eine andere Nutzungsart,  
2.  die Grünlanderneuerung, 
3. die Durchführung von Nachsaaten, außer im Breitsaat-, Scheiben- oder 

Schlitzdrillverfahren oder per Handaussaat, außer im Scheiben- und 
Schlitzdrillverfahren, 

4.  die Düngung nach dem 15. Oktober eines jeden Jahres sowie ganzjährig das 
Aufbringen von Kot aus der Geflügelhaltung oder von Klärschlamm, 

5. die erhebliche Schädigung der Grasnarbe durch Beweidung, 
6. die Anlage von Mieten. 
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(4) Auf den in der maßgeblichen Karte als Dauergrünlandflächen mit dem Lebensraumtyp 
„Magere Flachland-Mähwiesen“ (Code 6510 im Anhang I der FFH-Richtlinie) dargestellten 
Flächen sind neben den Verboten gemäß der Absätze 2 und 3 unbeschadet sonstiger Ge- 
und Verbote folgende Handlungen untersagt: 
 
1. die maschinelle Bodenbearbeitung in der Zeit vom 1. März bis zum 31. Mai eines 

jeden Jahres, 
2. die Durchführung von Nachsaaten, 
3. das Aufbringen von organischem Dünger mit Ausnahme von Festmist,  
4. eine Düngung vor dem ersten Schnitt sowie eine Düngung mit einem 

Gesamtstickstoffgehalt  von mehr als 60 kg je Hektar und Kalenderjahr, 
5. die Mahd häufiger als zwei Mal je Kalenderjahr sowie vor dem 1. Juni eines jeden 

Jahres, 
6. die Beweidung, ausgenommen eine Nachbeweidung mit höchstens zwei 

Großvieheinheiten je Hektar,  
7.  die Zufütterung bei der Beweidung. 
 
 
§ 4 Erlaubnisvorbehalte  
 
(1) Folgende Handlungen und Maßnahmen innerhalb des Landschaftsschutzgebietes dürfen 
mit Erlaubnis der zuständigen Naturschutzbehörde durchgeführt werden: 
 
1.   das Fahren mit Kraftfahrzeugen abseits der öffentlichen Straßen für Zwecke der 

wissenschaftlichen Forschung oder Lehre, 
2. die Neuanlage sowie der Ausbau von Wegen, Straßen oder sonstigen 

Verkehrsflächen einschließlich Brücken,  
3.  die Neuanlage oder der Ausbau von Leitungen, Dükern oder Abwasseranlagen, 
4.  die Beseitigung von invasiven gebietsfremden Arten außerhalb des Waldes,  
5.  die erhebliche Beeinträchtigung oder Beseitigung von Hecken, Gebüschen, Alleen, 

Baumgruppen, Baumreihen, Einzelbäumen, Straßen-, Weg-, Wald-, Gehölz-, Feld- 
und Gewässersäumen oder Obstwiesen, soweit ein gleichwertiger Ersatz der 
Strukturen im Landschaftsschutzgebiet gewährleistet ist, 

6. die Durchführung organisierter Veranstaltungen außerhalb der in der maßgeblichen 
Karte entsprechend ausgewiesenen Bereiche, 

7.  das Verfüllen von Bodensenken auf Ackerflächen, 
8.  Maßnahmen zur Beseitigung von Wildschweinschäden auf den in der maßgeblichen 

Karte als Dauergrünlandflächen mit dem Lebensraumtyp „Magere Fachland-
Mähwiesen“ (Code 6510 im Anhang I der FFH-Richtlinie) dargestellten Flächen. 

 
(2) Die Erlaubnis darf mit Nebenbestimmungen versehen werden, soweit dies zur Wahrung 
und Erreichung des Schutzzwecks erforderlich ist. 
  
 
§ 5 Freistellungen  
 
(1)  Freigestellt sind  
 
1.   die Landwirtschaft entsprechend der guten fachlichen Praxis gemäß § 5 BNatSchG 

unter Berücksichtigung der Verbote des § 3 sowie der Erlaubnisvorbehalte des § 4 
dieser Verordnung, 

2.  die ordnungsgemäße Forstwirtschaft gemäß § 11 NWaldLG unter Berücksichtigung 
der Verbote des § 3, der Erlaubnisvorbehalte des § 4 sowie der besonderen 
Beschränkungen des § 6 dieser Verordnung. 
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(2) Folgende Handlungen und Maßnahmen sind unbeschadet sonstiger Ge- und Verbote von 
den Verboten gemäß § 3 freigestellt und bedürfen auch keiner Erlaubnis gemäß § 4: 
 
1. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung sowie Untersuchungen und 

Kontrollen des Landschaftsschutzgebietes im Auftrag oder auf Anordnung der 
zuständigen Naturschutzbehörde oder mit deren Zustimmung, 

2.  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung sowie Maßnahmen zur 
Untersuchung oder Kontrolle des Gebietes durch andere Behörden im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit oder in deren Auftrag; der Anzeigevorbehalt des Absatz 3 ist zu 
beachten,    

3. das Befahren des Landschaftsschutzgebietes mit Kraftfahrzeugen abseits öffentlicher 
Straßen durch Behördenbedienstete oder deren Beauftragte zur Erfüllung ihrer 
dienstlichen Pflichten sowie durch die Grundstückseigentümer und 
Nutzungsberechtigten oder deren Beauftragte zur Nutzung und Bewirtschaftung der 
im Landschaftsschutzgebiet belegenen Grundstücke, 

4. die Unterhaltung und Instandsetzung bestehender Wege, Straßen, Brücken oder 
sonstiger Verkehrsflächen einschließlich der Verwendung von Tonziegelbruch, 

5. Maßnahmen zur Ausübung der Verkehrssicherungspflicht; der Anzeigevorbehalt des 
Absatz 3 ist zu beachten, 

6. das Aufstellen von Bienenständen oder Bienenkästen zwecks Ausübung der Imkerei, 
sofern sich diese in das Landschaftsbild einfügen und keiner Baugenehmigung 
bedürfen, 

7. die Neuerrichtung, Unterhaltung und Instandsetzung von Viehtränken mittels 
Ansaugleitung aus Oberflächengewässern oder Bohrbrunnen, 

8. die Neuerrichtung und Instandsetzung von Einfriedungen, Weidezäunen und 
Weideunterständen in ortsüblicher Weise, 

9. das Befahren der Gerdau mit Wasserfahrzeugen ohne Motorantrieb, sofern diese 
nicht länger als 6 m und breiter als 1,2 m sind, ab der Kreuzung mit der Landesstraße 
233 in der Ortschaft Groß Süstedt flussabwärts zwischen Sonnenaufgang und 
Sonnenuntergang, 

10. das Anlanden mit Wasserfahrzeugen innerhalb der in der maßgeblichen Karte 
entsprechend ausgewiesenen Bereiche, 

11. die Gewässerunterhaltung unter Beachtung der einschlägigen wasserrechtlichen 
Vorschriften mit Ausnahme des Einsatzes von Grabenfräsen, wobei an Gewässern 
zweiter Ordnung die Räumung der Ufer und Sohlen nur abschnittsweise oder 
einseitig zulässig ist; der Anzeigevorbehalt des Absatz 3 ist zu beachten,  

12. die Nutzung, Unterhaltung oder Instandsetzung bestehender Drainagen; der 
Anzeigevorbehalt des Absatz 3 ist zu beachten,  

13. die Nutzung, Unterhaltung oder Instandsetzung sonstiger rechtmäßig bestehender 
Anlagen und Einrichtungen, 

14. der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auf Dauergrünlandflächen; der 
Anzeigevorbehalt des Absatz 3 ist zu beachten,  

15.  Maßnahmen zur Beseitigung von Wildschweinschäden auf Dauergrünlandflächen, 
soweit diese nur in den betroffenen Bereichen durchgeführt werden und sich auf eine 
nicht wendende Bodenbearbeitung beschränken, 

16.  die fischereiliche Nutzung unter Beachtung des Verbots des § 3 Abs. 2 Nr. 12 dieser 
Verordnung; Ausübung der Fischerei unter Verwendung von Otterschutzgittern bei 
der Reusenfischerei sind Reusen mit Ausstiegshilfe oder Schutzgitter für den 
Fischotter zu verwenden, 

17. die Ausübung der Jagd sowie die Anlage, Unterhaltung und Instandsetzung von 
Einrichtungen für die Jagd in ortsüblicher Weise. 

 
 
(3) Folgende Handlungen sind der zuständigen Naturschutzbehörde 

1. vier Wochen vor deren Beginn anzuzeigen: 
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a) Ufer- oder Sohlbefestigungen und Böschungsinstandsetzungsarbeiten im 
Rahmen der Gewässerunterhaltung sowie  
b) Maßnahmen zur Untersuchung oder Kontrolle des Gebietes durch andere 
Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit oder in deren Auftrag sind der 
zuständigen Naturschutzbehörde vier Wochen vor deren Beginn anzuzeigen. 
c) die Neuanlage von Wildäckern  

2. zwei Wochen vor deren Beginn anzuzeigen: 
a) Instandsetzungsarbeiten an bestehenden Drainagen sowie  
b) der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auf Dauergrünlandflächen soweit 
dieser über eine einzelpflanzen- oder horstweise Behandlung hinausgeht, sind 
der zuständigen Naturschutzbehörde zwei Wochen vor deren Beginn 
anzuzeigen.  
c) Maßnahmen zur Ausübung der Verkehrssicherungspflicht sind der 
zuständigen Naturschutzbehörde zwei Wochen vor deren Beginn anzuzeigen; 
über unverzüglich erforderliche Maßnahmen zur Abwendung einer 
Gefahrenlage ist die Naturschutzbehörde unmittelbar im Anschluss zu 
informieren. 

 
 
§ 6 Besondere Beschränkungen der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft 
 
(1) Die forstliche Nutzung des Waldes wird nach Maßgabe der folgenden Absätze 
unbeschadet sonstiger Ge- und Verbote beschränkt. 
 
(2) Die erhebliche Beeinträchtigung der vorhandenen Waldbestände im Hinblick auf deren 
Funktion und Bedeutung für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild, die Veränderung 
des Wasserhaushaltes, die Erstaufforstung mit nicht naturraumtypischen Gehölzen, 
Kahlschläge von mehr als 0,5 ha, der Umbau naturnaher Stiel-Eichen-, Buchen, Eichen-
Hainbuchen-, Erlen- und Eschenwälder oder Bruchwälder in andere Waldtypen als die 
genannten sowie die Umwandlung von Laub- in Nadelwald sind verboten.  
 
(3) Auf den allen in der maßgeblichen Karte als mit einer Schraffur dargestellten Waldflächen 
dargestellten Flächen mit den Lebensraumtypen gemäß des Anhangs I der FFH-Richtlinie 
„Hainsimsen-BuchenwaldHainsimsen-Buchenwälder“ (Code 9110), „Feuchte Eichen- und 
Hainbuchen-MischwälderEichen-Hainbuchenwald“ (Code 9160), „Alte bodensaure 
Eichenwälder auf Sandebenen mit Stieleiche“ (Code 9190) und „Auenwälder mit 
Schwarzerle und EscheAuenwälder mit Erle, Esche, Weide“ (Code 91E0) sind folgende 
Handlungen und Maßnahmen verboten: 
 
1. die Förderung oder Einbringung nicht naturraumtypischer Baumarten, insbesondere 

von  Douglasien, Roteichen, Robinien oder spätblühenden Traubenkirschen,  
2. die Holzentnahme, welche über Einzelstammentnahmen, Femelnutzung oder 

Lochhieb hinausgeht, insbesondere durch Kahlschlag, 
3. das Fahren mit Kraftfahrzeugen abseits von Wegen und Feinerschließungslinien mit 

Ausnahme von Maßnahmen zur Vorbereitung der Verjüngung, 
4. die Holzentnahme in Altholzbeständen in der Zeit vom 1. März bis 31. August eines 

jeden Jahres ohne Erlaubnis der zuständigen Naturschutzbehörde, 
5. die Bodenbearbeitung, wenn diese nicht mindestens vier Wochen vorher der 

zuständigen Naturschutzbehörde angezeigt worden ist; ausgenommen ist eine zur 
Einleitung einer natürlichen Verjüngung erforderliche plätzeweise Bodenverwundung, 

6. die Düngung, 
7. die Bodenschutzkalkung, wenn diese nicht mindestens vier Wochen vorher der 

zuständigen Naturschutzbehörde angezeigt worden ist, 
8. der flächige Einsatz von Herbiziden und Fungiziden; der Einsatz sonstiger 

Pflanzenschutzmittel unterbleibt, wenn dieser nicht zwei Wochen vorher der 
zuständigen Naturschutzbehörde angezeigt worden ist und eine erhebliche 
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Beeinträchtigung im Sinne des § 33 Absatz 1 Satz 1 und des § 34 Absatz 1 
BNatSchG nachvollziehbar belegt ausgeschlossen ist. 

 
Auf befahrungsempfindlichen Standorten und in Altholzbeständen ist ein Abstand von 
mindestens 40 Metern zwischen den Gassenmitten der zu befahrenden  
Feinerschließungslinien einzuhalten. Die Unterhaltung von Wegen einschließlich des 
Einbaus von höchstens 100 kg milieuangepasstem Material pro Quadratmeter ist zulässig; 
eine Instandsetzung ist der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens vier Wochen vor 
Beginn der Maßnahme anzuzeigen.  
 
(4) Auf den in der maßgeblichen Karte als mit einer senkrechten Schraffur dargestellten 
WaldflächenWald dargestellten Flächen mit den Lebensraumtypen gemäß des Anhangs I 
der FFH-Richtlinie „Feuchte Eichen- und Hainbuchen-MischwälderEichen-Hainbuchenwald“ 
(Code 9160), „Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Stieleiche“ (Code 9190) 
und „Auenwälder mit Schwarzerle und EscheAuenwälder mit Erle, Esche, Weide“ (Code 
91E0) im Erhaltungszustand „B“ oder „C“ ist beziehungsweise sind beim Holzeinschlag und 
bei der Pflege 
 
1. ein Altholzanteil von mindestens 20% der LebensraumtypFfläche der jeweiligen 

Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers zu erhalten oder zu entwickeln, 
2. je Hektar der LebensraumtypFfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen 

Eigentümers mindestens drei lebende Altholzbäume dauerhaft zu markieren  und bis 
zum natürlichen Zerfall zu belassen; bei Fehlen von Altholzbäumen sind auf 5% der 
LebensraumtypFfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers 
ab der dritten Durchforstung Teilflächen zur Entwicklung von Habitatbäumen 
dauerhaft zu markieren; artenschutzrechtliche Regelungen zum Schutz von Horst- 
und Höhlenbäumen bleiben unberührt, 

3. je Hektar der LebensraumtypFfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen 
Eigentümers mindestens zwei Stück stehendes oder liegendes starkes Totholz zu 
belassen und  

4. auf mindestens 80 % der LebensraumtypFfläche der jeweiligen Eigentümerin oder 
des jeweiligen Eigentümers lebensraumtypische Baumarten zu erhalten oder zu 
entwickeln  

 
sowie bei der künstlichen Verjüngung durch Anpflanzung oder Ansaat ausschließlich 
lebensraumtypische Baumarten zu verwenden, davon auf mindestens 80% der 
Verjüngungsfläche lebensraumtypische Hauptbaumarten. 
 
(5) Auf den in der maßgeblichen Karte mit einer waagerechten Schraffur dargestellten 
Waldflächen als Wald mit den Lebensraumtypen „Hainsimsen-BuchenwälderHainsimsen 
Buchenwald“ (Code 9110 im Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG) dargestellten Flächen im 
Erhaltungszustand „B“ oder „C“ gilt Absatz 4 entsprechend mit der abweichenden Maßgabe, 
dass bei der künstlichen Verjüngung durch Anpflanzung oder Ansaat auf mindestens 90% 
der Verjüngungsfläche lebensraumtypische Baumarten zu verwenden sind. 
 
(6) Auf den in der maßgeblichen Karte als mit einer Kreuzschraffur dargestellten Waldflächen 
dargestellten Flächen mit den Lebensraumtypen gemäß des Anhangs I der FFH-Richtlinie 
„Hainsimsen-BuchenwälderHainsimsen Buchenwald“ (Code 9110), „Feuchte Eichen- und 
Hainbuchen-MischwälderEichen-Hainbuchenwald“ (Code 9160), „Alte bodensaure 
Eichenwälder auf Sandebenen mit Stieleiche“ (Code 9190) und „Auenwälder mit 
Schwarzerle und EscheAuenwälder mit Erle, Esche, Weide“ (Code 91E0) dargestellten 
Flächen im Erhaltungszustand „A“ ist beziehungsweise sind beim Holzeinschlag und bei der 
Pflege 
1. ein Altholzanteil von mindestens 35% der LebensraumtypFfläche der jeweiligen 

Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers zu erhalten oder zu entwickeln, 
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2. je Hektar der LebensraumtypFfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen 
Eigentümers mindestens sechs lebende Altholzbäume dauerhaft zu markieren und 
bis zum natürlichen Zerfall zu belassen; artenschutzrechtliche Regelungen zum 
Schutz von Horst- und Höhlenbäumen bleiben unberührt, 

3. je Hektar der LebensraumtypFfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen 
Eigentümers mindestens drei Stück stehendes oder liegendes starkes Totholz zu 
belassen und 

4. auf mindestens 90 % der LebensraumtypFfläche der jeweiligen Eigentümerin oder 
des jeweiligen Eigentümers lebensraumtypische Baumarten zu erhalten 

 
sowie bei der künstlichen Verjüngung durch Anpflanzung oder Ansaat ausschließlich 
lebensraumtypische Baumarten zu verwenden, dabei auf mindestens 90% der 
Verjüngungsfläche lebensraumtypische Hauptbaumarten. 
 
(7) Die in Absatz 4 Nrn. 2 und 3 sowie Absatz 6 Nrn. 2 und 3 normierten Gebote zur 
Markierung und Belassung von lebenden Altholzbäumen und Totholz je Hektar der 
jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers sind bei angefangenen Hektar 
anteilig zu befolgen. 
 
(8) Von den Ge- und Verboten desr Absatzesätze 32 bis 7Satz 1 Nr. 5, 7 und 8 sowie Satz 3 
sind Handlungen, Maßnahmen und Abweichungen freigestellt, die in einem von der 
zuständigen Naturschutzbehörde oder mit deren Zustimmung erstellten 
Bewirtschaftungsplan im Sinne des § 32 Absatz 5 BNatSchG festgelegt sind.  
 
(9) Lebensraumtypische Baumarten im Sinne der Absätze 4, 5 und 6 sind beim 
Lebensraumtyp 
 
1. „Hainsimsen-BuchenwälderHainsimsen Buchenwald“ (Code 9110) die Rotbuche 

(Fagus sylvatica) als Hauptbaumart und die Stieleiche (Quercus robur), die 
Traubeneiche (Quercus petraea) sowie die Hainbuche (Carpinus betulus) als 
Nebenbaumarten,  

2. „Feuchte Eichen- und Hainbuchen-MischwälderEichen-Hainbuchenwald“ (Code 9160) 
die Stieleiche (Quercus robur), die Hainbuche (Carpinus betulus) sowie die Esche 
(Fraxinus excelsior) als Hauptbaumarten und der Feldahorn (Acer campestre), die 
Rotbuche (Fagus sylvatica), die Vogelkirsche (Prunus avium), die Flatterulme (Ulmus 
laevis) sowie die Schwarzerle (Alnus glutinosa) als Nebenbaumarten, 

3. „Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Stieleiche“ (Code 9190) die 
Stieleiche (Quercus robur) sowie die Traubeneiche (Quercus petraea) als 
Hauptbaumarten und die Moorbirke (Betula pubescens), die Rotbuche (Fagus 
sylvatica), die Eberesche (Sorbus aucuparia), die Zitterpappel (Populus tremula) 
sowie die Hainbuche (Carpinus betulus) als Nebenbaumarten, 

4. „Auenwälder mit Schwarzerle und EscheAuenwälder mit Erle, Esche, Weide“ (Code 
91E0) die Schwarzerle (Alnus glutinosa), die Gewöhnliche Esche (Fraxinus excelsior) 
sowie die Gewöhnliche Traubenkirsche (Prunus padus) als Hauptbaumarten und die 
Flatterulme (Ulmus laevis) sowie die Stieleiche (Quercus robur) als Nebenbaumarten. 

  
 
§ 7 Befreiungen 
 
Gemäß § 41 NAGBNatSchG kann die zuständige Naturschutzbehörde auf Antrag nach 
Maßgabe von § 67 Absatz 1 BNatSchG von den Geboten und Verboten dieser Verordnung 
Befreiung gewähren, wenn dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, 
einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder die Durchführung 
der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen würde und die 
Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist. Die 
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Befreiung kann gemäß § 67 Absatz 3 Satz 1 BNatSchG mit Nebenbestimmungen versehen 
werden. 
 
 
§ 8 Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen im Einzelfall 
 
Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen zur Erreichung des 
Schutzzwecks kann die zuständige Naturschutzbehörde auch im Einzelfall anordnen. 
Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte von Grundstücken haben die Maßnahmen zu 
dulden, soweit dadurch die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträchtigt wird. 
Vor der Durchführung der Maßnahmen sind die Berechtigten in geeigneter Weise zu 
benachrichtigen. 
 
 
§ 9 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 43 Absatz 3 Nr. 4 NAGBNatSchG handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig den Verboten des § 3 Absätze 2 bis 4 oder des § 6 Absätze 2 und 
3 zuwiderhandelt, ohne dass eine Freistellung gemäß § 5 oder § 6 Absatz 8 vorliegt oder 
eine Befreiung gemäß § 7 gewährt wurde.   
 
(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 43 Absatz 3 Nr. 4 NAGBNatSchG handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig Handlungen und Maßnahmen gemäß § 4 Absatz 1 ohne die dafür 
erforderliche Erlaubnis durchführt.  
 
 
§ 10 Aufhebung anderer Verordnungen im Geltungsbereich dieser Verordnung 
 
Die Verordnung zum Schutze von Landschaftsteilen des unteren Gerdautales in den 
Gemarkungen Bohlsen, Hansen, Klein Süstedt, Holdenstedt, Veerssen, Landkreis Uelzen 
vom 24.7.1973 (Abl. Lbg. Nr. 19 vom 3.9.1973) (LSG UE 09) sowie die Verordnung zum 
Schutze von Landschaftsteilen des „Oberen Gerdautales“ in den Gemarkungen Dreilingen, 
Wichtenbeck, Eimke, Ellerndorf, Linden, Groß Süstedt, Gerdau, Bahnsen, Bohlsen, 
Holthusen II und Bargfeld, Landkreis Uelzen, Landschaftsschutzgebiet UE Nr. 20 vom 
21.4.1975 (Abl. Lbg. Nr. 10 vom 15.5.1975) werden im räumlichen Geltungsbereich dieser 
Verordnung aufgehoben.  
 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie verkündet wird.  
 
Uelzen, den XX.XX.XXXX 
 
Landkreis Uelzen 
- als untere Naturschutzbehörde – 
 
Der Landrat 
gez. 
(Dr. Blume) 
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Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Mittleres Gerdautal“ des Landkreises 
Uelzen vom xx.xx.xx – Stand: 20.01.2017 

Aufgrund der §§ 22, 26 und 32 Absatz 3 des Gesetzes über Naturschutz und 
Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 
2542) sowie der §§ 14, 15, 19, 23 und 32 Absatz 1 des Niedersächsischen 
Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 
(Nds. GVBl. S. 104) wird verordnet:  

 

§ 1 Landschaftsschutzgebiet 

(1) Das in Absatz 2 näher bezeichnete Gebiet wird zum Landschaftsschutzgebiet „Mittleres 
Gerdautal“ erklärt. 
 
(2) Das Landschaftsschutzgebiet liegt im Landkreis Uelzen. Es befindet sich in der 
Gemeinde Gerdau, der Gemeinde Schwienau und der Stadt Uelzen. Die Grenze ergibt sich 
aus der maßgeblichen Karte im Maßstab 1:5.000 (Anlage 2) und aus der mitveröffentlichten 
Übersichtskarte im Maßstab 1:25.000 (Anlage 1). Maßgebend für den Grenzverlauf ist die 
Innenseite der dargestellten Linie. Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. Sie 
können von jedermann während der Dienststunden bei der Gemeinde Gerdau, der 
Samtgemeinde Suderburg, der Gemeinde Schwienau, der Samtgemeinde Bevensen-
Ebstorf, der Stadt Uelzen und dem Landkreis Uelzen – Untere Naturschutzbehörde – 
unentgeltlich eingesehen werden. 
 
(3) Das Gebiet ist Teil des FFH-Gebietes Nr. 071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ (DE 2628-
331).  
 
(4) Das Landschaftsschutzgebiet hat eine Größe von rund 240 ha. 
 
 
§ 2 Schutzgegenstand und Schutzzweck 
 
(1) Das Landschaftsschutzgebiet liegt in den Naturräumen Hohe Heide und Uelzener 
Becken. Das Gebiet ist durch die von West (ab Mühle Verhorn) nach Ost (bis zur Bahnlinie 
Hannover/Uelzen) verlaufende, mäßig ausgebaute Gerdau geprägt. Weite Teile der 
Gerdauniederung sind durch Grünlandnutzung gekennzeichnet. Charakteristisch sind 
weiterhin in der Niederung und an den Hangkanten Erlen-Eschen-Wälder, Erlenbruchwälder, 
Erlen-Sumpfwälder sowie Weiden-Auwälder. Vielfach im Übergang zu den Feuchtwäldern,  
stocken an den Niederungskanten mesophile Laubwälder. Gebietsprägend sind das 
vielfältige Bodenrelief,  einige naturnahe nährstoffreiche Stillgewässer und Quellbereiche. 
Das Landschaftsschutzgebiet ist Teil des Europäischen Ökologischen Netzes „Natura 2000“; 
die Unterschutzstellung dient der Erhaltung als FFH-Gebiet nach der Richtlinie 92/43/EWG 
des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild 
lebenden Tiere und Pflanzen (FFH-Richtlinie) (ABI. EG Nr. L 206 S. 7). 
 
(2) Allgemeiner Schutzzweck für das Landschaftsschutzgebiet ist die Erhaltung, Pflege und 
Entwicklung des mittleren Gerdautals als Lebensstätte schutzbedürftiger Tier- und 
Pflanzenarten und deren Lebensgemeinschaften sowie als Landschaft von Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit. Die Erklärung zum Landschaftsschutzgebiet bezweckt die Erhaltung und 
Förderung des naturnahen Gewässerlaufs der Gerdau mit ihrer Niederung und ihren 
Hangkanten, insbesondere die Erhaltung und Förderung des Extensivgrünlandes, der 
Feucht- und Bruchwälder mit ihren Übergängen zu mesophilen Laubwäldern sowie der 
naturnahen, nährstoffreichen Stillgewässer, Sümpfe und feuchten Staudenfluren. Hierdurch 
soll auch die Bedeutung des Gebietes für die Erholung gewährleistet werden. 
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(3) Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) für das Landschaftsschutzgebiet ist die 
Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes als wesentlicher 
Bestandteil des FFH-Gebietes 071 durch  
 
1. den Schutz und die Entwicklung 
 

a) der Gerdau als naturnaher Gewässerlauf, 
b) von naturnahen Laubwäldern, insbesondere von Erlen-Eschenwäldern der Auen und 

Quellbereiche, Erlenbruchwäldern, feuchten Eichen-Hainbuchenwäldern, bodensauren 
Eichenmischwäldern, bodensauren und mesophilen Buchenwäldern, 

c) von artenreichem Grünland, insbesondere Feucht- und Nassgrünland sowie 
mesophilem Grünland, 

d) der vielfältigen Gehölz- und Saumstrukturen,  
e) sonstiger naturnaher Lebensräume wie naturnaher, nährstoffreicher Stillgewässer, 

Feuchtgebüsche, Röhrichte, Sümpfe, Rieder und Hochstaudenfluren, 
f) der ökologisch durchgängigen naturnahen Fließgewässer als Lebensraum 

insbesondere von Fluss-, Meer- und Bachneunauge, Groppe, Flussperl- und 
Bachmuschel, Grüner Keiljungfer, Fischotter und zahlreichen Vogelarten der EU-
Vogelschutzrichtlinie.  

 
2. die Erhaltung, Förderung und Entwicklung  
 

a) des prioritären Lebensraumtyps (Anhang I FFH-Richtlinie) einschließlich seiner typi-  
schen Tier- und Pflanzenarten: 
 

91E0* Auenwälder mit Erle, Esche, Weide 
Erhaltung und Entwicklung dieses Lebensraumtyps, der im Bearbeitungsgebiet mit 
Abstand den größten Flächenanteil aller Lebensraumtypen einnimmt, als naturnahe, 
strukturreiche und unzerschnittene Erlen- und Eschenwälder verschiedenster Ausprägung 
entlang der Gerdau. Diese Wälder weisen verschiedene Entwicklungsphasen aller 
Altersstufen in mosaikartiger Verzahnung auf und sind aus standortgerechten, 
autochthonen Baumarten (v. a. Schwarzerle und Esche) zusammengesetzt. Sie stocken 
auf feuchten bis nassen Standorten, die von einem naturnahen Wasserhaushalt mit 
periodischen Überflutungen geprägt sind. Der Anteil von Höhlenbäumen und sonstigen 
lebenden Habitatbäumen sowie von Altholz und starkem, liegendem und stehendem 
Totholz ist kontinuierlich hoch. Spezifische auentypische Habitatstrukturen wie 
Altgewässer, Flutrinnen, feuchte Senken, Tümpel und Lichtungen sind von besonderer 
Bedeutung für die Artenvielfalt. Die charakteristischen Tier- und Pflanzenarten der Erlen-
Eschenwälder kommen in stabilen Populationen vor. 
 
b) der übrigen Lebensraumtypen (Anhang I der FFH-Richtlinie), jeweils einschließlich der 
typischen Tier- und Pflanzenarten: 
 
aa) 3150 Natürliche und naturnahe nährstoffreiche Stillgewässer mit Laichkraut- und                                                                                      

Froschbiss-Gesellschaften 
Erhaltung und Entwicklung des in der Gerdauniederung insbesondere bei Gerdau 
vorkommenden Lebensraumtyps als natürliche und naturnahe Stillgewässer mit klarem 
nährstoffreichem Wasser sowie gut entwickelter Wasser- und Verlandungsvegetation. Die 
Gewässer sind ausreichend besonnt und bieten insbesondere mit den angrenzenden 
Sümpfen, Röhrichten und Feuchtgebüschen zahlreichen charakteristischen Tier- und 
Pflanzenarten einen günstigen Lebensraum. Die Stillgewässer dieses Lebensraumtyps 
stellen darüber hinaus wichtige Teillebensräume für den Fischotter dar. 
 
bb) 3260 Fließgewässer mit flutender Wasservegetation 
Erhaltung und Entwicklung der Gerdau als Teil des Ilmenausystems als durchgängiges, 
naturnahes Fließgewässer mit unverbauten Ufern, vielfältigen gewässertypischen 
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Sedimentstrukturen aus stabilen Sandbänken und kiesigen Bereichen, guter 
Wasserqualität, einer weitgehend natürlichen Dynamik des Abflussgeschehens sowie 
einem mäandrierenden Verlauf. Darüber hinaus sind Prallhänge mit Abbruchkanten sowie 
ein ausgeprägtes Unterwasserrelief mit zahlreichen Strömungswechseln, Kehrwassern 
und Kolken unverzichtbare Bestandteile dieses Lebensraumtyps. Der Gewässerlauf wird 
überwiegend beidseits von naturnahen Gehölzbeständen, insbesondere von Auenwäldern 
mit Erlen, Eschen und Weiden, Weidengebüschen sowie feuchten Hochstaudenfluren 
begleitet und besitzt vor allem in besonnten Bereichen eine gut entwickelte flutende 
Wasservegetation. Im gesamten Verlauf kommen gewässertypische Tier- und 
Pflanzenarten in stabilen Beständen vor, zu denen insbesondere Fischotter und die 
vielfältige Fischfauna gehören. Von besonderer Bedeutung ist die Sicherung des 
funktionalen Zusammenhangs mit den naturraumtypischen Biotopen der Ufer und der bei 
Hochwasser überschwemmten Niederung. 
 
cc) 6430 Feuchte Hochstaudenfluren 
Erhaltung und Entwicklung dieses Lebensraumtyps als artenreiche Hochstaudenfluren auf 
mäßig nährstoffreichen, feuchten bis nassen Standorten naturnaher Ufer und Waldränder 
ohne dominierende Anteile von Nitrophyten und Neophyten. Die feuchten 
Hochstaudenfluren stehen insbesondere mit naturnahen Fließ- und Stillgewässern und 
Auenwäldern in enger räumlich funktionaler Vernetzung. Die charakteristischen Tier- und 
Pflanzenarten kommen in stabilen Beständen vor.  
 
dd) 6510 Magere Flachland-Mähwiesen 
Erhaltung und Entwicklung dieses Lebensraumtyps als artenreiche, nicht oder wenig 
gedüngte Mähwiesen bzw. wiesenartige Extensiv-Weiden. Die mageren Flachland-
Mähwiesen kommen in der Gerdauniederung gleichmäßig verteilt auf mäßig feuchten bis 
mäßig trockenen Standorten mit natürlichem Relief vor. Sie bieten einer Vielzahl an 
charakteristischen Tier- und Pflanzenarten einen Lebensraum. Eine enge Verzahnung mit 
Feuchtgrünland, Magerrasen sowie landschaftstypischen Gehölzen ist gegeben. 
 
ee) 9110 Hainsimsen-Buchenwälder 
Erhaltung und Entwicklung der insbesondere an den Hangkanten vorkommenden 
Hainsimsen-Buchenwälder als naturnahe und strukturreiche Bestände auf mehr oder 
weniger basenarmen, trockenen bis mäßig feuchten Standorten. Die Bestände stocken auf 
Standorten mit einem natürlichem Relief und einer intakten Bodenstruktur und umfassen je 
nach Bestandsgröße verschiedene natürliche oder naturnahe Alters- und 
Entwicklungsphasen in mosaikartiger Verzahnung und mit ausreichenden Flächenanteilen. 
Die Baumschicht wird von der Rotbuche dominiert, beigemischt finden sich aber auch 
weitere standortheimische Baumarten wie die Stieleiche, die Sandbirke oder die 
Eberesche. Die Krautschicht besteht aus den standorttypischen charakteristischen Arten. 
Die Naturverjüngung der Buche und ggf. standortgerechter Mischbaumarten ist ohne 
Gatter möglich. Der Anteil von Höhlenbäumen und sonstigen lebenden Habitatbäumen 
sowie von Altholz und starkem, liegendem und stehendem Totholz ist kontinuierlich hoch. 
Die charakteristischen Tier- und Pflanzenarten der bodensauren Buchenwälder kommen in 
stabilen Populationen vor. 
 
ff) 9160 Feuchte Eichen- und Hainbuchen-Mischwälder 
Erhaltung und Entwicklung des im Gebiet vereinzelt vorkommenden Lebensraumtyps als 
naturnahe, strukturreiche und unzerschnittene Eichen-Hainbuchenwälder auf mehr oder 
weniger feuchten, mehr oder weniger basenreichen Standorten mit intaktem 
Wasserhaushalt sowie natürlichem Relief und intakter Bodenstruktur. In den Beständen 
sind je nach Bestandsgröße verschiedene natürliche oder naturnahe Alters- und 
Entwicklungsphasen in mosaikartiger Verzahnung und mit ausreichenden Flächenanteilen 
zu finden. Die zwei- bis mehrschichtige Baumschicht besteht je nach Ausprägung aus 
standortgerechten, autochthonen Arten mit verschieden hohen Anteilen von Stieleiche und 
Hainbuche sowie mit standortgerechten Mischbaumarten wie z. B. Esche oder Feldahorn. 
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Die Strauch- und Krautschicht sind standorttypisch ausgeprägt. Der Anteil von 
Höhlenbäumen und sonstigen lebenden Habitatbäumen sowie von Altholz und starkem, 
liegendem und stehendem Totholz ist kontinuierlich hoch. Die charakteristischen Tier- und 
Pflanzenarten feuchter Eichen-Hainbuchenwälder kommen in stabilen Populationen vor. 
 
gg) 9190 Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandböden mit Stieleiche 
Erhaltung und Entwicklung der einzelnen Vorkommen als naturnahe, strukturreiche und 
unzerschnittene Bestände auf mehr oder weniger basenarmen, überwiegend mäßig 
feuchten Standorten mit natürlichem Relief und intakter Bodenstruktur. Die Bestände 
umfassen alle natürlichen oder naturnahen Alters- und Entwicklungsphasen in 
mosaikartiger Verzahnung und mit ausreichenden Flächenanteilen. Die Baumschicht wird 
in diesem Gebiet von der Stieleiche dominiert. Beigemischt sind je nach Standort und 
Entwicklungsphase Sand- und Moorbirke, Eberesche, Zitterpappel, Waldkiefer und/oder 
mit geringen Anteilen Buche. In den wenigen im Gebiet vorhandenen Übergangsbereichen 
zu den Eichen-Hainbuchenwäldern kann auch die Hainbuche beteiligt sein. In lichten 
Partien ist eine Strauchschicht aus Verjüngung der genannten Baumarten vorhanden. Die 
Krautschicht besteht aus den standorttypischen charakteristischen Arten nährstoffarmer 
Standorte. Der Anteil von Höhlenbäumen und sonstigen lebenden Habitatbäumen sowie 
von Altholz und starkem, liegendem und stehendem Totholz ist kontinuierlich hoch. Die 
charakteristischen Tier- und Pflanzenarten der bodensauren Eichen-Mischwälder kommen 
in stabilen Populationen vor. 
 
c) der Tierarten (Anhang II bzw. Anhang IV der FFH-Richtlinie) 
 
aa) Grüne Keiljungfer (Ophiogomphus cecilia) 
Erhaltung und Entwicklung einer vitalen und langfristig überlebensfähigen Population der 
Grünen Keiljungfer in der Gerdauniederung als Teil des Ilmenau-Fließgewässersystems. 
Die Niederung ist geprägt von naturnahen Strukturen, einer mäßigen 
Fließgeschwindigkeit, guter bis sehr guter Wasserqualität sowie einem feinsandigen bis 
kiesigen Gewässergrund. Flachwasserbereiche sowie vegetationsfreie Sand- und 
Kiesbänke sind ebenfalls unverzichtbare Habitatelemente. Die Ufer der Gerdau sind 
teilweise durch Bäume beschattet, der Wasserkörper überwiegend besonnt. 
 
bb) Flussperlmuschel (Margaritifera margaritifera) 
Erhaltung und Entwicklung einer vitalen und langfristig überlebensfähigen Population der 
Flussperlmuschel in der Gerdau als einem naturnahen, sommerkühlen Fließgewässer mit 
stabiler steinig-kiesiger, gut durchströmter und ungestörter Gewässersohle als 
unverzichtbarem Lebensraum der Jungmuscheln. Sedimentfrachten treten nur in einem 
sehr geringen Umfang auf und die für die Reproduktion der Flussperlmuschel notwendigen 
Wirtsfischarten sind in stabilen Beständen vorhanden. 
 
cc) Flussneunauge (Lampetra fluviatilis) 
Erhaltung und Entwicklung einer vitalen, langfristig überlebensfähigen Population in bis zu 
den Laichgewässern durchgängigen, unverbauten und unbelasteten Fließgewässern mit 
Flachwasserzonen, Neben- und Altarmen sowie einer naturraumtypischen 
Fischbiozönose. Vielfältige Sedimentstrukturen prägen das naturnahe, sauerstoffreiche 
und sommerkühle Fließgewässer. Flache Fließgewässerareale mit strukturreichem, kiesig-
steinigem Grund mit mittelstarker Strömung und besonnter Lage bieten den 
Flussneunaugen ideale Bedingungen zum Ablaichen; stabile, feinsandige Sedimentbänke 
stellen unverzichtbare Larvalhabitate dar.  

 
dd) Bachneunauge (Lampetra planeri) 
Erhaltung und Entwicklung einer vitalen, langfristig überlebensfähigen Population im 
naturnahen, mit Gehölzen bestandenen Fließgewässersystem der Gerdau. Die Gerdau ist 
geprägt von einer lebhaften Strömung, einer guten Wasserqualität, unverbauten Ufern und 
vielfältigen hartsubstratreichen Sohlen- und Sedimentstrukturen. Eine enge Verzahnung 
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von gewässertypischen Laicharealen (kiesige Bereiche) und Larvalhabitaten 
(Feinsedimentbänke) ist vorhanden. Ein Austausch zwischen Haupt- und 
Nebengewässern ist durch die durchgängige Vernetzung von Teillebensräumen 
unverzichtbar.  
 
ee) Groppe (Cottus gobio) 
Erhaltung und Entwicklung einer stabilen, langfristig sich selbst tragenden Population der 
Groppe durch die Sicherung und Entwicklung der Gerdau als Teil des Ilmenausystems als 
naturnahes, Gehölz bestandenes und lebhaft strömendes, sauberes und durchgängiges 
Fließgewässer mit einer reich strukturierten, festen Sohle und einem hohen Anteil an 
Hartsubstraten (Kiese, Steine, Totholz). Starke Sandfrachten und Feinsedimenteinträge 
werden unterbunden, der Unterhaltungsbedarf ist auf ein Minimum reduziert. 
 
ff) Fischotter (Lutra lutra) 
Erhaltung und Entwicklung einer stabilen, langfristig sich selbst tragenden Population des 
Fischotters in der gesamten Ilmenauniederung mit Nebenbächen. Voraussetzung hierfür 
ist die Wiederherstellung und Erhaltung günstiger Lebensraumbedingungen für den 
Fischotter innerhalb des Verbreitungsgebietes der Art. Das Fließgewässersystem der 
Ilmenau ist geprägt von durchgängigen naturnahen Gewässern mit einer natürlichen 
Dynamik, hoher Gewässergüte und strukturreichen Gewässerrändern. Die Niederungen 
sind überwiegend nicht oder nur extensiv genutzt und bieten vielfältige Deckungsräume für 
den Fischotter. Die Wandermöglichkeiten des Fischotters werden nicht durch zusätzliche 
Landschaftszerschneidungen eingeschränkt. Bei Querungen der Fließgewässer von 
Straßen, Wegen oder andere Bauwerken ist durch Bermen, weiten Lichtraumprofilen oder 
Umflutern ein gefahrloses Wandern des Fischotters und somit ein Lebensraumverbund 
gewährleistet. 

 
 
§ 3 Verbote 
 
(1) Im Landschaftsschutzgebiet sind nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Verordnung 
alle Handlungen verboten, die den Charakter des Gebiets verändern oder dem besonderen 
Schutzzweck zuwiderlaufen (§ 26 Abs. 2 BNatSchG). Sonstige öffentlich-rechtliche 
Vorschriften, insbesondere jene zum Schutz von Biotopen und Arten (§ 30 BNatSchG 
i. V. m. § 24 NAGBNatSchG sowie § 44 BNatSchG), werden durch diese Verordnung nicht 
berührt.  
 
(2) Unbeschadet sonstiger Ge- und Verbote sind im gesamten Landschaftsschutzgebiet 
insbesondere folgende Handlungen untersagt soweit nicht im Einzelfall eine Erlaubnis 
gemäß § 4 erteilt wird oder die Handlung gemäß § 5 freigestellt ist: 
 
1. das Boden- oder Landschaftsrelief durch Abgrabungen, Aufschüttungen oder auf 

andere Weise zu verändern, insbesondere durch das Verfüllen von Bodensenken,   
-mulden oder -rinnen sowie durch Einebnungen oder Planierungen,  

2.  den Grundwasserspiegel oder den Oberflächenwasserspiegel zu verändern, 
insbesondere durch das Anlegen oder den Ausbau von Gewässern, Gräben, 
Grüppen oder Drainagen, 

3. Verrohrungen von Gewässern oder Gewässerabschnitten vorzunehmen, 
4. in Gewässern neue Ufer- oder Sohlbefestigungen oder Querbauwerke jeglicher Art 

herzustellen, 
5. Gewässer, einschließlich Teiche oder sonstige Kleingewässer, zu beseitigen, ihre 

Wasser- und Ufervegetation zu beschädigen oder sie auf andere Weise zu 
beeinträchtigen oder Vieh direkt an Gewässern zu tränken, 

6.  naturnahe, ungenutzte Uferbereiche der stehenden oder fließenden Gewässer zu 
befahren, zu beweiden, Vieh hindurch laufen zu lassen, zu beackern oder auf andere 
Weise die natürliche und naturnahe Vegetation und Fauna zu beeinträchtigen, 
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7.  bauliche Anlagen zu errichten,  
8.  Bauschutt oder Abfälle jeglicher Art einzubringen oder abzulagern, 
9.  wild lebende Tiere oder die Ruhe der Natur ohne vernünftigen Grund durch Lärm 

oder auf andere Weise zu stören, 
10. abseits öffentlicher Straßen mit Kraftfahrzeugen zu fahren oder Kraftfahrzeuge dort 

abzustellen,    
11. Fließgewässer mit Wasserfahrzeugen zu befahren oder an deren Ufern mit 

Wasserfahrzeugen anzulanden, 
12.  die Sohle der Gerdau zwischen der Brücke der Kreisstraße 12 bei Verhorns Mühle 

und der 200 m stromabwärts gelegenen Einmündung des alten Mühlengrabens zu 
betreten,  

13. gentechnisch veränderte Organismen einzubringen, 
14. nichtheimische, gebietsfremde oder invasive Arten einzubringen oder anzusiedeln, 

soweit sie nicht der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung der vorhandenen Acker- 
oder Grünlandflächen dienen, 

15. nicht naturraumtypische Gehölze bei der Anpflanzung von Hecken, Gebüschen, 
Feldgehölzen, Baumgruppen oder Einzelbäumen zu verwenden, 

16. Weihnachtsbaumkulturen oder andere Sonderkulturen neu anzulegen, 
17. auf nicht landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Flächen 

Gülle, Jauche, Festmist, Geflügelkot, Gärreste, Klärschlamm, mineralischen Dünger 
oder Pflanzenschutzmittel jeglicher Art aufzubringen, 

18.  Bade-, Camping-, Zelt- oder Lagerplätze sowie ähnliche Erholungseinrichtungen neu 
anzulegen, 

19. außerhalb der in der maßgeblichen Karte entsprechend ausgewiesenen Bereiche  
a) zu lagern, zu zelten, Wohnwagen sowie andere für die Unterkunft geeignete 
Fahrzeuge oder Einrichtungen aufzustellen,  
b) Hunde frei oder an einer Leine, die länger als 2,50 m ist, laufen zu lassen; dies gilt 
nicht für Diensthunde, jagdlich geführte Hunde sowie für Hunde, die zum Hüten oder 
zum Schutz von Nutztierherden eingesetzt werden, 
c) offenes Feuer zu entzünden. 

(3) Auf Dauergrünlandflächen sind neben den Verboten gemäß Absatz 2 unbeschadet 
sonstiger Ge- und Verbote folgende Handlungen untersagt: 
 
1. die Umwandlung in eine andere Nutzungsart,  
2.  die Grünlanderneuerung, 
3. die Durchführung von Nachsaaten, außer im Breitsaat-, Scheiben- oder 

Schlitzdrillverfahren oder per Handaussaat, 
4.  die Düngung nach dem 15. Oktober eines jeden Jahres sowie ganzjährig das 

Aufbringen von Kot aus der Geflügelhaltung oder von Klärschlamm, 
5. die erhebliche Schädigung der Grasnarbe durch Beweidung, 
6. die Anlage von Mieten. 
 
(4) Auf den in der maßgeblichen Karte als Dauergrünlandflächen mit dem Lebensraumtyp 
„Magere Flachland-Mähwiesen“ (Code 6510 im Anhang I der FFH-Richtlinie) dargestellten 
Flächen sind neben den Verboten gemäß der Absätze 2 und 3 unbeschadet sonstiger Ge- 
und Verbote folgende Handlungen untersagt: 
 
1. die maschinelle Bodenbearbeitung in der Zeit vom 1. März bis zum 31. Mai eines 

jeden Jahres, 
2. die Durchführung von Nachsaaten, 
3. das Aufbringen von organischem Dünger mit Ausnahme von Festmist,  
4. eine Düngung vor dem ersten Schnitt sowie eine Düngung mit einem 

Gesamtstickstoffgehalt  von mehr als 60 kg je Hektar und Kalenderjahr, 
5. die Mahd häufiger als zwei Mal je Kalenderjahr sowie vor dem 1. Juni eines jeden 

Jahres, 
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6. die Beweidung, ausgenommen eine Nachbeweidung mit höchstens zwei 
Großvieheinheiten je Hektar,  

7.  die Zufütterung bei der Beweidung. 
 
 
§ 4 Erlaubnisvorbehalte  
 
(1) Folgende Handlungen und Maßnahmen innerhalb des Landschaftsschutzgebietes dürfen 
mit Erlaubnis der zuständigen Naturschutzbehörde durchgeführt werden: 
 
1.   das Fahren mit Kraftfahrzeugen abseits der öffentlichen Straßen für Zwecke der 

wissenschaftlichen Forschung oder Lehre, 
2. die Neuanlage sowie der Ausbau von Wegen, Straßen oder sonstigen 

Verkehrsflächen einschließlich Brücken,  
3.  die Neuanlage oder der Ausbau von Leitungen, Dükern oder Abwasseranlagen, 
4.  die Beseitigung von invasiven gebietsfremden Arten außerhalb des Waldes,  
5.  die erhebliche Beeinträchtigung oder Beseitigung von Hecken, Gebüschen, Alleen, 

Baumgruppen, Baumreihen, Einzelbäumen, Straßen-, Weg-, Wald-, Gehölz-, Feld- 
und Gewässersäumen oder Obstwiesen, soweit ein gleichwertiger Ersatz der 
Strukturen im Landschaftsschutzgebiet gewährleistet ist, 

6. die Durchführung organisierter Veranstaltungen außerhalb der in der maßgeblichen 
Karte entsprechend ausgewiesenen Bereiche, 

7.  das Verfüllen von Bodensenken auf Ackerflächen, 
8.  Maßnahmen zur Beseitigung von Wildschweinschäden auf den in der maßgeblichen 

Karte als Dauergrünlandflächen mit dem Lebensraumtyp „Magere Fachland-
Mähwiesen“ (Code 6510 im Anhang I der FFH-Richtlinie) dargestellten Flächen. 

 
(2) Die Erlaubnis darf mit Nebenbestimmungen versehen werden, soweit dies zur Wahrung 
und Erreichung des Schutzzwecks erforderlich ist. 
  
 
§ 5 Freistellungen  
 
(1)  Freigestellt sind  
 
1.   die Landwirtschaft entsprechend der guten fachlichen Praxis gemäß § 5 BNatSchG 

unter Berücksichtigung der Verbote des § 3 sowie der Erlaubnisvorbehalte des § 4 
dieser Verordnung, 

2.  die ordnungsgemäße Forstwirtschaft gemäß § 11 NWaldLG unter Berücksichtigung 
der Verbote des § 3, der Erlaubnisvorbehalte des § 4 sowie der besonderen 
Beschränkungen des § 6 dieser Verordnung. 

 
(2) Folgende Handlungen und Maßnahmen sind unbeschadet sonstiger Ge- und Verbote von 
den Verboten gemäß § 3 freigestellt und bedürfen auch keiner Erlaubnis gemäß § 4: 
 
1. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung sowie Untersuchungen und 

Kontrollen des Landschaftsschutzgebietes im Auftrag oder auf Anordnung der 
zuständigen Naturschutzbehörde oder mit deren Zustimmung, 

2.  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung sowie Maßnahmen zur 
Untersuchung oder Kontrolle des Gebietes durch andere Behörden im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit oder in deren Auftrag; der Anzeigevorbehalt des Absatz 3 ist zu 
beachten,    

3. das Befahren des Landschaftsschutzgebietes mit Kraftfahrzeugen abseits öffentlicher 
Straßen durch Behördenbedienstete oder deren Beauftragte zur Erfüllung ihrer 
dienstlichen Pflichten sowie durch die Grundstückseigentümer und 
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Nutzungsberechtigten oder deren Beauftragte zur Nutzung und Bewirtschaftung der 
im Landschaftsschutzgebiet belegenen Grundstücke, 

4. die Unterhaltung und Instandsetzung bestehender Wege, Straßen, Brücken oder 
sonstiger Verkehrsflächen einschließlich der Verwendung von Tonziegelbruch, 

5. Maßnahmen zur Ausübung der Verkehrssicherungspflicht; der Anzeigevorbehalt des 
Absatz 3 ist zu beachten, 

6. das Aufstellen von Bienenständen oder Bienenkästen zwecks Ausübung der Imkerei, 
sofern sich diese in das Landschaftsbild einfügen und keiner Baugenehmigung 
bedürfen, 

7. die Neuerrichtung, Unterhaltung und Instandsetzung von Viehtränken mittels 
Ansaugleitung aus Oberflächengewässern oder Bohrbrunnen, 

8. die Neuerrichtung und Instandsetzung von Einfriedungen, Weidezäunen und 
Weideunterständen in ortsüblicher Weise, 

9. das Befahren der Gerdau mit Wasserfahrzeugen ohne Motorantrieb, sofern diese 
nicht länger als 6 m und breiter als 1,2 m sind, ab der Kreuzung mit der Landesstraße 
233 in der Ortschaft Groß Süstedt flussabwärts zwischen Sonnenaufgang und 
Sonnenuntergang, 

10. das Anlanden mit Wasserfahrzeugen innerhalb der in der maßgeblichen Karte 
entsprechend ausgewiesenen Bereiche, 

11. die Gewässerunterhaltung unter Beachtung der einschlägigen wasserrechtlichen 
Vorschriften mit Ausnahme des Einsatzes von Grabenfräsen, wobei an Gewässern 
zweiter Ordnung die Räumung der Ufer und Sohlen nur abschnittsweise oder 
einseitig zulässig ist; der Anzeigevorbehalt des Absatz 3 ist zu beachten,  

12. die Nutzung, Unterhaltung oder Instandsetzung bestehender Drainagen; der 
Anzeigevorbehalt des Absatz 3 ist zu beachten,  

13. die Nutzung, Unterhaltung oder Instandsetzung sonstiger rechtmäßig bestehender 
Anlagen und Einrichtungen, 

14. der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auf Dauergrünlandflächen; der 
Anzeigevorbehalt des Absatz 3 ist zu beachten,  

15.  Maßnahmen zur Beseitigung von Wildschweinschäden auf Dauergrünlandflächen, 
soweit diese nur in den betroffenen Bereichen durchgeführt werden und sich auf eine 
nicht wendende Bodenbearbeitung beschränken, 

16.  die fischereiliche Nutzung unter Beachtung des Verbots des § 3 Abs. 2 Nr. 12 dieser 
Verordnung; bei der Reusenfischerei sind Reusen mit Ausstiegshilfe oder Schutzgitter 
für den Fischotter zu verwenden, 

17. die Ausübung der Jagd sowie die Anlage, Unterhaltung und Instandsetzung von 
Einrichtungen für die Jagd in ortsüblicher Weise. 

 
(3) Folgende Handlungen sind der zuständigen Naturschutzbehörde 
 
1.  vier Wochen vor deren Beginn anzuzeigen: 

a) Ufer- oder Sohlbefestigungen und Böschungsinstandsetzungsarbeiten im Rahmen 
der Gewässerunterhaltung  
b) Maßnahmen zur Untersuchung oder Kontrolle des Gebietes durch andere 
Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit oder in deren Auftrag  
c) die Neuanlage von Wildäckern 

 
2.  zwei Wochen vor deren Beginn anzuzeigen: 

a) Instandsetzungsarbeiten an bestehenden Drainagen  
b) der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auf Dauergrünlandflächen soweit dieser 
über eine einzelpflanzen- oder horstweise Behandlung hinausgeht 
c) Maßnahmen zur Ausübung der Verkehrssicherungspflicht; über unverzüglich 
erforderliche Maßnahmen zur Abwendung einer Gefahrenlage ist die 
Naturschutzbehörde unmittelbar im Anschluss zu informieren. 
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§ 6 Besondere Beschränkungen der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft 
 
(1) Die forstliche Nutzung des Waldes wird nach Maßgabe der folgenden Absätze 
unbeschadet sonstiger Ge- und Verbote beschränkt. 
 
(2) Die erhebliche Beeinträchtigung der vorhandenen Waldbestände im Hinblick auf deren 
Funktion und Bedeutung für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild, die Veränderung 
des Wasserhaushaltes, die Erstaufforstung mit nicht naturraumtypischen Gehölzen, 
Kahlschläge von mehr als 0,5 ha, der Umbau naturnaher Stiel-Eichen-, Buchen, Eichen-
Hainbuchen-, Erlen- und Eschenwälder oder Bruchwälder in andere Waldtypen als die 
genannten sowie die Umwandlung von Laub- in Nadelwald sind verboten.  
 
(3) Auf allen in der maßgeblichen Karte mit einer Schraffur dargestellten Waldflächen mit den 
Lebensraumtypen gemäß des Anhangs I der FFH-Richtlinie „Hainsimsen-Buchenwälder“ 
(Code 9110), „Feuchte Eichen- und Hainbuchen-Mischwälder“ (Code 9160), „Alte 
bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Stieleiche“ (Code 9190) und „Auenwälder mit 
Erle, Esche, Weide“ (Code 91E0) sind folgende Handlungen und Maßnahmen verboten: 
 
1. die Förderung oder Einbringung nicht naturraumtypischer Baumarten, insbesondere 

von  Douglasien, Roteichen, Robinien oder spätblühenden Traubenkirschen,  
2. die Holzentnahme, welche über Einzelstammentnahmen, Femelnutzung oder 

Lochhieb hinausgeht, insbesondere durch Kahlschlag, 
3. das Fahren mit Kraftfahrzeugen abseits von Wegen und Feinerschließungslinien mit 

Ausnahme von Maßnahmen zur Vorbereitung der Verjüngung, 
4. die Holzentnahme in Altholzbeständen in der Zeit vom 1. März bis 31. August eines 

jeden Jahres ohne Erlaubnis der zuständigen Naturschutzbehörde, 
5. die Bodenbearbeitung, wenn diese nicht mindestens vier Wochen vorher der 

zuständigen Naturschutzbehörde angezeigt worden ist; ausgenommen ist eine zur 
Einleitung einer natürlichen Verjüngung erforderliche plätzeweise Bodenverwundung, 

6. die Düngung, 
7. die Bodenschutzkalkung, wenn diese nicht mindestens vier Wochen vorher der 

zuständigen Naturschutzbehörde angezeigt worden ist, 
8. der flächige Einsatz von Herbiziden und Fungiziden; der Einsatz sonstiger 

Pflanzenschutzmittel unterbleibt, wenn dieser nicht zwei Wochen vorher der 
zuständigen Naturschutzbehörde angezeigt worden ist und eine erhebliche 
Beeinträchtigung im Sinne des § 33 Absatz 1 Satz 1 und des § 34 Absatz 1 
BNatSchG nachvollziehbar belegt ausgeschlossen ist. 

 
Auf befahrungsempfindlichen Standorten und in Altholzbeständen ist ein Abstand von 
mindestens 40 Metern zwischen den Gassenmitten der zu befahrenden  
Feinerschließungslinien einzuhalten. Die Unterhaltung von Wegen einschließlich des 
Einbaus von höchstens 100 kg milieuangepasstem Material pro Quadratmeter ist zulässig; 
eine Instandsetzung ist der zuständigen Naturschutzbehörde mindestens vier Wochen vor 
Beginn der Maßnahme anzuzeigen.  
 
(4) Auf den in der maßgeblichen Karte mit einer senkrechten Schraffur dargestellten 
Waldflächen mit den Lebensraumtypen gemäß des Anhangs I der FFH-Richtlinie „Feuchte 
Eichen- und Hainbuchen-Mischwälder“ (Code 9160), „Alte bodensaure Eichenwälder auf 
Sandebenen mit Stieleiche“ (Code 9190) und „Auenwälder mit Erle, Esche, Weide“ (Code 
91E0) im Erhaltungszustand „B“ oder „C“ ist beziehungsweise sind beim Holzeinschlag und 
bei der Pflege 
 
1. ein Altholzanteil von mindestens 20% der Lebensraumtypfläche der jeweiligen 

Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers zu erhalten oder zu entwickeln, 
2. je Hektar der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen 

Eigentümers mindestens drei lebende Altholzbäume dauerhaft zu markieren  und bis 
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zum natürlichen Zerfall zu belassen; bei Fehlen von Altholzbäumen sind auf 5% der 
Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers 
ab der dritten Durchforstung Teilflächen zur Entwicklung von Habitatbäumen 
dauerhaft zu markieren; artenschutzrechtliche Regelungen zum Schutz von Horst- 
und Höhlenbäumen bleiben unberührt, 

3. je Hektar der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen 
Eigentümers mindestens zwei Stück stehendes oder liegendes starkes Totholz zu 
belassen und  

4. auf mindestens 80 % der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des 
jeweiligen Eigentümers lebensraumtypische Baumarten zu erhalten oder zu 
entwickeln  

 
sowie bei der künstlichen Verjüngung durch Anpflanzung oder Ansaat ausschließlich 
lebensraumtypische Baumarten zu verwenden, davon auf mindestens 80% der 
Verjüngungsfläche lebensraumtypische Hauptbaumarten. 
 
(5) Auf den in der maßgeblichen Karte mit einer waagerechten Schraffur dargestellten 
Waldflächen mit den Lebensraumtypen „Hainsimsen-Buchenwälder“ (Code 9110 im Anhang 
I der Richtlinie 92/43/EWG) im Erhaltungszustand „B“ oder „C“ gilt Absatz 4 entsprechend 
mit der abweichenden Maßgabe, dass bei der künstlichen Verjüngung durch Anpflanzung 
oder Ansaat auf mindestens 90% der Verjüngungsfläche lebensraumtypische Baumarten zu 
verwenden sind. 
 
(6) Auf den in der maßgeblichen Karte mit einer Kreuzschraffur dargestellten Waldflächen 
mit den Lebensraumtypen gemäß des Anhangs I der FFH-Richtlinie „Hainsimsen-
Buchenwälder“ (Code 9110), „Feuchte Eichen- und Hainbuchen-Mischwälder“ (Code 9160), 
„Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Stieleiche“ (Code 9190) und 
„Auenwälder mit Erle, Esche, Weide“ (Code 91E0) dargestellten Flächen im 
Erhaltungszustand „A“ ist beziehungsweise sind beim Holzeinschlag und bei der Pflege 
1. ein Altholzanteil von mindestens 35% der Lebensraumtypfläche der jeweiligen 

Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers zu erhalten oder zu entwickeln, 
2. je Hektar der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen 

Eigentümers mindestens sechs lebende Altholzbäume dauerhaft zu markieren und 
bis zum natürlichen Zerfall zu belassen; artenschutzrechtliche Regelungen zum 
Schutz von Horst- und Höhlenbäumen bleiben unberührt, 

3. je Hektar der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen 
Eigentümers mindestens drei Stück stehendes oder liegendes starkes Totholz zu 
belassen und 

4. auf mindestens 90 % der Lebensraumtypfläche der jeweiligen Eigentümerin oder des 
jeweiligen Eigentümers lebensraumtypische Baumarten zu erhalten 

 
sowie bei der künstlichen Verjüngung durch Anpflanzung oder Ansaat ausschließlich 
lebensraumtypische Baumarten zu verwenden, dabei auf mindestens 90% der 
Verjüngungsfläche lebensraumtypische Hauptbaumarten. 
 
(7) Die in Absatz 4 Nrn. 2 und 3 sowie Absatz 6 Nrn. 2 und 3 normierten Gebote zur 
Markierung und Belassung von lebenden Altholzbäumen und Totholz je Hektar der 
jeweiligen Eigentümerin oder des jeweiligen Eigentümers sind bei angefangenen Hektar 
anteilig zu befolgen. 
 
(8) Von den Ge- und Verboten des Absatzes 3 Satz 1 Nr. 5, 7 und 8 sowie Satz 3 sind 
Handlungen, Maßnahmen und Abweichungen freigestellt, die in einem von der zuständigen 
Naturschutzbehörde oder mit deren Zustimmung erstellten Bewirtschaftungsplan im Sinne 
des § 32 Absatz 5 BNatSchG festgelegt sind.  
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(9) Lebensraumtypische Baumarten im Sinne der Absätze 4, 5 und 6 sind beim 
Lebensraumtyp 
 
1. „Hainsimsen-Buchenwälder“ (Code 9110) die Rotbuche (Fagus sylvatica) als 

Hauptbaumart und die Stieleiche (Quercus robur), die Traubeneiche (Quercus 
petraea) sowie die Hainbuche (Carpinus betulus) als Nebenbaumarten,  

2. „Feuchte Eichen- und Hainbuchen-Mischwälder“ (Code 9160) die Stieleiche (Quercus 
robur), die Hainbuche (Carpinus betulus) sowie die Esche (Fraxinus excelsior) als 
Hauptbaumarten und der Feldahorn (Acer campestre), die Rotbuche (Fagus 
sylvatica), die Vogelkirsche (Prunus avium), die Flatterulme (Ulmus laevis) sowie die 
Schwarzerle (Alnus glutinosa) als Nebenbaumarten, 

3. „Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Stieleiche“ (Code 9190) die 
Stieleiche (Quercus robur) sowie die Traubeneiche (Quercus petraea) als 
Hauptbaumarten und die Moorbirke (Betula pubescens), die Rotbuche (Fagus 
sylvatica), die Eberesche (Sorbus aucuparia), die Zitterpappel (Populus tremula) 
sowie die Hainbuche (Carpinus betulus) als Nebenbaumarten, 

4. „Auenwälder mit Erle, Esche, Weide“ (Code 91E0) die Schwarzerle (Alnus glutinosa), 
die Gewöhnliche Esche (Fraxinus excelsior) sowie die Gewöhnliche Traubenkirsche 
(Prunus padus) als Hauptbaumarten und die Flatterulme (Ulmus laevis) sowie die 
Stieleiche (Quercus robur) als Nebenbaumarten. 

  
 
§ 7 Befreiungen 
 
Gemäß § 41 NAGBNatSchG kann die zuständige Naturschutzbehörde auf Antrag nach 
Maßgabe von § 67 Absatz 1 BNatSchG von den Geboten und Verboten dieser Verordnung 
Befreiung gewähren, wenn dies aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, 
einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist oder die Durchführung 
der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen würde und die 
Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist. Die 
Befreiung kann gemäß § 67 Absatz 3 Satz 1 BNatSchG mit Nebenbestimmungen versehen 
werden. 
 
 
§ 8 Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen im Einzelfall 
 
Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen zur Erreichung des 
Schutzzwecks kann die zuständige Naturschutzbehörde auch im Einzelfall anordnen. 
Eigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte von Grundstücken haben die Maßnahmen zu 
dulden, soweit dadurch die Nutzung des Grundstücks nicht unzumutbar beeinträchtigt wird. 
Vor der Durchführung der Maßnahmen sind die Berechtigten in geeigneter Weise zu 
benachrichtigen. 
 
 
§ 9 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 43 Absatz 3 Nr. 4 NAGBNatSchG handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig den Verboten des § 3 Absätze 2 bis 4 oder des § 6 Absätze 2 und 
3 zuwiderhandelt, ohne dass eine Freistellung gemäß § 5 oder § 6 Absatz 8 vorliegt oder 
eine Befreiung gemäß § 7 gewährt wurde.   
 
(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 43 Absatz 3 Nr. 4 NAGBNatSchG handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig Handlungen und Maßnahmen gemäß § 4 Absatz 1 ohne die dafür 
erforderliche Erlaubnis durchführt.  
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§ 10 Aufhebung anderer Verordnungen im Geltungsbereich dieser Verordnung 
 
Die Verordnung zum Schutze von Landschaftsteilen des unteren Gerdautales in den 
Gemarkungen Bohlsen, Hansen, Klein Süstedt, Holdenstedt, Veerssen, Landkreis Uelzen 
vom 24.7.1973 (Abl. Lbg. Nr. 19 vom 3.9.1973) (LSG UE 09) sowie die Verordnung zum 
Schutze von Landschaftsteilen des „Oberen Gerdautales“ in den Gemarkungen Dreilingen, 
Wichtenbeck, Eimke, Ellerndorf, Linden, Groß Süstedt, Gerdau, Bahnsen, Bohlsen, 
Holthusen II und Bargfeld, Landkreis Uelzen, Landschaftsschutzgebiet UE Nr. 20 vom 
21.4.1975 (Abl. Lbg. Nr. 10 vom 15.5.1975) werden im räumlichen Geltungsbereich dieser 
Verordnung aufgehoben.  
 
 
§ 11 Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt am Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie verkündet wird.  
 
Uelzen, den XX.XX.XXXX 
 
Landkreis Uelzen 
- als untere Naturschutzbehörde – 
 
Der Landrat 
gez. 
(Dr. Blume) 
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Begründung zum Entwurf der Landschaftsschutzgebietsverordnung  
„Mittleres Gerdautal“ vom 09.01.2017 
 
 

Inhaltsverzeichnis: 
 
1. Allgemeiner Teil - Anlass zur Schutzgebietsausweisung 
1.1 Beschreibung und Darstellung des Gebietes (§ 1) 
2.  Schutzgegenstand und Schutzzweck (§ 2) 
3. Verbote (§ 3) 
3.1 Verbotene Handlungen auf Dauergrünland 
3.2 Verbotene Handlungen auf LRT Magere Flachland-Mähwiesen 
4. Erlaubnisvorbehalte (§ 4) 
5. Freistellungen (§ 5) 
6.  Besondere Beschränkungen der Forstwirtschaft (§ 6) 
7.  Befreiungen (§ 7) 
8. Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen (§ 8) 
 
 
1. Allgemeiner Teil – Anlass der Schutzgebietsausweisung 
Die Richtlinie 92/43/EWG des Rates der Europäischen Union zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, 

kurz FFH-Richtlinie) vom 21.05.1992 (ABI. EG Nr. L 206 S. 7) fordert von den 

Mitgliedsstaaten die Meldung einer Kulisse von Gebieten mit gemeinschaftlicher Bedeutung. 
Die Auswahl erfolgte ausschließlich nach fachlichen Kriterien anhand der Bedeutung der 
Gebiete für die Lebensraumtypen des Anhangs I und die Arten des Anhangs II der FFH-
Richtlinie. Die Meldung der Flussaue der Ilmenau und ihrer Nebenbäche und Zuflüsse, zu 
denen die Gerdau gehört, wurde zwischen 2001 und 2004 vorgenommen und im Dezember 
2004 in der zuletzt gemeldeten Abgrenzung von der EU-Kommission akzeptiert. Damit ist 
das Gebiet als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung in die Liste der EU-Kommission 
aufgenommen. Gemäß Artikel 4 Abs. 4 der FFH-Richtlinie sind diese Gebiete durch die 
Mitgliedsstaaten so schnell wie möglich, spätestens aber binnen sechs Jahren als besondere 
Schutzgebiete auszuweisen. Für das FFH-Gebiet DE 2628-331 „Ilmenau mit Nebenbächen“ 
ist diese Frist bereits Ende 2010 abgelaufen. Aufgrund der unzureichenden 
Unterschutzstellung der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung wurde von Seiten der 
EU-Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland 
eingeleitet, das in hohen Strafzahlungen münden kann (Einbehaltung von EU-Zuwendungen, 
u.a. der Agrarsubventionen). Da die Zuständigkeit für die Unterschutzstellung der Gebiete 
bei den Bundesländern liegt, müssen ggf. verhängte Strafzahlungen auch von den 
Bundesländern getragen werden, die ihren Verpflichtungen nicht nachgekommen sind.  
 
Die Ausweisung der besonderen Schutzgebiete erfolgt gemäß § 32 Abs. 2 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) als geschützter Teil von Natur und Landschaft gemäß 
§ 20 Abs. 2 BNatSchG. Die Frage der Schutzwürdigkeit wird damit bereits durch die 
Gebietsmeldung bejaht und damit vorweggenommen (§ 32 Abs. 1 i.V.m. § 32 Abs. 2 
BNatSchG). Für flächenhafte FFH-Gebiete kommt in der Regel eine Ausweisung als 
Naturschutzgebiet oder als Landschaftsschutzgebiet in Betracht.  
 
Für den Teilabschnitt „Mittleres Gerdautal“ des FFH-Gebiets „Ilmenau mit Nebenbächen“ 
wären grundsätzlich beide Schutzkategorien möglich gewesen. Ausgehend von der hohen 
Schutzbedürftigkeit der FFH-Lebensraumtypen und Arten wurde eine Ausweisung als 
Naturschutzgebiet im Vorfeld in Erwägung gezogen. Aufgrund der ausgeprägten Bedeutung 
für die Erholung, ausgehend von den vier Ortslagen im Gebiet, und der bereichsweise 
intensiven landwirtschaftlichen Nutzung wurde die Kategorie Landschaftsschutzgebiet 
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gewählt. Die hohe Schutzbedürftigkeit spiegelt sich in den vergleichsweise strengen 
Schutzbestimmungen der §§ 3, 4 und 5 wider. 
 
1.1 Beschreibung und Darstellung des Gebietes (§ 1) 
Zu Abs. 2: Bestandteil der Verordnung sind neben dem Verordnungstext zwei 
Kartenanlagen. Anlage 1 ist die Übersichtskarte im Maßstab 1:25.000. Diese dient der 
allgemeinen Orientierung und der Gesamtdarstellung des Gebietes. Anlage 2 ist die 
maßgebliche Verordnungskarte im Maßstab 1:5.000. Die maßgebliche Karte enthält die 
rechtlich bindenden räumlichen Festlegungen der Verordnung. Dies umfasst die Abgrenzung 
des Gebiets sowie den räumlichen Geltungsbereich bestimmter Verbote, 
Erlaubnisvorbehalte und Freistellungen. Konkret dargestellt werden folgende Bereiche:  

1. Grenze des Landschaftsschutzgebiets: Das Landschaftsschutzgebiet beginnt an der 
Innenseite der dargestellten grauen Linie. 

2. Bereiche, in denen bestimmte Regelungen nicht gelten: Dargestellt sind die Bereiche, 
in denen die Verbote des § 3 Abs. 2 Nr. 18 und der Erlaubnisvorbehalt des § 4 Abs. 1 
Nr. 6 nicht gelten und in denen die Freistellung des § 5 Abs. 2 Nr. 10 gilt.  
Die benannten Verbote der Verordnung, beispielsweise Hunde frei laufen zu lassen, 
organisierte Veranstaltungen durchzuführen oder mit Wasserfahrzeugen anzulanden, 
gelten in diesen Bereichen nicht. Eine gemäß der Verordnung zulässige Handlung 
kann jedoch durch andere Rechtsnormen eingeschränkt sein. So ist das Zelten 
gemäß den §§ 27 und 28 NWaldLG nur mit Erlaubnis des Eigentümers zulässig und 
dies auch nur im Einzelfall und auf wenige Tage begrenzt. 

3. Dauergrünland des Lebensraumtyps 6510 „Magere Flachland-Mähwiesen“ des 
Anhangs I der FFH-Richtlinie: Hier gelten zusätzlich zu den Regelungen des § 3 
Abs. 3 die Bewirtschaftungsbeschränkungen des § 3 Abs. 4 und § 4 Abs. 1 Nr. 8. 

4. Wald-Lebensraumtypen des Anhangs I der FFH-Richtlinie: Hier sind die Bereiche 
gekennzeichnet, für die die Regelungen des § 6 Abs. 3 sowie Abs. 4, 5 oder 6 gelten. 
Um die in § 6 Abs. 4 bis 6 geforderte Erhaltung oder Entwicklung spezifischer 
Baumartenanteile umsetzen zu können, sind darüber hinaus die Lebensraumtypen 
gemäß Anhang I der FFH-Richtlinie als Beschriftung dargestellt. Die jeweils 
lebensraumtypischen (Haupt-)Baumarten ergeben sich aus § 6 Abs. 9.  

 
In der Legende der maßgeblichen Karte werden die jeweiligen Bezüge zum Verordnungstext 
hergestellt (z. B. „Dauergrünland mit Lebensraumtyp 6510 gemäß § 3 Abs. 4“).   
 
2. Schutzgegenstand und Schutzzweck (§ 2)  
Zu Abs. 1: Die Ausweisung dient der Sicherung eines naturnahen Gewässerlaufes und 
seiner Niederung als gefährdeten Lebensraum mit den darin vorkommenden Arten sowie der 
Sicherung eines günstigen Erhaltungszustandes. Die bestehenden Landschaftsschutz-
gebietsverordnungen  „Oberes Gerdautal“ von 1975 und „Unteres Gerdautal“ von 1973 
werden um den Geltungsbereich des LSG „Mittleres Gerdautal“ verkleinert. 
 
Zu Abs. 2 
Die Lebensraumtypen und Arten des Anhangs I bzw. II der FFH-Richtlinie, die im Gebiet ein 
signifikantes Vorkommen aufweisen, sind in § 2 Abs. 3 Nr. 2 aufgeführt. Sie sind dem 
Standarddatenbogen für das FFH-Gebiet 071 „Ilmenau mit Nebenbächen“ entnommen. Es 
wurde ein Abgleich mit den Daten des Niedersächsischen Landesbetriebs für 
Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN) vorgenommen. Lebensraumtypen 
oder Arten, die in dem Teilabschnitt „Mittleres Gerdautal“ nicht vorkommen, wurden 
dementsprechend nicht in die Verordnung übernommen.  
 
Ca. 24 % der Fläche fallen unter den gesetzlichen Biotopschutz des § 30 BNatSchG. Neben 
den besonders wertvollen Biotopen, worunter speziell die Feuchtwälder mit den 
angrenzenden Biotopkomplexen und die Gerdau als naturnaher Fluss mit herausragender 
Wasservegetation und verbindender Biotopverbundfunktion zählen, sind andere Teilflächen 
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in hohem Maße regenerations- und entwicklungsbedürftig. Insgesamt ist eine mittlere, in 
Teilbereichen hohe bis sehr hohe Bedeutung der Biotope für den Naturschutz sowie ein 
hohes Entwicklungspotential gegeben.  
Mit  31 vorkommenden  Arten der Roten Liste der gefährdeten Pfllanzenarten hat das Gebiet 
eine mittlere, bereichsweise auch hohe Bedeutung für den floristischen Artenschutz. 
Die Regelungen im Landschaftsschutzgebiet sichern den Bestand und tragen zusammen mit 
den in einem Managementplan festzulegenden Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen dazu 
bei, einen günstigen Erhaltungszustand der FFH-Lebensraumtypen und -arten, die im Gebiet 
vorkommen, zu erhalten und zu entwickeln.   
 
 
Zu § 2  Abs. 3  Nr. 2 a), b) und c):  
Die Bezeichnungen der Lebensraumtypen des Anhangs I der FFH-Richtlinie wurden der 
„Liste der FFH-Lebensraumtypen in Niedersachsen mit vereinfachten Bezeichnungen“ des 
NLWKN entnommen. 
 
3. Verbote (§ 3) 
Zu Abs. 1 und 2: 
Die Regelungen leiten sich einerseits aus dem allgemeinen Schutzzweck gemäß § 2 Abs. 2 
ab. Sie zielen auf die Erhaltung des Charakters des Gebietes, der geprägt ist durch die 
Flussaue der Gerdau mit ihrem mäßig bis gering ausgebauten Gewässerlauf und ihren 
auetypischen (Feucht-)Grünländern, Bruchwäldern, Röhrichten und Staudenfluren. 
Andererseits tragen sie bei zur Sicherung eines günstigen Erhaltungszustands der 
Lebensraumtypen und Arten der Anhänge I und II der FFH-Richtlinie, die im besonderen 
Schutzzweck in § 2 Abs. 3 Nr. 1 und 2 aufgeführt sind. Es gilt § 33 Abs. 1 BNatSchG, der 
besagt, dass alle Veränderungen und Störungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung 
des Natura 2000-Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck 
maßgeblichen Bestandteilen führen können, unzulässig sind. Insofern ist auch § 34 
BNatSchG relevant. Projekte müssen vor ihrer Zulassung auf die Verträglichkeit mit den 
Erhaltungszielen überprüft werden, wenn sie einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen 
Projekten das Gebiet erheblich beeinträchtigen können. Die in dieser Verordnung 
beschriebenen Erhaltungsziele sind dabei ausschlaggebend für die Prüfung. Sind prioritäre 
Lebensräume betroffen, sind Ausnahmen nur bedingt möglich.  
Unabhängig von den Regelungen der Verordnung dürfen gesetzlich geschützte Biotope 
gemäß § 30 Bundesnaturschutzgesetz nicht beeinträchtigt oder zerstört werden. Daher ist 
darauf zu achten, dass auch durch die Verordnung festgelegte erlaubte Handlungen wie 
beispielsweise die Nachsaat im Schlitzdrillverfahren bei der Bewirtschaftung von Grünland 
zu einer Zerstörung eines gesetzlich geschützten Biotops führen kann, da sich die 
Artenzusammensetzung so verschiebt, dass das Biotop verloren geht.  
Gemäß § 42 Abs. 4 NAGBNatSchG können Eigentümer, die ein in ein Verzeichnis 
eingetragenes Biotop bewirtschaften und eine Mitteilung darüber erfolgt ist, 
Erschwernisausgleich beantragen, wenn die Nutzung wesentlich erschwert ist. 
Zu Nr. 1 bis 5: Die hohe Wertigkeit der Gerdau als Lebensraum zahlreicher Tier- und 
Pflanzenarten und besonders der o.g. Anhang II-Arten der FFH-Richtlinie ergibt sich nicht 
aus dem Gewässer allein, sondern auch aus der angrenzenden Aue mit ihren naturnahen 
Erlen-Eschen-Auwäldern, Kleingewässern, Sümpfen und Staudenfluren, den extensiv 
genutzten Feuchtgrünländern und ihren Wechselwirkungen mit dem Fließgewässer. Da 
gerade viele Feuchtbereiche (auch in oder im Umfeld von intensiv genutzten Flächen) auf 
relativ hohe Wasserstände angewiesen und von hoher Wertigkeit sind, stellt die zusätzliche 
Entwässerung von Flächen, der Verbau von Gewässern, Änderungen am Landschaftsrelief 
oder die Beseitigung von Gewässern in der Regel eine erhebliche Beeinträchtigung des 
Schutzzwecks dar. Problematische Stoffeinträge aus intensiv genutzten Flächen werden 
darüber hinaus durch neue Drainageleitungen und Gräben erheblich begünstigt. Von einer 
erheblichen Beeinträchtigung der Funktion der Lebensräume ist daher auszugehen. 
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Die Baumaßnahmen zur Anlage von neuen Drainagen können zudem die Biotope und die 
oberen Bodenschichten unmittelbar beeinträchtigen.  
Zu Nr. 6: Die Formulierung stellt auf Bereiche außerhalb landwirtschaftlich genutzter Flächen 
ab, u.a. Hochstaudenfluren, Röhrichte und Wasserpflanzengesellschaften. Dies umfasst 
insbesondere Flächen mit dem FFH-Lebensraumtyp 6430 „Feuchte Hochstaudenfluren“ 
gemäß § 2 Abs. 3 Nr. 2 cc) der Verordnung. Sie sind teilweise zusätzlich gemäß § 30 
BNatSchG geschützt und dürfen nicht beeinträchtigt werden. Während eine Umwandlung in 
Ackerland diese Biotope in ihrer Gesamtheit zerstören würde, stellt das Befahren und  
Beweiden durch damit einhergehende Boden- und Vegetationszerstörung eine erhebliche 
Beeinträchtigung da. 
Zu Nr. 7: Die Errichtung baulicher Anlagen stellt neben der Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes einen Flächen-, Boden- und Biotopverlust dar, der eine erhebliche 
Beeinträchtigung des Gebietes darstellt. 
Zu Nr. 8: Durch das Einbringen oder Lagern von Bauschutt oder anderen Abfällen kann je 
nach Art des Materials eine erhebliche Gefahr auf das Grundwasser, die oberen 
Bodenschichten, die Vegetation und die Tierwelt ausgehen. 
Zu Nr. 9: Durch Lärm wird insbesondere die Tierwelt erheblich gestört. Dies kann zur 
Vertreibung aus dem Gebiet aber auch zur Veränderung im Verhalten oder zu Brutverlusten 
bei Vögeln führen. 
Zu Nr. 10: Der Begriff „öffentliche Straßen“ orientiert sich an § 2 des Niedersächsischen 
Straßengesetzes und umfasst Straßen, Wege und Plätze, die dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet sind. Einige öffentliche Straßen auf dem Gebiet der Gemeinde Gerdau sind zum 
Teil aus formalen Gründen derzeit nicht gewidmet. Diese fallen nicht unter das Verbot. Als 
Ausnahme von diesem Verbot werden das Fahren für Zwecke der wissenschaftlichen Lehre 
und Forschung  mit Erlaubnis der zuständigen Naturschutzbehörde und das Befahren durch 
Behördenbedienstete und deren Beauftragte sowie durch Grundstückseigentümer, 
Nutzungsberechtigte und deren Beauftragte freigestellt, um die Aufgabenerfüllung bzw. die 
Bewirtschaftung und Nutzung der Flächen zu gewährleisten. Vermieden werden soll hier 
insbesondere das Fahren mit Fahrzeugen auf Pfaden und kleinen Wegen, beispielsweise mit 
Geländemotorrädern oder sog. Quads. Das Verbot zielt auf die Erhaltung beruhigter 
Bereiche ab, aus denen die störungsempfindlichen Arten des Schutzzwecks wie Fischotter 
oder die charakteristischen Vogelarten der Lebensraumtypen wie Eisvogel, Kleinspecht oder 
Nachtigall andernfalls vertrieben würden.  
Zu Nr. 11: Das Befahren der Gewässer im Gebiet mit Wasserfahrzeugen führt in den flachen 
Gewässern des Landschaftsschutzgebietes zu Störungen im Gewässer selbst und in seinem 
Umfeld, zu einem Aufwühlen der Sohle und zur Schädigung der Sohlstruktur und der 
Vegetation mit ihren jeweiligen Lebensgemeinschaften (z. B. Lückenstruktur von kiesigen 
Sohlbereichen). Das Gewässer selbst entspricht dem FFH-Lebensraumtyp (§ 2 Abs. 2 Nr. b). 
Die Arten des Anhangs II der FFH-Richtlinie, die in § 2 Abs. 2 Nr. 2 c) aufgeführt sind, leben 
im und am Gewässer. Hier ist folglich ein besonderer Schwerpunkt der Schutzwürdigkeit und 
-bedürftigkeit gegeben. Die Struktur und Ungestörtheit der Gewässersohle hat 
beispielsweise eine besondere Bedeutung für den Lebensraum der Flussperlmuschel und 
der Groppe. In § 5 Abs. 2 Nr. 9 und 10 wird das Befahren der Gerdau unterhalb von Groß 
Süstedt und das Anlanden mit Wasserfahrzeugen in Teilbereichen freigestellt, da die Gerdau 
dort mehr Wasser führt und das Befahren hier vertretbar ist.  
Zu Nr. 12: Der bezeichnete Abschnitt ist Schonstrecke des Angelsportvereins Gerdautal. Das 
Bachbett wurde auf diesem Abschnitt u. a. mit Kieseinbringung renaturiert und bietet ein 
hohes Potential u. a. für laichende Fischarten der Verordnung. Daher ist der Bereich 
gegenüber dem Betreten besonders sensibel. 
Zu Nr. 13: Das Einbringen gentechnisch veränderter Organismen, insbesondere aus der 
Pflanzenwelt, kann zu Umweltrisiken führen wie Schädigung von Organismen und  
Auskreuzungen mit anderen Organismen. Dadurch werden die heimischen Arten in ihrem 
Vorkommen gefährdet. Gemäß § 35 Abs. 2 BNatSchG i.V.m. § 27 NAGBNatSchG ist zudem 
der Einsatz gentechnisch veränderter Organismen in Natura 2000- Gebieten grundsätzlich 
untersagt. 
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Zu Nr. 14: Zum Erhalt der biologischen Vielfalt ist es untersagt, nichtheimische, 
gebietsfremde oder invasive Arten im LSG auszubringen oder anzusiedeln. Eine heimische 
Art ist gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 7 BNatSchG eine wild lebende Tier- oder Pflanzenart, die ihr 
Verbreitungsgebiet oder regelmäßiges Wanderungsgebiet ganz oder teilweise 
a) im Inland hat oder in geschichtlicher Zeit hatte oder  
b) auf natürliche Weise in das Inland ausdehnt; als heimisch gilt eine wild lebende Tier- oder 
Pflanzenart auch, wenn sich verwilderte oder durch menschlichen Einfluss eingebürgerte 
Tiere oder Pflanzen der betreffenden Art im Inland in freier Natur und ohne menschliche Hilfe 
über mehrere Generationen als Population erhalten. 
Eine gebietsfremde Art ist eine wild lebende Tier- oder Pflanzenart, wenn sie in dem 
betreffenden Gebiet in freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht mehr vorkommt. 
Eine invasive Art ist eine Art, deren Vorkommen außerhalb ihres natürlichen 
Verbreitungsgebiets für die dort natürlich vorkommenden Ökosysteme, Biotope oder 
Arten ein erhebliches Gefährdungspotenzial darstellt (z. B. Drüsiges Springkraut (Impatiens 
glandulifera Royle), Japanischer Staudenknöterich (Fallopia japonica), Spätblühende 
Traubenkirsche (Prunus serotina), Kulturheidelbeere (Vaccinium spec.). 
Zu Nr. 15: Es sollen nur naturraumtypische Arten bei der Anpflanzung von Gehölzen 
verwendet werden (in bewusster Abgrenzung zu dem Begriff „standortheimisch“). Mit 
Naturraum ist die Naturräumliche Haupteinheit „Lüneburger Heide“ gemeint. Verwendet 
werden dürfen die heimischen und natürlich vorkommenden und nicht eingewanderten oder 
eingebürgerten Arten. Feldgehölze, Bäume und Hecken sind Teil des Biotopverbundes und 
bieten Lebensraum für Tier- und Pflanzenarten. Sie bedürfen außerhalb des Waldes in der 
Regel einer gewissen Pflege.  
Zu Nr. 16: Von Weihnachtsbaumkulturen oder Sonderkulturen können Überprägung, 
Verdrängung oder andere Beeinträchtigungen ausgehen. Naturraumfremde, nicht 
lebensraumtypische Arten wie die Kulturheidelbeere können sich z.T. invasiv durch Samen 
oder Wurzeln vermehren und heimische Arten in ihrem natürlichen Lebensraum verdrängen.  
Zu Nr. 17: Das Aufbringen von Düngern jeglicher Art auf ungenutzten Flächen (vgl. 
Ausführungen zu § 3 Abs. 2 Nr. 6) führt zu einer Eutrophierung und damit zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung. Besonders ungenutzte Flächen befinden sich häufig in 
Randbereichen von Biotopen oder Gewässern, so dass hier eine Beeinträchtigung durch 
Auswaschung gegeben wäre. 
Zu Nr. 18: Von Bade-, Camping-, Zelt- oder Lagerplätzen oder anderen 
Erholungseinrichtungen geht in der Regel eine erhebliche Störung in Bezug auf Lärm, 
Beunruhigung und Stoffeinträge und andere Beeinträchtigungen aus, so dass diese verboten 
sind. 
Zu Nr. 19 a) und c) 
Das Lagern, Zelten und Feuer machen kann zu einer starken Beunruhigung und Gefährdung 
des Gebietes führen und ist außerhalb der in der maßgeblichen Karte freigestellten Bereiche 
unzulässig. An vier Stellen im Gebiet wird diese Nutzung freigestellt. Diese befinden sich 
innerhalb der Ortslagen oder an geeigneten Stellen, an denen sich keine wertvollen Biotope 
und Lebensraumtypen befinden und die durch die zentrale Lage in Bezug auf Störungen 
vorbelastet sind. 
Zu Nr. 19 b)  
Die Begrenzung der Leinenläge auf 2,50 m dient der Konkretisierung der Regelung und der 
Klarstellung, dass eine vorhandene, jedoch beliebig lange Leine dem freien Laufenlassen 
gleichkommt und damit ebenfalls unter das Verbot fällt.  
Diensthunde, jagdlich geführte Hunde und Hütehunde dienen der Erfüllung von bestimmten 
Aufgaben und sind freigestellt. 
Eines der Ziele der Verordnung ist die Erhaltung und Entwicklung des mittleren Gerdautals 
als Lebensraum für den Fischotter, der als Art des Anhangs II der FFH-Richtlinie für das 
Gebiet signifikant ist (§ 2 Abs. 3 Nr. 2 b), aa) und cc) und zu den charakteristischen Tierarten 
des FFH-Lebensraumtyps 3260 „Fließgewässer mit flutender Wasservegetation“ zählt. Die 
Art ist auf störungsarme Schlaf- und Ruhebereiche angewiesen. Hunde, die sich in der Nähe 
des Baus aufhalten, sind ein Faktor, der sich negativ auf die Qualität des Lebensraums für 
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den Fischotter auswirkt. Das Laufenlassen von Hunden hat gleichermaßen negative 
Auswirkungen auf die charakteristischen Vogelarten, die sich am Boden auf Grünlandflächen 
oder im Uferbereich der Gerdau  aufhalten oder dort brüten wie z. B. Feldlerche, 
Goldammer, Entenvögel sowie Kranich, Eisvogel und Nachtigall (charakteristische 
Vogelarten der Lebensraumtypen). 
 
3.1 Verbotene Handlungen auf Dauergrünland (§ 3) 
Zu Abs. 3 Nr. 1 und 2 Dauergrünland umfasst Flächen, die durch Einsaat oder durch 
Selbstaussaat zum Anbau von Gräsern oder anderen Grünfutterpflanzen genutzt oder 
mindestens 5 Jahre nicht als Acker genutzt werden. Die Dauergrünlandflächen sind als Teil 
der Flussaue Bestandteil des FFH-Gebietes.  
Um Stoff- und Sedimenteinträge aus den Grünlandflächen in das Gewässer weitestgehend 
zu reduzieren, ist eine ganzjährig geschlossene Vegetationsdecke auf allen 
Dauergrünlandflächen im Gebiet erforderlich. Ein Grünlandumbruch, unabhängig davon, ob 
dieser der Narbenerneuerung oder einer Umwandlung in Ackernutzung dient, ist daher nicht 
zulässig. Dies gilt auch für eine Anwendung von Pflanzenschutzmitteln (Totalherbiziden) mit 
dem Ziel der Narbenerneuerung, die als Grünlanderneuerung gemäß § 3 Abs. 3 Nr. 2 
verboten ist. Im Hinblick auf die Bewahrung bzw. Erreichung eines günstigen 
Erhaltungszustandes der FFH-Lebensraumtypen und -arten liegt der Schwerpunkt  auf den 
Auswirkungen der Flächenbewirtschaftung auf das Gewässer (FFH-Lebensraumtypen 3260 
und 3150), die im und am Gewässer vorkommenden Arten des Anhangs II der FFH-
Richtlinie (vgl. § 2 Abs. 3 Nr. 2 c) sowie gesamthaft betrachtet der Erhaltung des 
Grünlandcharakters des Niederungsgebietes. 
 
Die vorgenannten Beschränkungen stellen nur in einigen Teilen des Gebiets eine zusätzliche 
Einschränkung dar, denn die gute fachliche Praxis gemäß § 5 Abs. 2 BNatSchG schließt in 
empfindlichen Gebieten wie z. B. auf Standorten mit hohem Grundwasserstand oder auf 
Moorböden ohnehin einen Grünlandumbruch aus.  
Dauergrünland in FFH-Gebieten, das bereits am 01.01.2015 Bestand hatte, ist gemäß 
Direktzahlungen-Durchführungsgesetz als umweltsensibles Dauergrünland eingestuft und 
darf nicht umgebrochen werden. Im Ergebnis stellen die Verbote des § 3 Abs. 3 Nr. 1 und 2 
für Empfänger von Direktzahlungen bzw. Greening-Mitteln (betrifft nahezu alle 
erwerbsmäßigen Landwirte) damit nach derzeitigem Stand keine zusätzliche Einschränkung 
dar. Sie wären jedoch auch ohne die Vorgaben der Förderrichtlinie erforderlich. 
Ein Umbruch von Grünland und dessen Umwandlung in Ackerflächen führt zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung durch erhöhte Stoffeinträge in die Gewässer (Sedimente, 
Düngemittel, Biozide) und einem Verlust der charakteristischen Flora und Fauna des 
Grünlands.   
Zu Nr. 3: Die Durchführung von Nachsaaten ist im Scheibendrill- oder Schlitzdrillverfahren 
zulässig, um die Grasnarbe an Flächen wiederherzustellen, die insbesondere durch 
Wildschweine oder das Befahren geschädigt wurden.  
Zu Nr. 4: Das Verbot der Düngung nach dem 15. Oktober soll die  Nährstoffauswaschung im 
Herbst reduzieren, um sowohl die Gewässer als auch die Biotope vor Beeinträchtigungen zu 
schützen. Eine späte Düngemittelgabe am Ende der Vegetationszeit wird im Regelfall von 
den Pflanzen  nur in geringerem Maße aufgenommen. Das Risiko einer Auswaschung in das 
Gewässer ist damit erhöht.  
Die Düngung mit Geflügelkot und Klärschlamm ist aufgrund des hohen Stickstoff-  und 
Schadstoffgehaltes untersagt. 
Zu Nr. 5: Die Grünlandflächen können als Wiese, Weide oder Mähweide genutzt werden. 
Durch eine Beweidung soll aber die Grasnarbe nicht erheblich geschädigt werden, sodass 
der Viehbesatz den Witterungs- und Standortverhältnissen angepasst sein soll. Unter einer 
erheblichen Schädigung der Grasnarbe sind größere durch Viehtritt entstandene 
vegetationsfreie Bereiche (Schlammflächen etc.) zu verstehen, von denen eine Erosion in 
Richtung der Gewässer ausgeht.   

138 von 145 in Zusammenstellung



7 

 

Zu Nr. 6: Durch die Lagerung von Mieten auf den Grünlandflächen kann es zu Stoffeinträgen 
und Zerstörung von Biotopen kommen. Daher ist sie verboten. Das kurzfristige Lagern 
insbesondere von Strohballen, Aushub im Rahmen der Gewässerunterhaltung  oder Holz 
fällt nicht unter diese Regelung, soweit es sich nicht um dauerhafte Ablagerungen handelt 
(ein Abtransport also z. B. noch im selben Jahr erfolgt).  
 
3.2 Verbotene Handlungen auf Mageren Flachlandmähwiesen (§ 3 Abs. 4) 
Anders als bei den sonstigen Grünlandflächen ist  bei dem FFH-Lebensraumtyp 6510 
„Magere Flachland-Mähwiesen“ die Charakteristik der Grünlandflächen selbst zu erhalten 
und zu entwickeln. Dies setzt voraus, dass die kennzeichnenden  Pflanzenarten, die bei 
diesem Lebensraumtyp im Vordergrund stehen, langfristig Bestand haben und sich 
entwickeln können. Daher sind hier zusätzlich zu § 3 Abs. 3 die Auflagen des § 3 Abs. 4 
einzuhalten.  
Zu Nr. 1: Eine maschinelle Bodenbearbeitung vom 01.03. bis 31.05. hat zu unterbleiben, um 
bodenbrütende Vögel in der Brutphase nicht zu stören und ein reichhaltiges Bodenleben zu 
fördern. Zu den zeitweise verbotenen bodenbearbeitenden Maßnahmen zählen 
insbesondere Walzen, Striegeln und Schleppen. 
Zu Nr. 2: Nachsaaten sind nicht erlaubt, da die Artenzusammensetzung der Mageren 
Flachland- Mähwiese dadurch erheblich verändert und beeinträchtigt wird. Eine Ausnahme 
ist für die Beseitigung von Wildschweinschäden vorgesehen, die mit Erlaubnis der 
zuständigen Naturschutzbehörde durchgeführt werden darf. 
Zu Nr. 3: Das Aufbringen von organischem Dünger mit Ausnahme von Festmist ist verboten.  
Festmist  ist für die Tier- und Pflanzenwelt verträglicher, da  der darin gebundene Stickstoff 
langsamer freigesetzt und nicht so leicht ausgewaschen wird. Er hat bodenverbessernde 
Eigenschaften. 
Zu Nr. 4: Nach dem ersten Grünlandschnitt ist eine Düngung mit maximal  60 kg Gesamt 
Stickstoff pro Hektar pro Kalenderjahr zulässig.  Eine frühere Düngung würde ein frühes 
Wachstum konkurrenzstarker Gräser fördern, welches zu einer Verdrängung anderer Kräuter 
und Gräser und damit zu Artenarmut führt. Der Erhalt des Lebensraumtypes  „Magere 
Flachland- Mähwiesen“ ist nur durch  eine extensive Nutzung langfristig möglich. Empfohlen 
werden je nach Standort 30-60 kg Gesamtstickstoff pro Hektar pro Jahr. 
Zu Nr. 5: Es dürfen maximal zwei Mahdtermine stattfinden, der früheste  am 01.06. eines 
jeden Jahres. Eine häufigere und zu frühe Mahd würde dazu führen, dass einige Arten nicht 
zur Samenreife kommen und dadurch auf einen längeren Zeitraum gesehen verschwinden. 
Zur Erhaltung und Förderung der Artenvielfalt und der charakteristischen Arten des 
Lebensraumtyps ist diese Beschränkung notwendig. 
Zu Nr. 6 und 7: Es darf eine Nachbeweidung mit 2 Großvieheinheiten (GV) pro Hektar 
durchgeführt werden. 
Eine Großvieheinheit entspricht ungefähr 500 Kilogramm Tiergewicht. Ein Rind ab zwei 
Jahren stellt 1-1,2 GV dar, ein Pferd ab einem Jahr ist eine GV, ein Schaf ab einem Jahr 
entspricht 0,1 GV. 
Der Lebensraumtyp zeichnet sich dadurch aus, dass er Arten umfasst, die sich bei einer 
Mahdnutzung einstellen und bei intensiver Beweidung verdrängt werden. Diese ist daher 
auszuschließen. Eine extensive Beweidung ist der Nutzungsaufgabe vorzuziehen. Auch bei 
einer extensiven Beweidung sollte eine Nachmahd erfolgen, um den Wiesencharakter zu 
erhalten und zusätzlich Weideunkräuter einzudämmen. Gerade bei der im Gerdautal 
verbreiteten Beweidung mit Pferden ist ein zu starker Vertritt ein wesentlicher Faktor, der die 
Erhaltung des Lebensraumtyps gefährden würde. Der Vertritt wird einerseits durch die 
Begrenzung der Anzahl der Weidetiere und andererseits durch das Verbot der Zufütterung  
auf ein verträgliches Maß beschränkt. 
Das Verbot der Zufütterung bezieht sich auf die zusätzliche Bereitstellung von Futter, 
während sich die Tiere auf der Lebensraumtypfläche befinden. Ziel ist, dass die Tiere, 
abhängig von ihrer Anzahl, nur so lange auf der Weide bleiben, wie das Nahrungsangebot 
auf der Fläche ausreicht.  Somit wird die Fläche nur für den Weidegang genutzt und  der 
Vertritt reduziert. Des Weiteren sollen keine zusätzlichen Nährstoffe in die Fläche gelangen. 
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4. Erlaubnisvorbehalte (§ 4) 
Generell gilt, dass Erlaubnisvorbehalte sich auf Handlungen oder Maßnahmen beziehen, die 
unter bestimmten Auflagen (Zeitpunkt, Ort, Ausführungsweise) erlaubt sind, wenn nach einer 
fachlichen Prüfung keine erhebliche Beeinträchtigung des Gebiets (vgl. § 2 Schutzzweck) zu 
erwarten ist.  Die Erteilung der Erlaubnis für eine geplante Maßnahme oder Handlung muss 
beim Landkreis Uelzen, untere Naturschutzbehörde schriftlich, persönlich oder per E-Mail 
beantragt werden. Eine geplante Maßnahme ist nur bei Vorliegen einer Zustimmung des 
Landkreises Uelzen zulässig. Dabei ist auch das Zusammenwirken mit anderen Maßnahmen 
zu betrachten. 
Zu Nr. 1: Nach der  Definition „Öffentliche Straße“ laut § 2 Niedersächsischem 
Straßengesetz sind dies Straßen, Wege und Plätze, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet 
sind. Zu Zwecken der wissenschaftlichen Lehre und Forschung darf mit Erlaubnis auch 
abseits der öffentlichen Straßen das Gebiet gefahren werden. Ggf. ist zusätzlich eine 
Erlaubnis des Eigentümers erforderlich.  
Zu Nr. 2: Die Neuanlage sowie der Ausbau von Wegen, Straßen und sonstigen 
Verkehrsflächen einschließlich Brücken bedarf der Erlaubnis der zuständigen 
Naturschutzbehörde. Dadurch soll gewährleistet werden, dass ein Neubau keine erhebliche 
Beeinträchtigung des Schutzzwecks darstellt. 
Zu Nr. 3: Die Neuanlage oder der Ausbau von Leitungen, Dükern und Abwasseranlagen 
bedarf der Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde. Unter den Begriff 
Abwasseranlagen fallen u.a. Regenrückhaltebecken, Sammelkanäle, Abwasserkanäle, 
Entwässerungseinrichtungen von Grundstücken (vgl. Wasserhaushaltsgesetz). Leitungen 
sind insbesondere Strom- und Gasleitungen sowie Beregnungsleitungen. Baubedingt und 
durch den Betrieb der Anlagen kann es zu Störungen und Beeinträchtigungen von Biotopen 
und Lebensräumen kommen, die von der Naturschutzbehörde geprüft und ggf. durch 
Auflagen gemindert werden können. 
Zu Nr. 4: Der Erlaubnisvorbehalt, außerhalb des Waldes nur mit Zustimmung der 
zuständigen Naturschutzbehörde  invasive Arten zu entfernen, hat den Grund, dass die 
Situation sich durch eine falsche Art und Weise der Beseitigung unter bestimmten 
Umständen sogar verschärfen kann. Dies soll von der zuständigen Naturschutzbehörde 
erkannt und verhindert werden. 
Zu Nr. 5: Die erhebliche Beeinträchtigung oder Beseitigung von Hecken und anderen 
Gehölzstrukturen ist nur erlaubt, wenn ein Ersatz im Landschaftsschutzgebiet gewährleistet 
wird. Die gesetzlichen Bestimmungen der Eingriffsregelung gemäß § 14 BNatSchG  müssen 
beachtet werden. Der Zeitraum derartiger Maßnahmen ist durch § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG 
beschränkt auf den Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. des folgenden Jahres. Des Weiteren 
muss ein Grund für die Maßnahme vorliegen. Ein korrekt ausgeführter  Pflegeschnitt bedarf 
keiner Erlaubnis, da es sich nicht um eine erhebliche Beeinträchtigung handelt. 
Zu Nr. 6: In den in der maßgeblichen Karte ausgewiesenen Bereichen sind organisierte 
Veranstaltungen mit Erlaubnisvorbehalt zulässig. Diese Bereiche befinden sich überwiegend 
in den Ortslagen direkt am Gerdauufer und sind zusätzlich für Zelten, Feuer machen, Hunde 
freilaufen lassen und Anlanden mit Booten freigestellt. Eine Bündelung der Freizeitnutzungen 
auf wenige in Bezug auf den Schutzzweck geringwertige Stellen insbesondere in den 
frequentierteren Ortslagen ermöglicht eine Reduzierung der Störungen in den sensibleren 
Bereichen. 
Eine Veranstaltung ist dann eine organsierte Veranstaltung, wenn dafür geworben wird (z. B. 
durch Einladungen, Plakate, im Internet), von Teilnehmern oder Zuschauern Gebühren 
eingenommen werden oder ein kommerzieller/gewerblicher Hintergrund besteht. Dies 
können z.B. sein: Sportveranstaltungen, organisierte Feiern aller Art. Spontane 
Zusammenkünfte fallen nicht unter den Begriff.  
Veranstaltungen, die über diesen Bereich hinausgehen, bedürfen einer Erlaubnis durch die 
zuständige Naturschutzbehörde. 
Für die in Bohlsen (Gemeinde Gerdau) regelmäßig stattfindende „Brühtrograllye“ erarbeitet 
der Landkreis gemeinsam mit der Gemeinde eine Zustimmung, durch die die Veranstaltung 
im bisherigen Umfang weiterhin durchgeführt werden kann.  
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Zu Nr. 7: Das Verfüllen von Bodensenken auf Ackerflächen ist nur mit Zustimmung der 
zuständigen Naturschutzbehörde erlaubt. Auch auf Ackerflächen können sich in 
Bodensenken dauerhafte oder temporäre Tümpel entwickeln, die ein besonderes 
Arteninventar aufweisen und schützenswert sein können. Um eine Zerstörung dieser 
Flächen zu verhindern, prüft die Naturschutzbehörde auf Antrag, ob eine Verfüllung zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung führen kann. Die Naturschutzbehörde kann Auflagen 
insbesondere über das zu verwendende Material und die Art und Weise und den Zeitpunkt 
der Maßnahme  festlegen, um Beeinträchtigungen auf andere Lebensräume soweit wie 
möglich zu minimieren. 
 
5. Freistellungen (§ 5) 
Zu Abs. 1: Der Absatz dient der Klarstellung, dass  

1. die landwirtschaftliche Nutzung, soweit sie im Rahmen der guten fachlichen Praxis 
gemäß § 5 (Abs. 2) BNatSchG stattfindet sowie 

2. die ordnungsgemäße Forstwirtschaft im Rahmen der Vorgaben des § 11 NWaldLG und 
§ 5 BNatSchG  

durch die Landschaftsschutzgebietsverordnung mit Ausnahme der konkreten 
Beschränkungen der Verordnung freigestellt sind. Er hat deklaratorischen Charakter. Davon 
unberührt bleiben sonstige gesetzliche Regelungen, einschließlich der §§ 30, 33 und 34 und 
§ 44 BNatSchG.  
   
Zu Abs. 2: 
Zu Nr. 3: Das Befahren des Gebietes mit Kraftfahrzeugen ist im Rahmen der Nutzung und 
Bewirtschaftung von Flächen zulässig. Berechtigt sind Eigentümer, Pächter, aber auch durch 
diese beauftragte bzw. mit deren Zustimmung handelnde Personen, z.B. Lohnunternehmer 
oder Familienangehörige. 
Zu Nr. 5: Es handelt sich um Maßnahmen, die der Abwehr von Gefahren dienen. Die 
Maßnahmen sind gemäß Abs. 3 zwei Wochen vor Beginn bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde anzuzeigen. Sie dürfen, wenn nötig, innerhalb der Vegetationsperiode 
durchgeführt werden. Bei Vorkommen besonders geschützter Tier- und Pflanzenarten ist § 
44 BNatSchG zu beachten. Ist eine gegenwärtige Gefahr gegeben, kann eine Maßnahme 
auch unverzüglich ausgeführt werden, jedoch ist dies anschließend unverzüglich 
anzuzeigen.  
Zu Nr. 8: Die Neueinrichtung und Instandsetzung von Einfriedungen, Weidezäunen und 
Weideunterständen in ortsüblicher Weise bedeutet, dass landschaftsangepasste Materialien 
zu verwenden sind. Die Ausführungsweise und Dimensionen sollen dem Gebietscharakter 
entsprechen, möglichst sollen natürliche Materialien Verwendung finden. 
Zu Nr. 9: Siehe Ausführungen zu § 3 Abs. 2 Nr. 11. 
Zu Nr. 10: Die Bereiche, in denen das Anlanden mit Wasserfahrzeugen zulässig ist, befinden 
sich in den Ortslagen von Bohlsen und Groß Süstedt, Gerdau, Hansen und kurz vor der 
Eisenbahnbrücke. 
Zu Nr. 11: Die Regelung ist zum Schutz und zur Entwicklung insbesondere des Fischotters 
notwendig, der einerseits störungsfreie Zonen und andererseits eine hohe Strukturvielfalt mit 
Gehölzen, Hochstauden und Röhrichten zur Wanderung entlang der Gewässer benötigt. 
Zu Nr. 12: Eine Unterhaltung setzt voraus, dass sich die Entwässerungsanlage grundsätzlich 
in einem funktionsfähigen Zustand befindet und die Maßnahmen der Erhaltung dieses 
Zustands dienen (also z. B. das Spülen von Leitungen). Geht eine geplante Maßnahme über 
diesen Umfang hinaus, handelt es sich um eine Instandsetzung, die einer Anzeige zwei 
Wochen vor Beginn der Maßnahme bedarf. Unter einer Instandsetzung werden Maßnahmen 
verstanden, die den Ersatz von Material in nennenswertem Umfang erfordern.  
Zu Nr. 14: Ein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist ohne Anzeige zulässig, wenn er nur zur  
gezielten Behandlung von Einzelpflanzen bzw. Horsten erfolgt. „Horst“ bezeichnet dabei eine 
eng aneinander stehende Ansammlung von Trieben einer Pflanze, besonders bei einigen 
Sauergräsern oder Stauden, (die somit einen „Büschel“ bilden). Es sollen damit 
hauptsächlich Problemunkräuter wie die großblättrigen Ampferarten bekämpft werden.  
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Zu Nr. 16: die Ausübung der Fischerei unter Verwendung von Otterschutzgittern. Als Tierart 
des Anhangs II der FFH-Richtlinie und streng geschützte Art gemäß § 7 Abs. 2 BNatSchG ist 
der Erhalt des Otters zu fördern. Bei der Reusenfischerei sind daher Otterschutzgitter oder 
Reusen mit Ausstiegshilfe zu verwenden, um eine Beeinträchtigung zu vermeiden. 
 
Zu Nr. 17: Vergleiche Ausführungen zu Nr. 8. 
 
Zu Abs. 3: Mit den anzuzeigenden „erforderlichen Maßnahmen zur Ufer- und 
Sohlbefestigung“ sind kleinere Maßnahmen gemeint (z. B. an der bestehenden Furt in 
Hansen). Deren Erforderlichkeit ist zu begründen. Umfassende Ufer- und 
Sohlbefestigungsmaßnahmen sind in der Regel nicht mit dem Schutzzweck vereinbar. 
Instandsetzungen an Drainagen, die über die Unterhaltungsmaßnahmen hinausgehen sowie 
der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln auf Dauergrünland, soweit dieser über die horstweise 
Behandlung hinaus geht, sind zwei Wochen vor deren Beginn der zuständigen 
Naturschutzbehörde anzuzeigen. Der flächige Einsatz zur Behandlung von niedrigen und 
flächig wachsenden Unkrautarten wie insbesondere des kriechenden Hahnenfußes ist nur 
mit Anzeige zulässig, da mit der Behandlung i.d.R. alle zweikeimblättrigen Pflanzen 
vernichtet werden und damit auch viele wertvolle Arten der mesophilen Grünländer 
verschwinden. Es ist entscheidend, dass die untere Naturschutzbehörde vor der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln Kenntnis erhält und nötigenfalls einschreiten oder Auflagen 
erteilen kann. Dies ist besonders vor dem Hintergrund der hohen Dichte an gesetzlich 
geschützten Biotopen gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 24 NAGBNatSchG im 
Landschaftsschutzgebiet von Bedeutung. 
Bei der Ausübung der Verkehrssicherung ist eine Anzeige zwei Wochen vor Beginn der 
Maßnahme notwendig, um die Durchführung der Maßnahme ggf. begleiten und 
Beeinträchtigungen von Arten und Lebensräumen minimieren zu können.  
 
Generell gilt bei Anzeige- und Erlaubnisvorbehalten, dass  eine geplante Maßnahme 
zwei bzw. vier Wochen vor ihrem geplanten Beginn beim Landkreis Uelzen, untere 
Naturschutzbehörde schriftlich, persönlich oder per E-Mail angezeigt bzw. beantragt werden 
muss (in dringenden Fällen auch telefonisch). Der Landkreis kann einer angezeigten 
Maßnahme auch vor Ablauf der Frist zustimmen (ggf. unter Auflagen) oder die Maßnahme 
untersagen.   
Bei fehlender Anzeige ist die vorläufige Einstellung der Maßnahme (§ 34 Abs. 6 Satz 4 
BNatSchG) bzw. der Erlass einer Wiederherstellungsanordnung möglich (§ 3 Abs.2 
BNatSchG); wenn die Handlung gleichzeitig ein Eingriff darstellt, gilt § 17 Abs. 8 BNatSchG. 
Darüber hinaus ist im Einzelfall auch die Anordnung von Sanierungsmaßnahmen nach 
§ 19 Abs. 4 BNatSchG möglich (Umweltschadensrecht). 
 
6. Besondere Beschränkungen der Forstwirtschaft (§ 6) 
Die ordnungsgemäße  forstwirtschaftliche Nutzung gemäß § 11 NWaldLG ist bis auf die in 
§ 6 aufgeführten Beschränkungen freigestellt. Dies umfasst u.a. einen Erhalt von Alt- und 
Totholz in ausreichendem Umfang, der Einsatz von bestands- und bodenschonenden 
Techniken, die Wahl standortgerechter Baumarten und den möglichst weitgehenden Verzicht 
auf Pflanzenschutzmittel. 
Soweit  wertbestimmende Lebensraumtypen oder Arten im Wald nach FFH- Richtlinie 
vorkommen, beruhen die Beschränkungen auf dem Gemeinsamen Runderlass des 
Niedersächsischen Umwelt- und Landwirtschaftsministeriums vom 21.10. 2015 über die 
Unterschutzstellung von Natura  2000 Gebieten im Wald durch 
Naturschutzgebietsverordnung. Der Erlass dient der Wahrung und Wiederherstellung eines 
günstigen Erhaltungszustandes der wertbestimmenden Lebensraumtypen und Arten im 
Wald. Zusätzlich gilt das Verschlechterungsverbot des § 33 Abs. 1 BNatSchG. 
Die Errichtung, Nutzung und Unterhaltung von Zäunen und Gattern und sonstigen 
erforderlichen Einrichtungen und Anlagen sowie Maßnahmen im Rahmen eines mit der 
zuständigen Naturschutzbehörde abgestimmten Bewirtschaftungsplanes sind freigestellt. Der 
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Erlass gilt auch bei Unterschutzstellung des Waldes als Landschaftsschutzgebiet, wenn die 
entsprechenden Regelungen des Erlasses angewandt und das Schutzniveau gewahrt bleibt 
(Nds. Mbl. Nr. 40/2015, S. 1300, Nr. 1.11). 
Die Regelungen beziehen sich auf nach der Basiserfassung festgestellten Waldflächen mit  
Lebensraumtypen im Allgemeinen, auf LRT-Flächen mit Erhaltungszustand B (gute 
Ausprägung) und C (mittlere bis schlechte Ausprägung) und auf LRT-Flächen mit 
Erhaltungszustand A (hervorragende Ausprägung). Der Erhaltungszustand wird nach 
bestimmten Kriterien beurteilt wie dem Vorkommen lebensraumtypischer Habitatstrukturen 
(Waldentwicklungsphasen, Biotop- und Altholz, Totholz), dem Arteninventar (Deckung der 
Baum- und Strauchschicht, Krautschicht) und der vorhandenen Beeinträchtigungen 
(Störzeiger, Verbiss und Naturverjüngung, Befahrungsschäden, Schäden an 
Standortverhältnissen, Vegetation und Struktur und Deckungsanteil nicht heimischer 
Gehölzarten). 
 
Zu Abs. 2 Auch Waldflächen, die keinen wertbestimmenden Lebensraumtyp aufweisen, sind 
Bestandteil der Aue und wertvoll in Bezug auf den Schutz des Gesamtgebietes. 
Insbesondere die Kleinflächigkeit und die Verzahnung der Waldflächen mit Lebensraumtyp-
Flächen verlangt eine Bewirtschaftung, die deren Schutz, Erhaltung und Entwicklung fördert. 
Daher sind die erhebliche Beeinträchtigung ihrer Funktion und ihrer Bedeutung für den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild, die Veränderung des Wasserhaushalts, die 
Erstaufforstung mit nicht naturraumtypischen Gehölzen, Kahlschläge über 0,5 ha Größe, der 
Umbau naturnaher Wälder in andere als die angegebenen und in Nadelwald verboten. Um 
einen günstigen Erhaltungszustand zu erreichen, ist es z.T. erforderlich auch außerhalb der 
LRT-Flächen dafür zu sorgen, dass keine nicht naturraumtypischen Arten in das Gebiet 
eingebracht werden. Da viele Arten auf einen bestimmten Feuchtegehalt des Bodens 
angewiesen sind, darf der Wasserstand nicht verändert werden. Zur Verjüngung von Stiel- 
und Traubeneiche sind offene, lichte Bereiche notwendig, daher sind Kahlschläge bis 0,5 
Hektar möglich. 
 
Zu Abs. 3: Auf allen in der Basiserfassung festgestellten Flächen mit wertbestimmenden 
Lebensraumtypen sind insbesondere gemäß Erlass zur Unterschutzstellung von Natura 
2000-Gebieten im Wald durch Naturschutzgebietsverordnung (Nds. MBl. Nr. 40/2015, S. 
1300) weitere Beschränkungen festgelegt. Die vorkommenden Lebensraumtypen gemäß 
Anhang I FFH-Richtlinie sind „Hainsimsen-Buchenwald“ (Code 9110), „Eichen-
Hainbuchenwald“ (9160), „Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Stieleiche“ 
(Code 9190) und „Auenwälder mit Schwarzerle und Esche“ (Code 91E0). 
Zu Nr. 1:  Die Förderung oder Einbringung insbesondere der Douglasie ist aus Sicht des 
Bundesamtes für Naturschutz (BfN) eine quantitative und qualitative Beeinträchtigung von 
europaweit schützenswerten FFH-Lebensraumtypen, insbesondere der Waldtypen des 
Anhangs I und Arten von gemeinschaftlicher Bedeutung. Grund ist die hohe natürliche 
Verjüngung der Douglasie auf armen bodensauren, lichten und trockenen Waldstandorten 
und damit die Verdrängung einheimischer Pflanzen und Tierarten. 
Zu Nr. 2: Die Holzentnahme soll möglichst biotop- und bodenschonend erfolgen. Die 
Holzentnahme als Einzelstammentnahme, Femelnutzung oder im Lochhieb ist erlaubt, der 
Kahlschlag verboten. 
Zu Nr. 3: Das Fahren mit Kraftfahrzeugen ist abseits von Wegen und Feinerschließungs-
linien mit Ausnahme von Maßnahmen zur Vorbereitung der Verjüngung verboten, um 
Lebensräume, Biotope und Arten sowie die oberen Bodenschichten zu schonen. Mit 
Feinerschließungslinien sind Rückegassen gemeint, die nicht von Bäumen bestandene und 
unbefestigte Fahrlinien zum Transport des eingeschlagenen Holzes sind. 
Zu Nr. 4: Die Holzentnahme ist entsprechend dem Zustand des Bodens und der 
Empfindlichkeit der Bestände schonend durchzuführen und darf in Altholzbeständen nur im 
Zeitraum vom 1. September bis 28. Februar des Folgejahres ohne Erlaubnis der 
Naturschutzbehörde erfolgen, damit während der Brut-, Setz- und Aufzuchtzeit 
störungsempfindliche Arten möglichst wenig beeinträchtigt werden. In Ausnahmefällen, z.B. 
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wenn die Holzentnahme bei Auftreten von Kalamitäten oder aus Gründen der 
Bodenschonung bei zu feuchten Verhältnissen zu einem anderen Zeitpunkt durchgeführt 
werden soll,  ist eine Erlaubnis der zuständigen Naturschutzbehörde einzuholen. 
Zu Nr. 5: Unter Bodenbearbeitung fällt jeder Eingriff in die Bodenstruktur, insbesondere das 
Fräsen oder Mulchen. Zur Naturverjüngung ist bei Nadelgehölzen meist eine 
Bodenverwundung erforderlich. Nadelholzarten sind keine zu fördernde Holzarten in diesem 
Schutzgebiet.  Die plätzeweise Bodenverwundung ist erlaubt. Darüber hinausgehende 
Maßnahmen zur Bodenbearbeitung bedürfen einer Anzeige vier Wochen vor Beginn bei der 
zuständigen Naturschutzbehörde.  
Zu Nr. 8: Der flächige Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist verboten, ein davon 
abweichender  Einsatz ist nur nach Anzeige zwei Wochen vor Beginn bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde möglich, wenn eine erhebliche Beeinträchtigung nach § 33 Abs. 1 und 
§ 34 Abs. 1 BNatSchG ausgeschlossen ist. Es soll nur in begründeten Einzelfällen ein 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln erfolgen, da nicht nur Schadorganismen, sondern auch 
andere Insekten, darunter auch stark gefährdete oder besonders geschützte Arten oder 
Tiere, die sich von den vergifteten Schadorganismen ernähren, geschädigt werden. 
Bei befahrungsempfindlichen Standorten und Altholzbeständen soll ein Abstand zwischen 
den befahrbaren Erschließungslinien von 40 m eingehalten werden, um die oberen 
Bodenschichten und Biotope zu schützen. Seilkrantrassen gelten nicht als befahrbar und 
sind in einem engeren Abstand möglich.  
Beim Wegebau ist höchstens 100 kg milieuangepasstes Material pro Quadratmeter zu 
verwenden. In diesem Gebiet ist Material mit einem pH-Wert unter 7 zu verwenden. 
 
Zu Abs. 4: Auf den Lebensraumtyp-Flächen mit Erhaltungszustand „B“ und „C“ sind weitere 
Beschränkungen im Holzeinschlag und der Pflege geregelt: 
Zu Nr. 1: Ein Altholzanteil von 20 % ist zu erhalten und zu entwickeln. Altholz bietet vielen 
Organismen einen Lebensraum, auch charakteristischen Arten der Lebensraumtypen wie 
Käfer- oder Fledermausarten. Unter Altholz werden Bestände verstanden, deren Bäume 
regelmäßig einen Brusthöhendurchmesser von mindestens 50 cm aufweisen oder 
mindestens 100 Jahre alt sind. Bei Laubholz mit niedriger Umtriebszeit wie Erle und Birke 
liegt die Untergrenze für den Brusthöhendurchmesser bei 30 cm und für das Alter bei 
mindestens 60 Jahren. 
Zu Nr. 2: Aus Altholz können sich Habitatbäume entwickeln. Es sind pro Hektar drei lebende 
Altholzbäume dauerhaft zu markieren und bis zum natürlichen Zerfall zu belassen. 
Habitatbäume sind lebende Altholzbäume mit Baumhöhlen, Horstbäume, Kopfbäume, 
breitkronige Hutebäume, mehrstämmige Bäume, Bäume mit erkennbaren Faulstellen und 
Mulmhöhlen, Bäume mit abgebrochenen oder teilweise abgestorbenen Kronen sowie 
Uraltbäume, die mit hoher Wahrscheinlichkeit holzentwertende Fäulnis aufweisen. Bei 
Fehlen von Altholzbäumen ist eine dauerhafte Markierung auf 5 % der Fläche ab der dritten 
Durchforstung durchzuführen.  
Zu Nr. 3: Je Hektar sind jeweils zwei Stück stehendes oder liegendes Totholz zu belassen. 
Frisch abgestorbene Bäume sind kein Totholz.  
 
Zu Abs. 7: Bei kleinflächigen Waldbeständen unter einem Hektar Größe sind die normierten 
Gebote je angefangenen Hektar anteilig zu befolgen. Dies ist erforderlich, da aufgrund der 
Differenzierung nach Lebensraumtypen und Erhaltungszuständen sonst kleinflächige, 
wertvolle Bereiche nicht erfasst würden. 
 
Zu Abs. 8: Die in einem Bewirtschaftungsplan von der zuständigen Naturschutzbehörde 
oder mit deren Zustimmung festgelegten Maßnahmen können von den konkret benannten 
Ge- und Verboten der Verordnung abweichen und dienen dem Erhalt und der Entwicklung 
der Lebensraumtypen. Der Plan basiert auf aktualisierten Kartierungen. 
 
Zu Abs. 9: Für die im Landschaftsschutzgebiet vorkommenden Lebensraumtypen sind die 
lebensraumtypischen Baumarten und Hauptbaumarten aufgeführt, die aus den 
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Vollzugshinweisen des NLWKN für die jeweiligen Lebensraumtypen stammen. Sie stellen die 
charakteristischen Arten in diesem Lebensraum dar.  
Bei der Zusammensetzung der Baumarten ist bei den Lebensraumtypen 9110, 9160 und 
9190 zu beachten, dass Mindestanteile der charakterbestimmenden Baumarten Rotbuche 
bzw. Stiel-/Traubeneiche vorhanden sein müssen. Genauere Angaben sind den 
Vollzugshinweisen des NLWKN für die FFH-Lebensraumtypen zu entnehmen (u. a. „Matrix 
zur Bewertung des Erhaltungszustands“). 
 
7.  Befreiungen (§ 7):   
Eine Befreiung kann erteilt werden, wenn im Einzelfall ein besonderes öffentliches Interesse 
an einem Vorhaben vorliegt oder die Regelungen der Verordnung in einem konkreten Fall zu 
einer unzumutbaren Belastung führen würden. Es können Nebenbestimmungen festgelegt 
werden.  
Bei Maßnahmen, die ein Projekt im Sinne des § 34 BNatSchG darstellen, ist eine FFH-
Verträglichkeitsprüfung die Voraussetzung für eine Befreiung. Gemäß § 34 Abs. 1 Satz 2 
stellt die Landschaftsschutzgebietsverordnung den Maßstab für die Prüfung dar.   
 
8.  Pflege, - Entwicklungs- und Wiederherstelltungsmaßnahmen im Einzelfall (§ 8): 
Im LSG befinden sich Lebensraumtypen, die sowohl in einem günstigen Erhaltungszustand 
(A und B) als auch in einem ungünstigen Erhaltungszustand (C) vorliegen. Aufgabe und Ziel 
dieser Verordnung ist die Erhaltung oder die Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustandes der Lebensraumtypen des Anhangs I der FFH-Richtlinie mit ihren 
charakteristischen Tier- und Pflanzenarten sowie der Arten des Anhangs II der FFH-
Richtlinie. Ein „günstiger Erhaltungszustand“ bedeutet, dass das Schutzgut nicht unmittelbar 
gefährdet ist, das Verbreitungsgebiet und der zur Verfügung stehende Lebensraum nicht 
abnehmen und so bemessen sind, dass Populationen weiterhin überlebensfähig sind. Es 
können im Einzelfall zur Erreichung des Schutzzwecks Pflege-, Entwicklungs- und 
Wiederherstellungsmaßnahmen angeordnet werden. Die Maßnahmen sind im Rahmen der 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums (Art. 14 Grundgesetz) zu dulden, soweit die Nutzung des 
Grundstücks nicht unzumutbar beeinträchtigt wird. Erforderliche Maßnahmen wurden u.a. 
aus den Vollzugshinweisen des NLWKN für Arten- und Lebensgemeinschaften hergeleitet. 
 
Fachliche Grundlagen: 

 Bundesamt für Naturschutz (BfN) (Hrsg., 2010): Bewertung des Erhaltungszustandes  der 
Lebensraumtypen nach Anhang I der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie in Deutschland. 
Überarbeitete Bewertungsbögen der Bund-Länder-Arbeitskreise als Grundlage für ein 
Bundesweites Monitoring. Bonn 

 Drachenfels, Olaf von (2011): Kartierschlüssel für Biotoptypen in Niedersachsen. Naturschutz 
und Landschaftspflege in Niedersachsen A/4. 

 FFH-Monitoring Ilmenau (Basiserfassung), TG 13, Mittlere Gerdau, 2. Flächendeckende 
Biotopkartierung, BMS Umweltplanung (2002/2003). 

 Gemeinsamer Runderlass des MU und des ML zur Unterschutzstellung von Natura 2000-
Gebieten im Wald durch Naturschutzgebietsverordnung vom 21.10.2015. 

 Niedersächsischer Landkreistag (2015): Arbeitshilfe Natura 2000, Sicherung der Natura 2000 
Gebiete. 

 NLWKN (2015): Sicherung von Natura 2000 Gebieten, Musterverordnung. 

 NLWKN (2011): Niedersächsische Strategie zum Arten- und Biotopschutz – Vollzugshinweise 
zum Schutz der FFH-Lebensraumtypen sowie weiterer Biotoptypen mit landesweiter 
Bedeutung in Niedersachsen. 

 NLWKN (2012): Einstufung der Biotoptypen in Niedersachsen, aus: Informationsdienst 
Naturschutz Niedersachsen  32, Nr. 1. 

 NLWKN (2012): Niedersächsische Strategie zum Arten- und Biotopschutz – Vollzugshinweise 
zum Schutz von Säugetierarten in Niedersachsen,  S. 2, 4, 7. 

 NLWKN (2014): Hinweise zur Definition und Kartierung der LRT des Anhangs I der FFH-
Richtlinie in Niedersachsen. 

 NLWKN (2015): Liste der FFH-Lebensraumtypen in Niedersachsen mit vereinfachten 
Bezeichnungen.  
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